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Hessischer Landkreistag  
  
  
Wir sind der kommunale Spitzenverband aller 21 Landkreise im Bundesland Hessen.  
  
Wir vertreten mit den Landkreisen  
  

 4,7 Mio. Einwohner und damit 77 % der Bevölkerung in Hessen  
 auf rund 97 % der Fläche des Bundeslandes Hessen und  
 leistungsstarke Verwaltungen mit 22.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die mit dem 

Haushaltsvolumen von über 7 Mrd. Euro im Jahr mit die maßgeblichen Gestalter in der Fläche 
und in den ländlichen Räumen darstellen.  

 
Die hessischen Landkreise erbringen mit  
  

 den Regel-, Eingliederungs- und kommunalen Leistungen der Jobcenter für SGB II-
Empfänger sowie der Übernahme der Wohnkosten,   

 den Leistungen der Sozialämter im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt, der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung, der Hilfe zur Pflege sowie den Leistungen für 
Asylbewerber,   

 den Leistungen für behinderte Menschen im Rahmen der Eingliederungshilfe,   
 dem Wohngeld, dem Schüler-, Studenten- und Meister-BAföG,   
 den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe,   
 den Integrationsleistungen für allein über 100.000 Flüchtlinge in den Jahren 2015/2016  
 und der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements als tragende Säule des gesellschaftli-

chen Zusammenhalts  
 
wichtige Sozialleistungen und geben dafür pro Jahr mehr als 4 Mrd. Euro aus.   
  
Die hessischen Landkreise sichern die öffentliche Daseinsvorsorge und wichtige Infrastrukturen vor 
Ort und sorgen für attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen für Bürger und Unternehmen in der 
Fläche. So sind sie   
  

 Träger von Krankenhäusern (rd. 2/3  der Landkreise),  
 Träger von 23 der 33 Sparkassen in Hessen,   
 Entsorgungsträger in der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung,  
 verantwortlich für den Erhalt und den Ausbau der ca. 5.000 Kilometer Kreisstraßen, was ei-

nem Anteil von 30% des überörtlichen Straßennetzes entspricht,   
 Träger des öffentlichen Personennahverkehrs und  
 Eigentümer hochleistungsfähiger Breitbandnetze.  

 
Sie unterstützen die Bruttowertschöpfung in den ländlichen Räumen vor allem in Handwerk, Mittel-
stand und Industrie.   
  
Die hessischen Landkreise sind zentrale Akteure im Bildungsbereich als  

 
 in der Summe größter Schulträger in Hessen,   
 maßgebliche Gestalter der Schulentwicklungsplanung,  
 Verantwortliche für die Schulbeförderung,  
 Träger von Volkshochschulen sowie Kreismusikschulen und  
 Träger / Förderer einer Reihe von kulturellen und sportlichen Einrichtungen
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V o r w o r t  
 
Zur Mitgliederversammlung/Jahrestagung 2020 legt die Geschäftsstelle des Hessischen Landkreista-
ges den in der Satzung jährlich vorgesehenen Geschäftsbericht vor. Dieser umfasst den Zeitraum von 
November 2019 bis November 2020. Er beinhaltet – nach Aufgabenfeldern und Sachthemen – eine 
Darstellung der Aktivitäten der Gremien und der Geschäftsstelle unseres Verbandes der 21 hessischen 
Landkreise. Darüber hinaus gibt er einen Überblick über die Positionen des Hessischen Landkreistages 
zu kreisrelevanten Themen auf europäischer, bundesweiter, landesweiter und kommunaler Ebene. 
 
Das prägende Ereignis im Berichtszeitraum war die Corona-Pandemie als weltweite Herausforderung. 
Am 28. Februar 2020 hat das Coronavirus das Bundesland Hessen erreicht. An diesem Tag bestätigt 
das Hessische Ministerium für Soziales und Integration, dass eine Person aus dem Lahn-Dill-Kreis po-
sitiv getestet wurde. In der Woche darauf beraten die drei Bezirksversammlungen Süd, Mitte und Nord 
des Hessischen Landkreistages nochmals umfassend, in welcher Art und Weise sich die 21 hessischen 
Landkreise auf die Bekämpfung des Coronavirus vorbereitet haben. Dies waren bis auf Weiteres die 
letzten Gremiensitzungen, in denen die Vertreterinnen und Vertreter der Landkreise unter dem Dach 
des Hessischen Landkreistages persönlich zusammengekommen sind. Ab dann wurden die Sitzungen 
von Gremien, Arbeitsgemeinschaften und Arbeitsgruppen des Hessischen Landkreistages nahezu aus-
schließlich in Form von Telefon- und Videokonferenzen abgehalten oder wurden gänzlich abgesagt. 
Die Geschäftsstelle mit ihren 22 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern arbeitete seitdem verstärkt im 
Homeoffice. 
 
Gerade auch auf die Landkreise kamen als maßgebende Akteure bei der Bekämpfung des Coronavirus 
sodann zahlreiche besondere Aufgaben zu (Auswahl): 
 
 Information und Beratung der Bevölkerung 
 Absonderung von erkrankten Personen und Verdachtspersonen 
 Erlass von Allgemeinverfügungen für besondere Situationen 
 Umsetzung und Durchsetzung der Corona-Verordnungen der Landesregierung 
 Sicherstellung des Transportes mit dem Rettungsdienst in geeignete Kliniken 
 Sicherstellung von Betten- und Beatmungskapazitäten in den Kreiskliniken 
 Unterstützung der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
 Vorhaltung von Kapazitäten und Leistungen des Katastrophenschutzes 
 Beschaffung und Verteilung von Schutzausrüstung 
 Unterstützung bei der Umsetzung der Maßnahmen in Schulen und Kitas 
 Beratung und Unterstützung von Unternehmen in finanzieller Not 
 Aufspannen eines Schutzschirmes für soziale Einrichtungen 

 
Wichtige gemeinsame Verabredungen zwischen den 21 Landkreisen zum Umgang mit bestimmten 
Fragestellungen in der Corona-Krise wurden unter dem Dach des Hessischen Landkreistages koordi-
niert und getroffen. Darüber hinaus informierte die Geschäftsstelle über den Verteiler der Landrätin-
nen und Landräte sowie der Mitglieder des Gesundheitsausschusses nahezu täglich über die aktuells-
ten Entwicklungen bzw. Entscheidungen in Bund und Land. Weiterhin konnten unzählige Rechtsfra-
gen geklärt, Abstimmungen unter den Landkreisen und mit dem Land vorgenommen, Ansprechpartner 
vermittelt und auch hieraus resultierende neueste Erkenntnisse wieder in die Landkreise kommuniziert 
werden.  
 
Besonders im Mittelpunkt stand sodann auch die Frage der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
die kommunalen Finanzen. Inzwischen ist klar, insbesondere nach der zusätzlichen Steuerschätzung 
vom 10. September 2020, dass die Steuereinnahmen aller Ebenen durch die Corona-Krise in histori-
schem Ausmaß einbrechen werden und auch die hessischen Landkreise, wegen der Berechnungs-
grundlagen der sie finanzierenden Kreisumlage allerdings erst in den Jahren ab 2021, treffen werden. 
Angesichts der wichtigen Rolle, welche die Landkreise bei der Erbringung von Leistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger sowie bei der Pandemiebekämpfung tragen, hat der Hessische Landkreistag  
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deutlich gemacht, dass das Land dieser Besonderheit sowohl in finanzieller Hinsicht Rechnung tragen 
muss, als auch bei der Ausübung seiner Finanzaufsicht. Hierzu hat das Land Hessen bereits Mitte des 
Jahres ein Sondervermögen aufgelegt, aus dem 2,5 Mrd. Euro für den Ausgleich coronabedingter Be-
lastungen auf der kommunalen Ebene vorgesehen sind. Mit Blick auf dieses vom Land zur Krisenbe-
wältigung aufgelegte Sondervermögen, hat sich das Präsidium dafür ausgesprochen, dass ein bedeu-
tender Anteil der hierin für kommunale Zwecke vorgesehenen Mittel in Höhe von 2,5 Mrd. Euro zur 
Stabilisierung der kommunalen Einnahmenseite eingesetzt wird. Ob diese Mittel am Ende ausreichen 
werden, um darüber hinaus auch coronabedingte Mehrbelastungen z. B. im Bereich der Finanzierung 
des ÖPNV oder der Krankenhäuser auszugleichen, erscheint nach den aktuellen Berechnungen eher 
unwahrscheinlich. Die Frage der Entwicklung der öffentlichen Finanzen, insbesondere auf der kom-
munalen Ebene, wird den Verband sowie seine Gremien mit Sicherheit noch einige Jahre beschäfti-
gen. 
 
Flankiert wurde die inhaltliche und politische Arbeit des Hessischen Landkreistages wiederum durch 
eine intensive Öffentlichkeitsarbeit. Der Internetauftritt (www.hlt.de) sowie der fünf Mal im Jahr er-
scheinende Newsletter „Landkreistag Kompakt“ sind fest etabliert. Darüber hinaus wurden die Mit-
glieder im Jahr 2019 mit insgesamt 1.112 Rundschreiben zu einzelnen Themenstellungen und dazu er-
folgten Positionierungen des Hessischen Landkreistages informiert. Der internen Kommunikation 
diente unter anderem auch der Bereich des Intranets mit der Gremien- und Rundschreibendatenbank, 
die im Berichtszeitraum gut nachgefragt wurde. Schließlich wurde im Jahr 2020 der Versand der 
Gremienunterlagen auf weitgehend "digital" umgestellt. 
 
Die Geschäftsführung bedankt sich auch in diesem Jahr bei den 21 hessischen Landkreisen sowie ins-
besondere den in den Gremien des Hessischen Landkreistages mitwirkenden Landrätinnen und Land-
räten, Kreisbeigeordneten, Kreistagsvorsitzenden und den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Kreisverwaltungen für das Engagement im Hessischen Landkreistag. Ohne ihre Mitwirkung könn-
ten die Geschäftsstelle und der Verband nicht erfolgreich arbeiten. Ebenso richten wir ein herzliches 
Dankeschön an unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle für deren großen Einsatz 
und deren stets fachkundige Unterstützung.  
 
 
Den Geschäftsbericht 2019/2020 empfehlen wir Ihrer Lektüre.  
 
 
Wiesbaden, im November 2020 
 
 
 
 
 
 

Prof. Dr. Jan Hilligardt  
Geschäftsführender Direktor 

Matthias Drexelius 
Direktor 
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1. Finanzen 
 
 
Kommunalfinanzen in der Corona-Krise 
 
Die im März des Berichtszeitraums auch über 
die hessischen Landkreise hereinbrechende 
Corona-Krise bestimmte angesichts ihrer wirt-
schaftlichen und fiskalischen Auswirkungen 
fortan und in zunehmendem Maße die Arbeit 
im Finanzreferat der Geschäftsstelle. Dabei 
traf diese Krise die Mitgliedskreise in einer 
Zeit, in der diese mit fortgesetzten Haushalts-
überschüssen, welche die Bildung sowohl von 
Ergebnis- als auch von Liquiditätsrücklagen 
ermöglichten, die finanziellen Altlasten der 
vorhergehenden Periode stark defizitärer 
Haushalte abarbeiten und in begrenztem Um-
fang Risikovorsorge für schlechtere Zeiten 
treffen konnten. 
 
Um die beginnenden finanziellen Auswirkun-
gen der Coronakrise auf die Kreishaushalte 
beurteilen zu können, nahm die Geschäftsstel-
le im April eine erste Abfrage unter den 
Kämmereien der Mitgliedskreise vor. Deren 
Auswertung ergab, dass zumindest die Land-
kreisebene die entsprechenden finanziellen 
Belastungen im laufenden Haushaltsjahr 2020 
noch wird mit vorhandenen Reserven abfe-
dern können, jedoch große Problem in den 
Jahren 2021 fortfolgende erwartet, wenn die 
in einem historisch beispiellosen Maße ein-
brechenden Steuereinnahmen auf die Kreis-
umlagegrundlagen und den Kommunalen Fi-
nanzausgleich (KFA) durchschlagen. 
 
Bereits in den ersten Wochen der Corona-
Krise wurden auf Betreiben der Geschäftsstel-
le bzw. der drei Kommunalen Spitzenverbän-
de (KSpV) Erleichterungen für die Kommu-
nen im Hinblick auf Haushaltsrecht und Li-
quiditätssituation durch das Land auf den Weg 
gebracht:  
 
• Aufgestellter Jahresabschluss 2018 genügt 

als Genehmigungsvorausssetzung für den 
Haushalt 2020. 

• Gemeinsame Initiative der KSpV: Bereits 
am 26.03.2020 wandten sich die KSpV in 
einem gemeinsamen Schreiben an das 
Hessische Ministerium des Innern und für 
Sport (HMdIS) und das Hessische Fi-
nanzministerium (HMdF) und forderten 

u.a. Maßnahmen zur Stärkung der Liquidi-
tätssituation der hessischen Kommunen, 
die aufsichtliche Erlaubnis, den in den 
Haushaltssatzungen festgesetzten Höchst-
betrag an Liquiditätskrediten zu über-
schreiten, sowie haushaltsrechtliche Er-
leichterungen ein. 

• Am 30.03.2020 griff das HMdIS mit sei-
nem Erlass „Hinweise zur Anwendung des 
Kommunalen Haushaltsrechts im Umgang 
mit den wirtschaftlichen Folgen der 
Corona-Pandemie“ die Anregungen aus 
dem vorgenannten Schreiben, soweit sei-
nen Geschäftsbereich betreffend, vielfach 
auf und gewährte unterschiedliche haus-
haltsrechtliche Erleichterungen, welche 
beispielsweise die Erhöhung des in der 
Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbe-
trages an Liquiditätskrediten betrafen. 

• Ebenfalls eine kommunale Forderung auf-
greifend, verkündete das HMdF am 
01.04.2020, zur Stärkung der Liquidität 
der hessischen Kommunen die Schlüssel-
zuweisungen für Juni und Juli bereits im 
Mai 2020 als Vorauszahlung auszuzahlen. 

 
Im weiteren Verlauf des Berichtszeitraums 
fand am 28.04.2020 unter Vorsitz von Herrn 
Staatssekretär Dr. Worms im HMdF ein Ge-
spräch zwischen den KSpV und dem HMdIS, 
vertreten durch Herrn Staatssekretär Dr. Heck, 
statt. Gegenstand waren die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie auf die Kommunalfinanzen 
und mögliche Handlungsoptionen des Landes. 
Aus den Gesprächsinhalten ist die gemeinsame 
Einschätzung hervorzuheben, dass die größte 
Herausforderung für die Kommunalfinanzen in 
den einbrechenden Steuereinnahmen liegen 
wird. Klarheit über das entsprechende Ausmaß 
und mögliche Folgen für den KFA in den Jah-
ren 2021 und 2022 soll eine Sonder-Steuer-
schätzung Anfang September 2020 bringen. 
Zum weiteren Verfahren wurde daher einver-
nehmlich vereinbart, dass auf dieser Basis im 
Herbst eine Gesamtdebatte über die finanziel-
len Auswirkungen der Coronakrise geführt 
werden soll, die eine faire Lastenverteilung 
zwischen Land und Kommunen zum Ziel hat. 
 
Die im vorgenannten Gespräch thematisierten 
Handlungsoptionen, zu denen der Hessische 
Landkreistag (HLT) nach Befragung der Mit-
gliedskreise bereits im Vorfeld des Gesetzge-
bungsverfahrens Stellung bezog, mündeten  
im „Corona-Kommunalpaket-Gesetz“ vom 
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03.07.2020. Dieses weist folgende Inhalte zur 
finanziellen Entlastung der Kommunen in der 
Corona-Krise auf: 

 
• In den Kommunalinvestitionsprogram-

men (KIP I und II) werden die noch nicht 
abgerufenen Mittel für bewilligte Maß-
nahmen pauschal an die Fördermittel-
empfänger ausgezahlt und die Umset-
zungsfristen in den Landesprogrammtei-
len um jeweils ein Jahr verlängert. 

• Der sog. Schutzschirm wird vorzeitig 
durch Fingierung der Erfüllung aller 
Schutzschirmverträge beendet. 

• Im Entschuldungsprogramm der Hessen-
kasse werden die kommunalen Eigenbei-
träge für das Jahr 2020 allen teilnehmen-
den Kommunen ohne Antragsstellung 
hälftig gestundet. 

Zu dem gesamten Gesetzespaket der Landes-
regierung zur Bewältigung insbesondere der 
finanziellen und wirtschaftlichen Folgen der 
Coronakrise, welches u.a. auch den zweiten 
Nachtragshaushalt 2020 umfasste, nahm der 
HLT zudem im Juni gegenüber dem Haus-
haltsausschuss des Hessischen Landtags Stel-
lung. 
 
Im Juli des Berichtszeitraums begannen so-
dann die Gespräche mit dem HMdF über die 
Verteilung der hälftig durch Bund und Länder 
finanzierten Ausgleichsleistungen zur Kom-
pensation der Einbrüche bei der Gewerbesteu-
er aufgrund der Corona-Krise. Wichtig war 
dem HLT dabei, dass diese Gewerbesteuer-
kompensation wie „echte Gewerbesteuer“ be-
handelt und damit kreisumlagefähig sein wird. 
Zu den auf der Bundesebene vorgesehenen 
Maßnahmen, deren Gesetzgebung bei Be-
richtsschluss noch nicht abgeschlossen war, 
gehört auch eine auf 75% erhöhte Bundesbe-
teiligung bei den Kosten der Unterkunft 
(KdU), deren Entlastungswirkung für die hes-
sischen Kommunen durch das HMdF auf rund 
270 Mio. € beziffert wird. 
 
Die Gespräche mit dem HMdF über kommu-
nale Finanzfragen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie, die keinen Bezug zu den 
Ergebnissen der Interimssteuerschätzung ha-
ben, bspw. ÖPNV oder Kinderbetreuung, lie-
fen schließlich im August des Berichtszeit-
raums unter Einbindung der Mitgliedskreise 
an. Zum Zeitpunkt der Berichtslegung zeich-

nete sich ab, dass sich die weiteren Gespräche 
mit dem Land auf die Stabilisierung der kom-
munalen Einnahmenseite in den nächsten Jah-
ren konzentrieren werden. Dies wiederum vor 
dem Hintergrund, dass das HMdF einen Aus-
gleich „individueller Finanzschäden“ der 
Kommunen aufgrund der Corona-Pandemie 
frühzeitig ausschloss, die vollumfängliche Er-
hebung aller entsprechenden Zusatzbelastun-
gen der kommunalen Ausgabenseite einen un-
vertretbar hohen Verwaltungsaufwand bei we-
nig belastbaren Ergebnissen erwarten lässt und 
die finanziellen Volumina, die auf der Ein-
nahmenseite der Kommunen zur Disposition 
stehen, ein Vielfaches dessen betragen dürften, 
was sich bislang an Mehrausgaben aufgrund 
der Corona-Pandemie abschätzen lässt.  
 
Zudem wurde u.a. im Chefgespräch mit Staats-
minister Boddenberg Ende August des Be-
richtszeitraums eine  sogenannte „Große-
Brocken-Liste“ besprochen, die wesentliche 
Positionen wie beispielsweise Zusatzbelastun-
gen im Krankenhausbereich, im ÖPNV oder 
bei den Kindertagesstättengebühren enthält, 
hinsichtlich derer die KSpV im Lichte der 
Corona-Krise eine finanzielle Beteiligung des 
Landes erwarten. Sowohl die Stabilisierung der 
kommunalen Einnahmeseite als auch die Ge-
genfinanzierung der „Großen Brocken Liste“ 
sollen aus dem vom Land im Berichtszeitraum 
mit einem Gesamtvolumen von 12 Mrd. Euro 
zur Krisenbewältigung aufgelegten Sonder-
vermögen „Hessens gute Zukunft sichern“ er-
folgen, wovon wiederum 2,5 Mrd. Euro bis 
einschließlich des Jahres 2023 für kommunale 
Zwecke zur Verfügung stehen. Von diesem 
Betrag waren jedoch bereits zum Zeitpunkt der 
Berichtslegung erhebliche Mittel vorgebunden, 
bspw. in Höhe von 661 Mio. Euro zur Finan-
zierung des Landesanteils an der Gewerbesteu-
erkompensation des Bundes. Wie begrenzt der 
verbleibenden Anteil dieser für kommunale 
Zwecke bereitstehenden Mittel ist, zeigte sich 
Anfang September nach Vorlage der Ergebnis-
se der Sonder-Steuerschätzung: In den Jahren 
bis 2023 werden coronabedingt die Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
sowie die hessischen KFA-Volumina derart 
stark einbrechen, dass für entsprechende Stabi-
lisierungsmaßnahmen nahezu die kompletten 
Mittel eingesetzt werden müssten, die zum 
Zeitpunkt der Berichtslegung aus dem vorste-
hend beschriebenen 2,5-Mrd-Euro-Topf noch 
verfügbar wären. Mithin blieben für eine fi-
nanzielle Beteiligung des Landes an der „Gro-



 
9 

ßen Brocken Liste“ keine Spielräume mehr. 
Wie mit diesem Dilemma umgegangen werde 
soll, muss in politischen Spitzengesprächen 
im Herbst des Jahres geklärt werden. 
 
 
Haushalts- und Finanzsituation der hessi-
schen Landkreise 
 
Die Auswertung der Ergebnisse der durch die 
Geschäftsstelle in den Monaten Mai und Juni 
2020 durchgeführten Umfrage zur Haushalts-
situation der hessischen Landkreise 2019 und 
2020 ermöglichte einen Eindruck über die Fi-
nanzsituation der Mitgliedskreise vor der 
Corona-Pandemie: 
 
• Zum 31.12.2019 wies das Gesamtergeb-

nis der hessischen Landkreise insgesamt 
einen Überschuss von 314,411 Mio. Euro 
aus. Im Vergleich zum Vorjahr ist bei 
dieser Position ein deutlicher Rückgang 
von 95,903 Mio. Euro festzustellen. So-
mit wurde der Trend der vergangenen 
Jahre durchbrochen, der hinsichtlich der 
Gesamtergebnisse stets von Verbesse-
rungen im Vergleich zum jeweiligen 
Vorjahresabschlussstichtag geprägt war. 

• Im Haushaltsjahr 2019 schlossen alle 
Landkreise mit einem positiven Ergebnis 
ab. Ein ähnliches Ergebnis wurde im 
Vorjahr erzielt, in dem 20 Landkreise ein 
positives Ergebnis erzielten und ein 
Landkreis ein ausgeglichenes. 

• Entsprechend der noch vor Ausbruch der 
Corona-Pandemie erstellten Haushalts-
planungen würde sich die positive Ent-
wicklung im Jahr 2020 im Grundsatz 
fortsetzen. 20 Landkreise erwarteten für 
das Jahr 2020 ein positives Ergebnis von 
132,240 Mio. Euro, ein Landkreis plante 
ein negatives Ergebnis von 3,673 Mio. 
Euro. Die Mitgliedskreise gingen in der 
Planung für das Jahr 2020 insgesamt von 
einem positiven Gesamtergebnis von 
128,567 Mio. Euro aus, welches im Ver-
gleich zu den für das Jahr 2019 bislang 
gemeldeten Ergebnissen jedoch deutlich 
und zwar um 185,843 Mio. Euro niedri-
ger ausfallen würde. 

• Wie in den beiden Vorjahren fiel der Fi-
nanzhaushalt auch im Jahr 2019 bei 20 
Landkreisen positiv aus und betrug im 
Saldo per 31.12.2019 kumuliert für alle 

Mitgliedskreise 247,178 Mio. Euro. Die 
Planungen für das Jahr 2020 sahen bereits 
vor der Corona-Pandemie eine weniger 
positive Entwicklung vor. Demnach er-
warteten drei Landkreise einen negativen 
Finanzierungssaldo. Bei dem für das Jahr 
2020 insgesamt geplanten positiven Fi-
nanzierungssaldo von 50,033 Mio. Euro 
wurde im Vergleich zum Vorjahr von ei-
nem deutlichen Rückgang ausgegangen. 

• Bereits im Vorjahr wurde bei den damals 
abgefragten Verbindlichkeiten aus Kas-
senverstärkungskrediten ein deutlicher 
Rückgang im Vergleich zum Vorjahr u. a. 
in Zusammenhang mit der Möglichkeit 
der Ablösung von Kassenkrediten im 
Rahmen der Hessenkasse festgestellt. Bei 
den nunmehr per 31.12.2019 erhobenen 
Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 
setzte sich dieser Trend fort. Bei diesem 
Posten wiesen lediglich fünf Landkreise 
insgesamt 66,8 Mio. Euro aus. Für das 
Jahr 2020 gingen die Mitgliedskreise im 
Gegensatz dazu bereits vor der Corona-
Pandemie von einer deutlichen Steigerung 
bei dieser Position aus. 17 Landkreise er-
warteten Verbindlichkeiten aus Liquidi-
tätskrediten von 386,242 Mio. Euro. 

• Der Anteil des Zuschussbedarfs/-betrags 
für die Produktbereiche 05 und 06 an den 
allgemeinen Deckungsmitteln lag 2018 
bei 69,66 %, steigerte sich im Jahr 2019 
auf 72,46 % und für 2020 wird eine Stei-
gerung auf 75,69 % erwartet. 

 
Aus der Auswertung der Umfrage zur Haus-
haltssituation ist aus Sicht der Geschäftsstelle 
zu schlussfolgern, dass sich die in den vergan-
genen Jahren zu beobachtende Verbesserung 
der Gesamtergebnisse und der Liquiditätssitua-
tion bereits zu einem Zeitpunkt nur bedingt 
fortsetzte, zu welchem die finanziellen Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie noch keinen 
Niederschlag in den Haushalten fanden. Zu-
sätzlich verdeutlicht die Auswertung, dass der 
finanzielle Spielraum der Landkreise durch die 
Steigerungen der sozialen Leistungen und der 
Kinder- Jugend- und Familienhilfe im Jahr 
2019 weiter eingeschränkt wurde. Diese Ent-
wicklung dürfte sich aufgrund der Corona-
Pandemie verstärken. 
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Kreisumlage: Rechtsprechung und Ent-
wicklung der Hebesätze 
 
Bezüglich der Entwicklung der Hebesätze 
setzte sich der in den Vorjahren zu beobach-
tende Rückgang der durchschnittlichen hes-
senweiten Kreisumlagehebesätze fort. Im 
Haushaltsjahr 2019 betrug die durchschnittli-
che Kreisumlage 33,36 %, im laufenden 
Haushaltsjahr 2020 wird ein Rückgang auf 
33,08 % erwartet. Auch bei dem Hebesatz für 
die stets kostendeckend zu erhebende Schul-
umlage wird im Jahr 2020 eine rückläufige 
Entwicklung auf 17,77 % angenommen, nach 
17,95 % im Jahr 2019. 
 
Die Geschäftsstelle informierte die Mitglieds-
kreise im Berichtsjahr über die Urteile des 
Oberverwaltungsgerichts (OVG) Saarland 
vom 12.11.2019, des OVG Berlin-Brand-
enburg vom 17.12.2019 und des Bundesver-
waltungsgerichts (BVerwG) vom 14.07.2020, 
in denen das Thema Kreisumlagebemessung 
und förmliche Anhörungspflichten unter-
schiedlich behandelt wurden und die verdeut-
lichen, dass die seit längerem andauernde 
Diskussion zu dem genannten Thema noch 
nicht abgeschlossen ist. 
 
 
UAG Pflichtaufgabenkatalog 
 
Im Berichtszeitraum wurde der für die Ermitt-
lung des Kommunalen Finanzbedarfs inner-
halb des KFA dienende Pflichtaufgabenkata-
log entsprechend den Vorjahren vom HMdF 
überarbeitet.  
 
Wie in den Vorjahren hatten die Mitgliedkrei-
se die Möglichkeit, den aktualisierten Pflicht-
aufgabenkatalog 2019 mit der Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu überprüfen. Im Berichts-
zeitraum waren den Rückmeldungen keine 
wesentlichen Änderungsvorschläge und 
grundsätzliche Bedenken zu entnehmen. 
 
 
Landeshaushalt 2020 
 
Unter anderen zu folgenden Themen wurde 
seitens des HLT im Vorfeld der Anhörung im 
Haushaltsausschuss des hessischen Landtags 
zu dem Gesetzentwurf über die Feststellung 
des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 

Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) 
schriftlich Stellung genommen: 
 
In Bezug auf die Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes legte der HLT dar, dass durch die 
Umsetzung des Lebensabschnittsmodells bei 
den Landkreisen und kreisfreien Städten eine 
Erhöhung der Aufwände von ca. 96 Mio. Euro 
zu erwarten sei, die auf Seiten des Landes-
wohlfahrtsverbands (LWV) entfallen werden. 
Zeitgleich werde die LWV-Umlage für das 
Jahr 2020 lediglich um ca. 5 Mio. Euro sinken. 
Der HLT setzte sich deshalb für eine vollstän-
dige Erstattung des verbleibenden Mehrauf-
wands bei den Landkreisen von ca. 90 Mio. 
Euro ein, die im Landeshaushalt 2020 nicht 
vorgesehen seien. 
 
Im Landeshaushalt 2020 wurden zur Fortfüh-
rung des auslaufenden Bundesprogramms für 
Investitionskosten im Bereich der Kinderbe-
treuung insgesamt 40 Mio. Euro für die Jahre 
2021 bis 2023 als Verpflichtungsermächtigun-
gen für Investitionen berücksichtigt, die der 
Schaffung und Sicherung von Betreuungsplät-
zen in Kindertageseinrichtungen und der Kin-
derpflege dienen. Konkrete Förderungen aus 
dem entsprechenden Programm sind im Haus-
haltsjahr 2020 nicht möglich, da es sich ledig-
lich um Verpflichtungsermächtigungen han-
delt, für die keine Mittel im Landeshaushalt 
2020 eingestellt wurden. Der HLT kritisierte 
die ungeklärte Finanzierung der Maßnahmen 
für die Jahre 2019 und 2020, die den Rahmen 
des Bundesprogramms übersteigen, und wies 
auf die über das Volumen des Landespro-
gramms hinausgehenden Investitionsbedarfe 
beginnend ab dem Jahr 2021 hin. 
 
Der HLT hat der Landesregierung in der Ver-
gangenheit wiederholt vorgetragen, dass die 
Investitionsmittel für Krankenhäuser bei wei-
tem nicht ausreichend sind und erachtete des-
halb in Anlehnung an die Forderung der Hessi-
schen Krankenhausgesellschaft auch mit Blick 
auf den Landeshaushalt 2020 eine Erhöhung 
der Investitionsmittel um 180 Mio. Euro pro 
Jahr als notwendig. 
 
Die im Landeshaushalt 2020 vorgesehenen 
Mittel zur Entlastung der Erziehungsberechtig-
ten vom Kindergartenbeitrag von 350 Mio. Eu-
ro im Landeshaushalt 2020 entsprechen dage-
gen der HLT-Position, auch das erste und 
zweite Kindergartenjahr für die hessischen El-
tern beitragsfrei zu stellen. In diesem Zusam-
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menhang kritisierte der HLT allerdings, dass 
auf der Finanzierungsseite der KFA mit origi-
nären Landesmitteln von lediglich 175 Mio. 
Euro aufgestockt wird. Infolgedessen haben 
die Kommunen auch im Jahr 2020 den ver-
bleibenden Betrag von 175 Mio. Euro zu tra-
gen. Seit dem Jahr 2018 hat sich auf diese 
Weise eine Belastung von 433 Mio. Euro für 
die Kommunen ergeben. Der HLT forderte 
daher eine vollständige Finanzierung der Bei-
tragsfreistellung aus originären Landesmitteln 
und lehnte die Heranziehung des KFA für die-
ses Projekt entschieden ab. 
 
Eine weitere Stellungnahme gab der HLT zu-
dem zum zweiten Nachtragshaushalt des Lan-
des ab (siehe Abschnitt „Kommunalfinanzen 
in der Corona-Krise“). 
 
 
Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) 
 
 
Entwicklung KFA-Festsetzung 2020 
 
Mit Schreiben des HMdF an die Kommunen 
vom 20.02.2020 wurde die vorläufige KFA-
Festsetzung für das Jahr 2020 bekannt gege-
ben. Die Schlüsselzuweisungen betragen da-
nach 3,91 Mrd. Euro, bei der vorläufigen 
Festsetzung des KFA 2019 waren es 3,52 
Mrd. Euro. Im Vergleich zum Vorjahr erhöht 
sich der jeweilige Betrag bei den kreisfreien 
Städten, den Landkreisen sowie den kreisan-
gehörigen Kommunen. Die Steigerung der 
Schlüsselzuweisungen der hessischen Land-
kreise laut des Haushaltsplans des Landes 
Hessen für das Jahr 2020 ist ausschließlich 
auf die sogenannte „Kreditierung“ zurückzu-
führen (siehe Programm „Starke Heimat Hes-
sen“). 
 
Die Finanzausgleichsmasse steigerte sich ge-
mäß des Haushaltsplans des Landes Hessen 
für das Jahr 2020 auf 5,999 Mrd. Euro im Jahr 
2020, nach 5,21 Mrd. Euro im Jahr 2019.  
 
 
Evaluierung des KFA 
 
Vor dem Hintergrund der Diskussion um die 
Beteiligung der Landkreise an dem Programm 
„Starke Heimat Hessen“ und die Bemessung 
der Teilschlüsselmassen im KFA wurde im 
Berichtszeitraum der angekündigte Zeitplan 

seitens des HMdF in Hinblick auf die Arbeit an 
der Evaluierung des KFA nicht eingehalten. 
Die auf Fachebene für die Evaluierung haupt-
sächlich zuständige AG KFA-Evaluierung im 
HMdF (AG) traf sich von daher erst am 
11.03.2020 zu ihrer zweiten Sitzung. Das 
HMdF gab in dieser Sitzung bekannt, dass das 
neue Finanzausgleichsgesetz (FAG) erst zum 
01.01.2023 in Kraft treten soll und nicht wie 
bis dahin vorgesehen zum 01.01.2022. 
 
In der AG wurden weiter die drei Themen-
schwerpunkte der Evaluierung des KFA darge-
legt. Dabei handelt es sich um die Grundlagen 
(Statistik/Referenzzeitraum, Pflichtaufgaben, 
Gebiets- und Statusänderungen, Verwaltungs-
verfahren), vertikale Aspekte (Entwicklung 
KFA und Bedarfsermittlung) sowie horizontale 
Aspekte (Ergänzungsansätze, Nivellierungshe-
besätze, kommunale Umlagen, Ermäßigungs-
satz Sonderstatusstädte, Interkommunale Ge-
werbegebiete). Die KSpV wiesen in dieser Sit-
zung auf den zusätzlichen Beratungsbedarf zu 
den Themen „Betriebskosten Kindertagesstät-
ten“ und „Infrastrukturkosten“ hin.  
 
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde die ge-
plante dritte Sitzung der AG am 30.04.2020 
abgesagt und der Evaluierungsprozess pausier-
te im Berichtszeitraum seitdem abermals. 
 
Die verbandsinterne AG innerhalb des HLT, 
die den Evaluierungsprozess fachlich begleitet, 
tagte im Berichtszeitraum am 04.09.2019 und 
beriet über die bislang vorliegenden Positionie-
rungen der kommunalen Schwesterverbände 
und erarbeitete dazu folgende Empfehlungen 
zu den relevanten Punkten aus der Stellung-
nahme des Hessischen Städtetags vom 
12.06.2019. 
  
In Bezug auf eine Studie des Städtetages zum 
vorgelagerten Bedarfsausgleich soll gerade bei 
pflichtigen Aufgaben von großer monetärer 
Bedeutung, z.B. BTHG, Hilfe zur Pflege, KdU, 
SGB II, künftig einem direkten Kostenaus-
gleich durch das Land der Vorzug vor einem 
Ausgleich über den KFA gegeben werden.  
 
Bei der Kreis- und Schulumlage soll materiell 
und formell an den bisherigen Hinweisen zur 
HKO/GemHVO festgehalten werden. Es wird 
keine Notwendigkeit gesehen, diese in das 
FAG zu übernehmen. 
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Ein vorgezogener Finanzausgleich im Bereich 
der Sozialausgaben, insbesondere KdU und 
Kindertagesstätten, ist aus Sicht der verbands-
internen AG nicht erforderlich. Es wird für 
diesen Bereich die unter Studie des Städteta-
ges beschriebene Lösung vorgezogen. 
 
In Zusammenhang mit KFA-fremden Finan-
zierungen empfiehlt die verbandsinterne AG, 
vom Land höhere Mittel im KFA für die Ver-
bundfinanzierung der Verkehrsverbünde und 
die Investitionsfinanzierung der Krankenhäu-
ser zu fordern, da die Bedeutung dieser Berei-
che zunehmen wird. 
 
In einer dritten Sitzung der verbandsinternen 
AG am 27.04.2020 wurde der aktuelle Sach-
stand bezüglich der Evaluierung des KFA be-
sprochen. 
 
 
Förderquotenentwicklung nach § 56 FAG 
 
Das HMdF teilte den KSpV mit Schreiben vom 
31.03.2020 die Vorgehensweise der Förderquo-
tenentwicklung nach den §§ 48 und 56 des 
FAG mit, die erstmals für das Jahr 2020 gilt. 
Zu den bereits im Vorjahr angekündigten Ver-
änderungen in dem besagten Bereich äußerte 
der HLT gegenüber dem HMdF seinerzeit 
grundsätzlich keine Bedenken und schlug er-
gänzend zur Abmilderung von Übergangshär-
ten vor, die neue Förderquoteneinteilung in 
kleineren Schritten zu erreichen als ursprüng-
lich vorgesehen. 
 
Nach der endgültigen Regelung ist generell die 
individuelle Finanzkraft der jeweiligen Kom-
mune für die Förderquotenermittlung maßge-
bend. Da diese bei Landkreisen aufgrund der 
Umlagefinanzierung schwierig zu ermitteln ist, 
wird die Finanzkraftzahl der kreisangehörigen 
Kommunen des jeweiligen Kreises für die För-
derquotenermittlung als am geeignetsten ange-
sehen.  
 
Beginnend mit dem Jahr 2020 erfolgt die Ver-
fahrensumstellung durch die Anpassung der 
Förderquoten in 5%-Punkt-Schritten bis zur 
neuen Einordnung. Diese Übergangsregelung 
wird für alle Kommunen angewendet. 
 
Das den KSpV vom HMdF im Vorjahr vorge-
stellte Verfahren, welches Mehrjahresdaten zur 
Grundlage der Berechnung heranzieht, wird 

somit unverändert realisiert. Der ursprünglichen 
Forderung des HLT in Bezug auf eine 2,5%-
Punkte-Übergangsregelung für Landkreise, de-
ren Förderquoten sich nachteilig verändern, 
wurde nicht entsprochen. Ausschließlich im Jahr 
2020 erfolgt eine faktische Anwendung des 
HLT-Vorschlags, da die Übergangsregelung im 
Jahr 2019 noch nicht angewendet wurde.  
 
 
Programm „Starke Heimat Hessen“ 
 
In einem politischen Spitzengespräch am 
24.09.2019 mit Herrn Staatsminister Dr. Schä-
fer und den KSpV wurde das Programm „Star-
ke Heimat Hessen“ erörtert. Das Ergebnis die-
ses Gesprächs war der Entwurf einer Überein-
kunft zwischen der Landesregierung und den 
KSpV über die Themen Kinderbetreuung, 
Starke Heimat Hessen, Familienleistungsaus-
gleich und KFA 2020. Dieser sah vor, dass die 
Landkreise als Einzige in der kommunalen 
Familie nicht an dem durch die Heimatumlage 
finanzierten Aufwuchs der KFA-Schlüssel-
masse beteiligt werden sollen. Seitens des 
Landes wurde deshalb die „Kreditierungslö-
sung“ für den KFA 2020 als Bestandteil der 
Übereinkunft entwickelt, die eine Aufteilung 
des Aufwuchses bei der Gruppe der kreisfreien 
Städte im Folgejahr des KFA 2020 zwischen 
allen drei kommunalen Gruppen vorsieht. Je-
doch muss der kreditierte Anteil des Aufwuch-
ses der Teilschlüsselmasse der Landkreise mit 
Aufwüchsen künftiger Jahre verrechnet wer-
den. 
 
Das Präsidium des HLT beschloss in seiner 
Sitzung am 17.10.2019, die in der Überein-
kunft niedergelegten Überlegungen zum finan-
ziellen Ausgleich für die Umsetzung des Gute-
Kita-Gesetzes, der Aufstockung der Bundes-
mittel für die Kita-Investitionen, zur Fortfüh-
rung des Familienleistungsausgleichs in un-
verminderter und künftig dynamisierter Höhe 
anzuerkennen. Die Übereinkunft in der vorlie-
genden Form wurde jedoch nicht mitgetragen, 
da die zuvor erwähnte „Kreditierungslösung“ 
die Notwendigkeit verdeutlicht, den KFA-
Mechanismus grundsätzlich zu verändern, um 
zukünftig dramatische Ausschläge und Ver-
werfungen zwischen den kommunalen Grup-
pen im KFA zu verhindern. 
 
Am 31.10.2019 wurde das Gesetz über das 
Programm „Starke Heimat Hessen“ beschlos-



 
13 

sen, welches auch die Bestandteile der vorge-
nannten Übereinkunft enthält. 
 
 
Jahresgespräch und Berichte überörtliche 
Prüfung – Unterausschuss für Finanzcon-
trolling und Verwaltungssteuerung (UFV) 
 
Im Berichtszeitraum wurden die 203. Verglei-
chende Prüfung „Siedlungsstruktur“ und die 
215. Vergleichende Prüfung „Nachschau – 
Betätigung bei Sparkassen“ der Überörtlichen 
Prüfung Kommunaler Körperschaften des 
Hessischen Rechnungshofs (ÜPKK) jeweils in 
einem Gespräch im UFV mit den KSpV ein-
zeln besprochen. Zur Erörterung des 33. Zu-
sammenfassenden Berichts „Kommunalbe-
richt 2019“ waren die KSpV zu einem weite-
ren Gespräch im UFV am 26.08.2020 einge-
laden. 
 
Das turnusgemäß stattfindende Jahresge-
spräch  zwischen der ÜPKK und den KSpV 
wurde aufgrund der Corona-Pandemie auf den 
02.11.2020 verschoben. 
 
 
Kommunale 5-Mrd-Euro Entlastung und 
Flüchtlingsfinanzierung – Ergebnisse der 
Kommission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ 
 
Die Geschäftsstelle legte den Mitgliedern im 
Berichtsjahr die Weiterentwicklung des The-
mas in mehreren Rundschreiben dar und be-
richtete in diesem Zusammenhang, dass der 
Bundesrat am 29.11.2019 dem Gesetz zur Be-
teiligung des Bundes an den Integrationskos-
ten der Länder und den Kommunen in den 
Jahren 2020 bis 2021 zustimmte, welches die 
Einigung des Bundes und der Länder über die 
Fortführung der Beteiligung des Bundes an 
den flüchtlingsbezogenen Kosten von Ländern 
und Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 
umsetzt. 
 
Im Berichtsjahr wurden auch Ergebnisse der 
Kommission „Gleichwertige Lebensverhält-
nisse“ von der Geschäftsstelle aufmerksam 
beobachtet. Der DLT berichtete, dass bezüg-
lich des Themas „Kommunale Altschulden“ 
der Konsens erzielt wurde, dass grundsätzlich 
die Länder für die aufgabenadäquate Finanz-
ausstattung der Kommunen verantwortlich 
seien. Eine entsprechende Hilfe des Bundes 

soll jedoch möglich sein, wenn ein nationaler 
politischer Konsens darüber erzielt werde, den 
betroffenen Kommunen einmalig gezielt zu 
helfen. Die Voraussetzung für einen solchen 
Konsens sei die Gewährleistung, dass zukünf-
tig eine neue Verschuldung über Kassenkredite 
ausgeschlossen werde. Zusätzlich sollen die 
Ursachen der hohen Kassenkreditbestände der 
Kommunen beseitigt werden. 
 
Aus hessischer Sicht ist diesbezüglich kritisch 
anzumerken, dass mit den Entschuldungs-
programmen „Hessenkasse-Entschuldungspro-
gramm“ und „Kommunaler Schutzschirm“ in 
den vergangenen Jahren erhebliche Anstren-
gungen zur Entlastung der Kommunen von 
kommunalen Altschulden unternommen wur-
den. Sollten im Rahmen der Umsetzung der 
Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ andere Bundesländer er-
hebliche Bundeshilfen zur Begleichung kom-
munaler Altschulden erhalten, wäre aus Sicht 
des HLT zu prüfen, inwieweit in Hessen Land 
und Kommunen einen Ausgleich für die bereits 
durchgeführten Entschuldungsmaßnahmen er-
halten können. Das Präsidium des DLT forder-
te nach Abschluss der Arbeitsgruppen „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ in seiner Sitzung 
am 13./14.05.2019 die Erhöhung des kommu-
nalen Umsatzsteueranteils und die zukünftige 
Verteilung des selbigen nach Einwohnern als 
Bundesbeitrag zur aufgabenangemessenen Fi-
nanzausstattung der Kommunen. Zugleich 
wurde in diesem Zusammenhang eine Erhö-
hung der Bundesbeteiligung an den KdU als 
ungeeignet bewertet. In Bezug auf die Kassen-
kreditproblematik beschloss der DLT weiterhin 
sich dafür einzusetzen, dass der Bund u. a. mit 
den Ländern Möglichkeiten zur Rückführung 
der Kassenkreditbestände vereinbart. Vor dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie und der in 
diesem Zusammenhang beschlossenen Corona-
Hilfen des Bundes für die Kommunen positio-
nierte sich das Präsidium des DLT in seiner 
Sitzung am 06./07.09.2020 in Bezug auf die 
erhöhte Beteiligung des Bundes an den KdU 
nunmehr dahingehend, dass diese die Land-
kreise und kreisfreien Städte strukturell und 
dauerhaft jährlich in Höhe von 3 bis 4 Mrd. 
Euro stärken werde. Da die Entlastung bei den 
KdU weit über den Altschulden-Vorschlag des 
Bundesfinanzministers hinausgehe, trete der 
DLT Initiativen einzelner Bundesländer entge-
gen, die darauf abzielen, eine erneute Debatte 
zur Übernahme kommunaler Kassenkredite 
durch den Bund zu beginnen. Der im Mai 2020 
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vom Bundesfinanzministerium veröffentlichte 
Vorschlag des „Kommunalen Solidarpakts 
2020“ beinhaltet u. a. den vorgenannten Alt-
schulden-Vorschlag. Dieser sieht für Kom-
munen, deren Kassenkredite mehr als 100 Eu-
ro pro Einwohner betragen einen einmaligen 
Schuldenschnitt dergestalt vor, dass das jewei-
lige Bundesland eine Hälfte der Altschulden 
übernehmen und zukünftig verhindern soll, 
dass bei den Kommunen erneut Liquiditäts-
kredite entstehen, die über das normale Maß 
hinausgehen. Die andere Hälfte der Belastun-
gen soll lt. besagtem Vorschlag der Bund 
übernehmen.  
 
 
Investitionsprogramm HESSENKASSE 
Kommunalinvestitionsprogramme  
Hessischer Investitionsfonds  
 
Im Berichtsjahr setzte die AG Investitionsför-
derung (AG) beim HMdF ihre Arbeit fort, in 
der schwerpunktmäßig das Investitionspro-
gramm Hessenkasse, die Kommunalinvestiti-
onsprogramme und der Hessische Investiti-
onsfonds (HIF) thematisiert werden. 
 
 
Investitionsprogramm HESSENKASSE 
 
In den vergangenen Monaten legte das HMdF 
den KSpV in der AG wiederholt die Problema-
tik dar, dass das Abrufvolumen aus dem Inves-
titionsprogramm der Hessenkasse deutlich hin-
ter der Abrufplanung zurückbleibt. Ende des 
Jahres 2019 betrugen die tatsächlichen Mittel-
abrufe rd. 27,9 Mio. Euro, geplant waren rd. 
100 Mio. Euro. Da zukünftig zutreffendere 
Planungsprognosen der Kommunen zur opti-
malen Liquiditätssteuerung des Sondervermö-
gens erforderlich sind, wurden die KSpV in 
diesem Zusammenhang gebeten, Möglichkeiten 
und Anregungen zu nennen, wie ein Gleich-
klang zwischen Planung und tatsächlichen Mit-
telabrufen sichergestellt werden kann. Diese 
Problematik wurde auch im Finanzausschuss 
am 29.10.2019 beraten und anschließend initi-
ierte die Geschäftsstelle eine entsprechende 
Mitgliederumfrage. 
 
In der AG wurde im Berichtszeitraum zudem 
der Änderungsentwurf der Förderrichtlinie 
HESSENKASSE unter Anhörung auch des 
HLT beraten. Die endgültige Förderrichtlinie 
wurde am 10.02.2020 im Staatsanzeiger veröf-

fentlicht und enthält als wesentliche Änderung 
eine Ergänzung bzgl. der Umstellung der öffent-
lichen Straßenbeleuchtung auf eine energieeffi-
zientere Technik. 
 
Zusätzlich war der jeweilige Sachstand des In-
vestitionsprogramms HESSENKASSE Inhalt 
der AG-Sitzungen. In der Sitzung am 
23.04.2020, die in Form einer Videokonferenz 
durchgeführt wurde, wurde darüber informiert, 
dass das Fördervolumen insgesamt 627,8 Mi-
o. Euro beträgt und per 16.04.2020 700 Maß-
nahmen mit einem Fördervolumen von rd. 
289,7 Mio. Euro angemeldet waren. 
 
 
Kommunalinvestitionsprogramme (KIP I und 
KIP II) 
 
Das HMdF informierte in der AG im Berichts-
jahr mehrfach darüber, dass die Mittelabrufe im 
KIP I in Hessen im bundesweiten Vergleich 
sehr gering sind und wies ausdrücklich darauf 
hin, dass alle Maßnahmen bis zum 31.12.2020 
vollständig abgenommen und die Mittel abgeru-
fen sein müssen.  
 
Die KSpV wurden aufgerufen, die genannte 
Problematik bei den Mitgliedern zu thematisie-
ren, um hessische Gründe für die geringen Mit-
telabrufe zu benennen. Die Umfrageergebnisse 
der von der Geschäftsstelle anschließend durch-
geführten entsprechenden Mitgliederbefragung 
beinhalten jedoch keine Gründe für die geringen 
Mittelabrufe, die ausschließlich auf das Bundes-
land Hessen zutreffen und dem HMdF wurde 
eine entsprechende Stellungnahme zugeleitet. 
 
In der letzten AG - Sitzung im Berichtszeitraum 
in Form einer Videokonferenz wurden die Er-
gebnisse der vorgenannten HLT-Umfrage vor-
gestellt. Da zu diesem Zeitpunkt bereits die 
Corona-Krise im Vordergrund stand, wurde die 
Aufarbeitung des Problems und die Erarbeitung 
konkreter Lösungsvorschläge auf einen späteren 
Zeitpunkt verschoben. 
 
Am 27.04.2020 wurde im Bundesgesetzblatt die 
Gesetzesänderung veröffentlicht, die die Ver-
längerung der Bundesfristen zur Umsetzung der 
Kommunalinvestitionsprogramme KIP I und II 
nach dem Kommunalinvestitionsförderungsge-
setz (KInvFG) um jeweils ein Jahr regelt. Die 
Verlängerung der im KInvFG festgesetzten För-
derzeiträume entspricht der entsprechenden 
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HLT-Verbandsposition, welche bereits im Jahr 
2018 dem HMdF übermittelt wurde und die 
seinerzeit abschlägig beschieden wurde. Vor 
dem Hintergrund der Corona-Krise wurde  
auch eine Laufzeitverlängerung der Landespro-
grammteile der KIP I und II ebenfalls um je-
weils ein Jahr verkündet und schließlich im 
Corona-Kommunalpaket-Gesetz umgesetzt, 
welches am 03.07.2020 im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für das Land Hessen veröffent-
licht wurde (siehe auch „Kommunalfinanzen in 
der Corona-Krise“). 
 
Die am 10.02.2020 im Staatsanzeiger veröf-
fentlichte Veränderung der Förderrichtlinie KIP 
Kommune (KIP I) enthält im Wesentlichen ei-
ne Ergänzung bzgl. der Umstellung der öffent-
lichen Straßenbeleuchtung auf eine energieeffi-
zientere Technik. Zu dem entsprechenden Ent-
wurf der Förderrichtlinie hatte der HLT vorab 
die Gelegenheit zur Stellungnahme und es 
wurden nach Abfrage bei den Mitgliedkreisen 
keine Einwände erhoben. 
 
Um Kommunen kurzfristig Liquidität zur Ver-
fügung zu stellen, enthält das Corona-Kom-
munalpaket-Gesetz eine Änderung des Kom-
munalinvestitionsprogrammgesetzes (KIPG), 
welche die pauschale Auszahlung noch nicht 
abgerufener Darlehen in den Landesprogramm-
teilen bzw. Komplementärfinanzierungsdarle-
hen im Bundesprogrammteil an Fördermittel-
empfänger nach erfolgter Bewilligung ab dem 
15.08.2020 vorsieht. Die entsprechende HLT-
Position, nach der die Auszahlung nicht abge-
rufener Mittel nicht pauschal, sondern optional 
ggf. individuell auf Anforderung der jeweiligen 
Kommune erfolgen sollte, da die Landkreise 
die Folgen der Corona-Krise erst beginnend mit 
dem Jahr 2021 erwarten, übermittelte die Ge-
schäftsstelle dem HMdF zu dem dazugehören-
den Gesetzentwurf auf Basis einer Mitglieder-
umfrage in einer entsprechenden Stellungnah-
me (siehe auch „Kommunalfinanzen in der 
Corona-Krise“). 
 
 
Hessischer Investitionsfonds (HIF)  
 
Die im Vorjahr auf Arbeitsebene gebildete Un-
terarbeitsgruppe (UAG) zur Evaluierung und 
Attraktivitätssteigerung des HIF, in welche die 
Geschäftsstelle sowie eine Praxisvertreterin aus 
einem Mitgliedskreis eingebunden waren, setz-
te im Berichtsjahr ihre Arbeit fort. 
 

Die in der UAG erarbeiteten Änderungsvor-
schläge wurden in einem schriftlichen Fachkon-
zept zur Evaluierung des HIF zusammengefasst, 
welches im Wesentlichen in der Abteilung B ei-
ne zukünftige Anpassung an marktübliche Kon-
ditionen vorsieht. Zur Umsetzung der im Fach-
konzept zur Evaluierung des HIF enthaltenen 
Vorschläge, ist eine entsprechende Novellierung 
des Investitionsfondsgesetzes (InvFondsG) er-
forderlich. Die auf Basis der Rückmeldungen 
aus den Mitgliedskreisen von der Geschäftsstel-
le formulierte Stellungnahme zu dem entspre-
chenden Gesetzentwurf wurde dem HMdF mit 
Schreiben vom 02.06.2020 übermittelt. 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde der be-
sagte Gesetzentwurf bisher nicht in das Gesetz-
gebungsverfahren eingebracht und die Novellie-
rung des HIF wurde entsprechend zurückge-
stellt. 
 
 
Bürokratieabbau hinsichtlich des Vollzugs 
von Investitionsprogrammen 
 
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder und die Bundeskanzlerin einigten 
sich mit einem Beschluss vom 05.12.2019 da-
rauf, ein Maßnahmenprogramm zu entwickeln, 
welches u. a. Hindernisse für einen schlanken, 
bürgerorientierten Vollzug des Bundesrechts 
ausräumt und die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in der Gesetzgebung stärkt. 
 
Das HMdF nahm diese Gelegenheit zum An-
lass, in der zur Bearbeitung dieses Maßnah-
menprogramms eingesetzten Arbeitsgruppe 
beim Bundeskanzleramt das Thema „Investiti-
onshemmnisse aufgrund von Bundesrecht“ 
einzubringen. In diesem Zusammenhang wur-
den die KSpV um die Nennung entsprechender 
Sachverhalte gebeten. Entsprechende Rück-
meldungen der Mitgliedskreise übermittelte die 
Geschäftsstelle verbunden mit der bekannten 
Forderung des HLT nach einer Verlängerung 
der Umsetzungsfristen in den Kommunalinves-
titionsprogrammen KIP I und KIP II. 
 
Weiterhin stellte das HMdF der Geschäftsstelle 
im Juni 2020 ein vom Land Hessen in die AG 
Bürokratieabbau zum Thema „Kommunale 
Förderprogramme“ eingebrachtes Thesenpa-
pier zur Verfügung, welches auf Bundesebene 
beraten wird. Das Thesenpapier enthält u. a. 
die Forderung nach einer Rahmen-
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Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern, die Vereinbarungen für jedes einzel-
ne Förderprogramm zwischen den Ländern 
und den Fachressorts ersetzen soll. Eine 
Rückmeldung aus dem Bundeskanzleramt 
wird im September 2020 erwartet. 
 
Die Geschäftsstelle gelangte nach Bewertung 
des Thesenpapiers zu dem Schluss, dass des-
sen Vorschläge die aus den Mitgliedskreisen 
wiederholt vorgetragenen Forderungen nach 
bürokratischen Vereinfachungen bei der 
Durchführung der verschiedenen Investitions-
programme von Bund und Ländern aufgrei-
fen. 
 
 
Digitalpakt Schule 
 
Das HMdIS erteilte mit Schreiben vom 
31.03.2020 verbindliche Buchungsvorgaben 
dahingehend, dass auch aufwandswirksame 
Maßnahmen im Rahmen des Digitalpakts 
Schule aus im Zusammenhang mit diesem 
Förderprogramm aufgenommenen Investiti-
onskrediten finanziert und entsprechend im 
Finanzhaushalt verbucht werden dürfen. Dem 
vorausgegangen war eine Initiative der Ge-
schäftsstelle, die entsprechende Eingaben der 
Mitgliedskreise gegenüber dem HMdF darleg-
te und deren Zielsetzung mit den verbindli-
chen Buchungsvorgaben entsprochen wurde. 
 
Ende des Jahres 2019 wandte sich das HMdF 
mit Überlegungen zum Zusätzlichkeitskriteri-
um nach § 9 der Bund-Länder-Vereinbarung 
an die KSpV mit der Bitte zu dem Vorschlag 
einer klarstellenden Regelung Stellung zu 
nehmen. Die Geschäftsstelle setzte sich zur 
Vermeidung des Risikos des Verlustes von 
Fördergeldern für die jeweiligen Schulträger 
dafür ein, die vorgeschlagenen Konkretisie-
rungen und Beschränkungen des vorgenann-
ten Vorschlags auf das Haushaltsjahr 2019 zu 
beschränken. Diese Forderung ist in der end-
gültigen Version enthalten, die das HMdF an 
das Bundesministerium für Bildung und For-
schung weiterleitete. 
 
 
Entwicklung des Kommunalen Schutz-
schirms  
 
Die Schutzschirmverordnung (SchusV) wurde 
im Berichtsjahr mit Wirkung vom 12.04.2020 

geändert und beinhaltet im Wesentlichen die 
neue im Schutzschirmgesetz vorgesehene För-
derung von Gemeindefusionen durch Ent-
schuldungshilfen aus Restkontingenten des 
Kommunalen Schutzschirms. Zu dem entspre-
chenden Änderungsentwurf hatte der HLT zu-
vor die Gelegenheit zur Stellungnahme und 
teilte in diesem Zusammenhang dem HMdF 
mit, dass seitens des HLT auf Basis einer Mit-
gliederbefragung keine Vorbehalte gegen den 
besagten Änderungsentwurf bestehen. 
 
Hinsichtlich der Bewältigung der finanziellen 
Auswirkungen der Corona-Krise wurde im 
Corona-Kommunalpaket-Gesetz festgelegt, 
dass alle noch unter dem Schutzschirm stehen-
den Kommunen aus dem Schutzschirm entlas-
sen werden (siehe auch „Kommunalfinanzen in 
der Corona-Krise“). 
 
 
Handhabung der kommunalen Finanzauf-
sicht  
 
Am 07.11.2019 gab das HMdIS den Erlass 
„Kommunale Finanzplanung und Haushalts- 
und Wirtschaftsführung bis 2023“ heraus, der 
in seiner finalen Version am 16.12.2019 im 
Staatsanzeiger erschien. 
 
In Bezug auf die Ermittlung der Kreisumlage-
hebesätze enthält der Erlass eine deutliche 
Verschärfung. Da die in den letzten Jahren 
festzustellende Verbesserung der Kreisfinan-
zen lt. Erlass noch keinen Niederschlag bei der 
Bemessung der Hebesätze für die Kreisumlage 
gefunden habe, wird zukünftig eine realitäts-
nähere Prognose bei der Haushaltsaufstellung 
der Landkreise erwartet. Die Aufsichtsbehör-
den werden in diesem Zusammenhang ange-
wiesen die Prüfung der Kreishaushalte ent-
sprechend kritisch vorzunehmen und bei der 
Feststellung von unrealistischen Planansätzen, 
den Plan zur Überarbeitung zurückzugeben 
und ggf. die Anpassung der Hebesätze der 
Kreisumlage durch den Landkreis in Betracht 
zu ziehen. 
 
Die Geschäftsstelle bewertete hinsichtlich des 
Finanzplanungserlasses u. a. kritisch, dass die 
gesetzlichen Vorgaben zur Erhebung der 
Kreisumlage, die bis dahin durch gemeinsam 
mit der kommunalen Seite erarbeitete Hinwei-
se konkretisiert wurden, nun auf dem Wege ei-
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nes die Aufsicht bindenden Erlasses durch die 
Hintertür verschärft wurden. 
 
Bereits vor Bekanntgabe des Erlasses sah sich 
die Geschäftsstelle, aufgrund entsprechender 
Einlassungen des HMdIS, veranlasst die Frage 
zu klären, ob die Forderung nach einer 
Kreisumlagehebesatzsenkung durch die Auf-
sicht ausschließlich durch einen hohen Be-
stand an freier Liquidität veranlasst sein könn-
te. Das HMdIS informierte diesbezüglich, 
dass bei der Prüfung einer möglichen Kreis-
umlagehebesatzsenkung in erster Linie die 
Jahresüberschüsse bzw. die Rücklage aus 
Überschüssen im ordentlichen Ergebnis maß-
geblich sind. Die nicht gebundene Liquidität 
hat demgegenüber vorrangig Einfluss auf die 
Genehmigungsfähigkeit der Investitionskredi-
te. 
 
Weiterhin informierte das HMdIS im Be-
richtsjahr darüber, dass im Rahmen des Pro-
jekts „Digitale Modellbehörde“ eine Kommu-
naldatenbank aufgebaut und in diesem Zu-
sammenhang der Übertragungsweg des Fi-
nanzstatusberichts digitalisiert werden soll. 
Zukünftig sollen die mit den Finanzstatusbe-
richten erhobenen Daten allen an der Kom-
munaldatenbank Beteiligten aufbereitet zur 
Verfügung stehen. 
 
Die Finanzstatusberichte werden unter Betei-
ligung der Geschäftsstelle zusätzlich im Rah-
men einer entsprechenden Arbeitsgruppe im 
HMdIS weiterentwickelt, mit dem Ziel, das 
auf Planzahlen basierende Kommunale Aus-
wertungssystem Hessen (KASH) auf die ent-
sprechenden Werte des Jahresabschlusses 
auszuweiten. 
 
Die Geschäftsstelle befragte die Mitglieds-
kreise zu diesem Vorhaben und die vorgese-
henen Änderungen wurden in den Rückmel-
dungen begrüßt. 
 
 
Hessenkasse (Entschuldungsprogramm) 
 
Um die finanziellen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie für die Kommunen abzufe-
dern und eine ausreichende Liquidität sicher-
zustellen, beinhaltet das Corona-
Kommunalpaket-Gesetz auch eine Regelung 
zum Entschuldungsprogramm der Hessenkas-
se. Demnach wird der kommunale Tilgungs- 
und Eigenbeitrag für das Jahr 2020 allen 179 

am Entschuldungsprogramm der Hessenkasse 
teilnehmenden Kommunen ohne Antragstel-
lung hälftig gestundet. In den Jahren 2020 bis 
2026 müssen die gestundeten Jahresbeiträge zu 
je einem Fünftel zusätzlich zu den in diesen 
Jahren zu erbringenden kommunalen Tilgungs- 
bzw. Eigenbeiträgen durch die jeweilige 
Kommune zurückgeführt werden (siehe auch 
„Kommunalfinanzen in der Corona-Krise“). 
 
 
Entwicklungen im Bereich des kommunalen 
Haushaltsrechts 
 
Seitens des HMdIS wurde den KSpV in einem 
Gespräch am 16.09.2019 dargelegt, dass nur 
sehr wenige Änderungsvorschläge und Anlie-
gen aus den Stellungnahmen der KSpV zum 
Verordnungsentwurf der GemHVO und den 
Erlassentwürfen für Hinweise zur GemHVO 
bzw. Hinweise zur HGO berücksichtigt wur-
den. Zudem wurde die Kernforderung nach ei-
nem Verzicht auf den rein jahresbezogenen 
Ausgleich des Finanzhaushaltes abgelehnt. 
 
Im Berichtsjahr nahm der HLT weiterhin Stel-
lung zu dem Gesetzentwurf zur Verbesserung 
der politischen Teilhabe von ausländischen 
Einwohnerinnen und Einwohnern an der 
Kommunalpolitik sowie zur Änderung kom-
munal- und wahlrechtlicher Vorschriften, wel-
cher auch Änderungen im Bereich des Ge-
meindewirtschaftsrechts bzw. des Sechsten 
Teils der HGO enthält. In Bezug auf die vorge-
sehenen Änderungen im Sechsten Teil der 
HGO, wurde die vorgenannte abgelehnte Kern-
forderung aus der Stellungnahme zum Verord-
nungsentwurf der GemHVO erneut erhoben. 
Entschieden abgelehnt wurden die geplanten 
Aufgabenausweitungen für die Rechnungsprü-
fungsämter (Übertragen der Nachschauprüfung 
von der ÜPKK auf die örtliche Rechnungsprü-
fung) und deren stärkere Verzahnung mit der 
ÜPKK.  
 
Zudem nutzte die Geschäftsstelle die Beratun-
gen zu dem vorgenannten Gesetzentwurf, um 
die seit vielen Jahren geforderten Änderungen 
der HGO-Bestimmungen zur Verfahrensprü-
fung automatischer DV-Anlagen zu bekräfti-
gen und die entsprechenden Stellungnahmen 
des Hessischen Städtetages und des Instituts 
der Rechnungsprüfer zu unterstützen.  
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Das endgültige Gesetz, welches am 
15.05.2020 im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Hessen veröffentlicht wurde, 
enthält bezüglich des Sechsten Teils der HGO 
eine Änderung im Vergleich zum Gesetzent-
wurf. Demnach entfällt die Aufgabe des 
Rechnungsprüfungsamtes, Verfahren vor ihrer 
Anwendung bei Einsatz automatischer DV-
Anlagen im Finanzwesen zu prüfen, soweit 
nicht der Minister des Innern Ausnahmen zu-
lässt. Den bereits erwähnten durch die Ge-
schäftsstelle unterstützten Stellungnahmen der 
Schwesterverbände wurde insofern Rechnung 
getragen. 
 
 
Neuregelung der Umsatzbesteuerung der 
öffentlichen Hand durch § 2b UStG 
 
Auch im Berichtsjahr beschäftigte sich die 
Geschäftsstelle mit den kommunalen Anlie-
gen der Verlängerung der Übergangsfrist für 
die erstmalige verpflichtende Anwendung des 
§ 2b UStG sowie der Schaffung einer tempo-
rären umsatzsteuerlichen Anrufungsauskunft 
für juristische Personen des öffentlichen 
Rechts für Abgrenzungsfragen zum § 2b 
UStG. 
 
Anfang Oktober 2019 beteiligte sich die Ge-
schäftsstelle über den DLT an einer Abfrage 
des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) 
zu Anwendungsfragen des § 2b UStG. Die 
Mitgliedskreise wurden in diesem Zusam-
menhang aufgerufen, die wichtigsten Fragen 
von allgemeiner Bedeutung mit Blick auf die 
Umstellung des § 2b UStG aus kommunaler 
Sicht zu benennen. Die KSpV auf Bundes-
ebene übermittelten anschließend dem BMF 
ein entsprechendes Schreiben, das eine Priori-
tätenliste offener Anwendungsfragen zum § 
2b UStG enthält, die verbindlich durch die Fi-
nanzverwaltung geklärt werden sollten und in 
die Rückmeldungen der Mitgliedskreise ein-
geflossen sind. In einem nachfolgenden Aus-
legungsschreiben des BMF zu Anwendungs-
fragen des § 2b UStG wurde auf verschiedene 
Fragestellungen des zuvor genannten Schrei-
bens der KSpV an das BMF eingegangen. 
 
Am 23.01.2020 wurde dem HMdF eine „Be-
sondere gemeinsame Stellungnahme zur Än-
derung der HGO im Sachzusammenhang mit 
Umsetzung des § 2b UStG“ der KSpV über-
mittelt, die sich auf Leistungen bezieht, die in 

interkommunaler Zusammenarbeit erbracht 
werden. 
 
Nachdem sich während des Berichtsjahres der 
Bundesrat bereits Ende 2019 für eine Verlän-
gerung des Optionszeitraums bei § 2b UStG 
aussprach, enthält nunmehr das Gesetz zur 
Umsetzung steuerrechtlicher Hilfsmaßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Krise (Corona-
Steuerhilfegesetz), das am 29.06.2020 im Bun-
desgesetzblatt verkündet wurde, die bereits zu-
vor durch das BMF und die Bundesregierung 
angekündigte Verlängerung der Übergangsre-
gelung zu § 2b UStG bis zum 31.12.2022. Ein 
erneutes Optionsverfahren wird dabei ausge-
schlossen. 
 
 
Grundsteuer 
 
Im Berichtsjahr wurde die Diskussion um die 
Grundsteuerreform von der Geschäftsstelle wie 
in den Jahren zuvor dahingehend begleitet, ne-
gative Einflussgrößen auf die Kreisumlage-
grundlagen der hessischen Mitgliedskreise ab-
zuwenden. 
 
In einer Stellungnahme der Bundesvereinigung 
der Kommunalen Spitzenverbände zu den Ge-
setzes- und Verordnungsentwürfen zur Reform 
der Grundsteuer in Zusammenhang mit einer 
öffentlichen Anhörung am 11.09.2019 im 
Deutschen Bundestag wurden sowohl die Ein-
leitung des Gesetzgebungsverfahrens für die 
Reform der Grundsteuer als auch das vorgese-
hene Bewertungskonzept begrüßt.  
 
Das endgültige Gesetzespaket zur Grundsteu-
erreform, welches die Gesetze zur Änderung 
des Grundgesetzes, zur Reform des Grundsteu-
er- und Bewertungsrechts und zur Änderung 
des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung 
von baureifen Grundstücken für die Bebauung 
enthält, wurde Ende November bzw. Anfang 
Dezember 2019 im Bundesgesetzblatt veröf-
fentlicht. 
 
Bei der Grundsteuerreform handelt es sich 
grundsätzlich um ein wertabhängiges Modell, 
unter Einbeziehung der Lage (Bundesmodell). 
Die Bundesländer haben die Möglichkeit ab-
weichend ein wertunabhängiges Modell für die 
Berechnung der Grundsteuer zu wählen. Dabei 
entstehende Mindereinnahmen dürfen nicht im 
Länderfinanzausgleich berücksichtigt werden. 
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Das bisherige dreistufige Verfahren zur Erhe-
bung der Grundsteuer bleibt auch im  
neuen Verfahren erhalten, d.h. Bewertung der 
Grundstücke, Multiplikation der Grund-
stückswerte mit einer Steuermesszahl und ei-
nem Hebesatz der Kommune. Ebenso unver-
ändert im endgültigen Gesetz bleibt das Prin-
zip der Überwälzung der Grundsteuer auf die 
Mieter, welches vom DLT gefordert wurde. 
 
Für die Besteuerung gelten die alten Ein-
heitswerte bis zum 31.12.2024, jedoch erfolgt 
die erste Hauptfeststellung nach neuem Recht 
auf den 01.01.2022. Somit ist es erforderlich, 
neue und alte Bewertungsregeln in einem 
Übergangszeitraum parallel anzuwenden. 
 
Wie durch die Geschäftsstelle über den Rund-
schreibendienst berichtet, wurden den KSpV 
am 10.06.2020 in einem Fachgespräch im 
HMdF zur Grundsteuerreform der hessische 
Vorschlag eines Flächen-Faktor-Verfahrens 
vorgestellt, welches laut HMdF im Vergleich 
zum Bundesmodell einfacher, transparenter 
und gerechter ist, da deutlich weniger Grund-
stücksmerkmale erhoben werden. Zudem 
können die maßgeblichen Daten in Hessen au-
tomatisch per EDV abgerufen werden und im 
Vergleich zum Bundesmodell ist der Berech-
nungsweg einfacher. 
 
Zusätzlich ist in dem neuen hessischen 
Grundsteuergesetz eine Regelung der Grund-
steuer C vorgesehen. Diese ermöglicht Städ-
ten und Gemeinden, eine höhere Grundsteuer 
für baureife Grundstücke zu erheben, als für 
die übrigen Grundstücke. Es wird den künfti-
gen Beratungen der Verbandsgremien vorbe-
halten bleiben, wie sich der HLT zu diesem 
eigenen hessischen Grundsteuermodell positi-
oniert. 
 
 
Anmeldung konnexitätsrelevanter Vorgän-
ge nach Art. 137 Abs. 6 Hessische Verfas-
sung 
 
Unter Mitarbeit der Geschäftsstelle haben die 
KSpV die von ihnen als konnexitätsrelevant 
eingestuften Sachverhalte nach Art. 137 Abs. 
6 der Hessischen Verfassung wie in den Vor-
jahren in einem gemeinsamen Schreiben an 
das HMdF übermittelt. Aufgrund der Corona-
Pandemie wurde das turnusmäßig jährlich 
stattfindende Abstimmungsgespräch zu offe-

nen konnexitätsrelevanten Sachverhalten unter 
der Leitung von Herrn Staatssekretär Dr. 
Worms abgesagt. 
 
 
Hessische E-Rechnungs-Verordnung (E-
Rech-V) 
 
Die E-Rech-V, die ein notwendiger Schritt ist, 
um die Richtlinie 2014/55/EU über die elekt-
ronische Rechnungsstellung in nationales 
Recht umzusetzen, wurde im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für das Land Hessen am 
17.04.2020 veröffentlicht. 
 
Zuvor hatte der HLT zu dem Entwurf einer E-
Rech-V die Gelegenheit zur Stellungnahme 
und auf Basis der Eingaben der Mitgliedskreise 
äußerte sich der HLT unterstützend zu einer 
entsprechenden Stellungnahme des Hessischen 
Städtetags. 
 
 
Kommunales Vollstreckungsrecht: Einbe-
ziehung von privaten Inkassounternehmen 
 
Am 29.10.2019 wurde in der Sitzung des Fi-
nanzausschusses ein Gutachten betreffend die 
Bewertung der Einbeziehung von privaten In-
kassounternehmen als Verwaltungshelfer in 
der Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Geld-
forderungen der Kommunen beraten. In dem 
Gutachten wird insbesondere die rechtliche 
Zulässigkeit der Beauftragung privater Inkas-
sounternehmen geprüft und die Vorteile bzw. 
der Mehraufwand der Kommune gegeneinan-
der abgewogen.  
 
Anschließend ergab eine Anfrage der Ge-
schäftsstelle an das zuständige HMdIS bezüg-
lich der Zulässigkeit der Beauftragung von pri-
vaten Inkassounternehmen von Kommunen zur 
Realisierung kommunaler Geldforderungen, 
dass der Einsatz privater Inkassounternehmen 
als Verwaltungshelfer zulässig ist, jedoch nicht 
eine vollständige Übertragung des Forderungs-
managements. Zudem wird eine Übertragung 
hoheitlicher Befugnisse an ein privates Inkasso-
unternehmen als nicht zulässig erachtet.  
 
Die Geschäftsstelle ermittelte zudem in einer 
Umfrage bei den Mitgliedkreisen, dass 19 
Landkreise keine privaten Inkassounternehmen 
beauftragen. 
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2. Recht und Verfassung  
 
 
Auch das Referat Recht, Verfassung und Eu-
ropa war überproportional in Fragestellungen 
rund um die Corona-Pandemie eingebunden. 
Neben den unmittelbar in das Referat fallen-
den Themenfeldern wie Kommunalrecht und 
Brand- und Katastrophenschutz mit den ent-
sprechenden Fragestellungen, wurden insbe-
sondere im Frühjahr 2020 zahlreiche Rechts- 
und Auslegungs- sowie Abgrenzungsfragen 
gesammelt und geprüft, mit den Landesmini-
sterien abgeklärt und an die Landkreise zu-
rückgespiegelt.  
 
Beispielhaft erwähnt seien hier die zweite 
Verordnung zur Bekämpfung des Corona Vi-
rus und die dort enthaltenen privilegierten Be-
rufsgruppen, die zahlreichen Geschäfte und 
Gewerbebetriebe bei der vierten Verordnung 
zur Bekämpfung des Corona Virus sowie 
Wortlaut und Auslegungshinweise zur Co-
rona-Kontakt-Betriebsbeschränkungsverord-
nung. Hier konnten zahlreiche Anregungen 
und Forderungen aus Politik und Praxis der 
Landkreise konzentriert vorgetragen werden. 
Das HMSI sowie weitere betroffene Fachmi-
nisterien haben daraufhin in vielen Fällen 
Klarstellungen veröffentlicht und zumindest 
einen Teil der Forderungen umgesetzt.  
 
 
Gewalt gegen die hessische Zivilgesellschaft 
 
Seit einigen Jahren mehren sich die Rückmel-
dungen aus den 21 hessischen Landkreisen, 
dass sich sowohl hauptamtliche als auch eh-
renamtliche politische Vertreterinnen und 
Vertreter zunehmend Anfeindungen, Beleidi-
gungen bis hin zu Bedrohungen ausgesetzt se-
hen. Diese Vorkommnisse - die es schon in 
der Vergangenheit immer wieder (in Einzel-
fällen) gegeben hat - haben in der jüngeren 
Zeit merkbar zugenommen. Dies war einer der 
Hauptgründe für den Hessischen Landtag, 
zum Thema Gewalt gegen die hessische Zi-
vilgesellschaft eine Anhörung zu Ursachen, 
Entwicklungen und Maßnahmen gegen Be-
drohung, Hass und Übergriffe durchzuführen.  
 
Aus Sicht des Hessischen Landkreistages war 
zu diesem Themenkomplex insbesondere auf 
das auch durch die Medien bekannte Beispiel 
der Morddrohungen gegen den damals amtie-

renden Landrat des Main-Kinzig-Kreises und 
Präsidenten des Hessischen Landkreistages, 
Erich Pipa, hinzuweisen. Vor diesem Hinter-
grund haben sich die politischen Gremien so-
wie Arbeitsgemeinschaften des Hessischen 
Landkreistages bereits seit einiger Zeit wieder-
holt mit Fragen der Gewaltprävention und  
dem Schutz von Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitikern befasst. 
 
Zugleich haben aber auch die Bedrohung und 
die Konfrontation mit Gewalt gegenüber den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwal-
tungen der 21 hessischen Landkreise zuge-
nommen. Viele Vorfälle mussten zur Anzeige 
gebracht werden; teilweise wurde auch in den 
Medien dazu berichtet. Auf Fachtagungen der 
kommunalen Jobcenter, der Jugendamtsleitun-
gen sowie der zentralen Bereiche Steuerung, 
Organisation und Personal wurden daher unter 
dem Dach des Hessischen Landkreistages ge-
meinsam mit der Unfallkasse Hessen aktuelle 
Fälle und Strategien in den Landkreisverwal-
tungen beraten. Hierbei ist deutlich geworden, 
dass ein einheitliches Vorgehen innerhalb des 
Hauses wichtig ist, die Leitung eingebunden 
werden muss und der Schutz der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und insbesondere ein-
zelner Betroffener vorrangig ist. Als konkrete 
Ergebnisse des Austauschs sowie der vertie-
fenden Beratung erarbeitet aktuell eine Ar-
beitsgruppe Handlungsempfehlungen und 
Hinweise zur Gewalt gegen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Kreisverwaltungen für alle 
Verwaltungsbereiche. 
 
In Hessen hat der Hessische Landkreistag 
stellvertretend für die 21 hessischen Landkrei-
se das „Hessische Plädoyer für ein solidari-
sches Zusammenleben“ im Mai 2019 unter-
zeichnet, um damit ein deutlich vernehmbares 
öffentliches Zeichen zu setzen für eine offene 
demokratische und solidarische Gesellschaft, 
die Unterschied und Vielfalt als Reichtum be-
greift. Das diesem Bündnis zugrunde legende 
Demokratieverständnis und Plädoyer für die 
Pluralität der Gesellschaft und für Toleranz hat 
auch Auswirkungen für die Situation der 
kommunalen Amts- bzw. Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger, der Personen des öffentli-
chen Lebens sowie der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Landkreisverwaltungen und 
Organisationen in den Landkreisen in Hessen. 
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Kommunalrecht 
 
Reform der Kommunalverfassung 2020 
 
Die Regierungsfraktionen von CDU und 
BÜNNIS 90/DIE GRÜNEN haben Ende 2019 
einen Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Ver-
besserung der politischen Teilhabe von aus-
ländischen Einwohnerinnen und Einwohnern 
an der Kommunalpolitik sowie zur Änderung 
kommunal- und wahlrechtlicher Vorschriften 
in den Landtag eingebracht. Die Einbringung 
eines solch weitreichenden Gesetzentwurfes 
als Fraktionsgesetz und damit ohne vorherige 
Anhörung durch das Fachministerium sowie 
die Erstreckung der Anhörung über die Weih-
nachtszeit wurde in den Stellungnahmen aller 
kommunaler Spitzenverbände vehement kriti-
siert.  
 
Der Landtag hat in seiner Sitzung am 
15.05.2020 nach Durchführung eines schriftli-
chen und mündlichen Anhörungsverfahrens 
die Novellierung der Kommunalverfassung 
abgeschlossen, das Gesetz wurde verkündet.  
 
Von besonderer Bedeutung ist die in § 4a 
HGO aufgenommene Änderung, dass weitere 
Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern ne-
ben den bereits bestehenden fünf kreisfreien 
Städten hinaus auf Antrag durch Gesetz zur 
kreisfreien Stadt erklärt werden können.  
 
Regelungen zu Sonderstatusstädten und 
kreisfreien Städten 
 
Schon seit 2018 wird in den politischen Gre-
mien der Sonderstatusstadt Hanau die Kreis-
freiheit der Stadt und damit die Auskreisung 
aus dem Main-Kinzig-Kreis beraten und vor-
bereitet. Das Präsidium des Hessischen Land-
kreistages hat sich sehr früh gegen Initiativen, 
Sonderstatusstädte in kreisfreie Städte zu 
überführen, positioniert. Dadurch würden 
funktionierende kommunale Strukturen zer-
schlagen, der Zusammenhalt und die Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt und den angren-
zenden Kommunen deutlich erschwert sowie 
die erst im Jahr 2015 mühsam zwischen Land 
und kommunaler Familie ausgehandelte Fi-
nanzierungsarithmetik des neuen KFA in be-
deutenden Teilen konterkariert. 
 
Die nunmehr klar normierte Einwohnergrenze 
von 100.000 gilt abweichend vom sonstigen 

Inkrafttreten des Gesetzes nicht für den Fall 
der Stadt Hanau. Die ausdrückliche Normie-
rung der Grenze wurde und wird vom Hessi-
schen Landkreistag ausdrücklich begrüßt, da 
damit klargestellt worden ist, dass Sondersta-
tusstädte mit einer deutlich unter 100.000 lie-
genden Einwohnerzahl den Landkreis nicht 
verlassen können. Dies hat vor dem Hinter-
grund entsprechender Forderungen in mehre-
ren Landkreisen eine nicht zu unterschätzende 
Relevanz. 
 
Die Regelungen über Sonderstatusstädte in  
§ 4a Abs. 2 HGO wurden dahingehend präzi-
siert, dass weitere Städte mit mehr als 50.000 
Einwohnern, die nicht bereits aktuell zu den 
bestehenden sieben Sonderstatusstädten zäh-
len, nicht mehr automatisch durch Gesetz den 
Sonderstatus bekommen, sondern vielmehr 
durch die Landesregierung auf Antrag den 
Sonderstatus erhalten können. Dem Antrag ist 
ein Vorschlag über die zukünftige Aufgaben- 
und Finanzverteilung zwischen der Stadt und 
dem Landkreis beizufügen. Diese Klarstellung 
wurde von den Verbandsgremien ebenfalls be-
grüßt. 
 
Fraktionsmindeststärke 
 
Die Mindeststärke für Fraktionen beträgt nach 
§ 36a Abs. 1 Satz 4 HGO in Gemeinden mit 
mehr als 50.000 Einwohnern ab der am 
01.04.2021 beginnenden neuen Wahlperiode 
nicht mehr zwei, sondern drei Mitglieder. Ent-
sprechendes gilt auf Landkreisebene nach § 
26a Abs. 1 Satz 4 HKO. Folglich beträgt in al-
len Kreistagen die Fraktionsmindeststärke 
Kraft Gesetz drei, womit gemäß der Gesetzes-
begründung der Zersplitterung der Kommunal-
parlamente begegnet werden soll. 
 
Die Gremien des Hessischen Landkreistages 
haben sich in der Vergangenheit wiederholt ge-
gen eine drohende Zersplitterung der Kreistage 
positioniert, so dass die vorgesehene Mindest-
stärke für Fraktionen ebenfalls begrüßt werden 
konnte.  
 
Klarstellung zur Inkompatibilität 
 
Die Frage der Inkompatibilität (§ 37 HGO, § 27 
HKO) war in der Praxis und den Verbandsgre-
mien regelmäßig Gegenstand der Beratungen 
und wurde teilweise kritisch gesehen v.a. wegen 
der Unsicherheit, ab wann ein Arbeitnehmer 
Einfluss auf inhaltlich wichtige Entscheidungen 
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nehmen kann. Anlass war die Verwendung der 
alten Bezeichnung des Angestellten, der so im 
Tarifrecht keine Verwendung mehr findet. Die 
Regelung ist jedoch maßgeblich für die Ab-
grenzung, in welchen Fällen die Freiheit zur 
Annahme und Ausübung eines Kommunal-
mandates wegen Inkompatibilität einge-
schränkt werden darf. In jüngerer Vergangen-
heit hatte das Bundesverwaltungsgericht hierzu 
Stellung genommen. Eine Abgrenzung erfor-
dert demnach eine Grenzziehung, ab wann ein 
Arbeitnehmer abstrakt die Möglichkeit hat, in-
haltlich auf die Verwaltungsführung der 
Kommune Einfluss zu nehmen. 
 
Diese Thematik ist auch in den Gremien des 
Hessischen Landkreistages wiederholt beraten 
worden. Im Ergebnis sieht auch der Hessische 
Landkreistag die Vorzüge einer klaren gesetz-
lichen Regelung, die auf der kommunalen 
Ebene soweit möglich keine Auslegungsprob-
leme mehr bereitet. Die in § 37 HGO vorgese-
hene Ersetzung des Begriffes „Angestellte“ 
durch die Angabe „Arbeitnehmer ab der Ent-
geltgruppe 9b der Entgeltordnung zum Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst im kommu-
nalen Bereich“ entspricht der Beschlusslage 
des Hessischen Landkreistages und wurde im 
Vorfeld auch an die Kommunalabteilung des 
Hessischen Ministeriums des Innern und für 
Sport kommuniziert.  
 
Anwesenheit von Verwaltungsbediensteten 
an nicht-öffentlichen Gremiensitzungen 
 
Die Frage der Anwesenheit von Bediensteten 
an den in der Regel nicht-öffentlichen Sitzun-
gen des Kreisausschusses war in der Vergan-
genheit Gegenstand von politischen und recht-
lichen Auseinandersetzungen und führte letzt-
endlich zu einer Klarstellung durch den Ge-
setzgeber in § 67 Abs. 1 Satz 2 HGO, der für 
den Kreisausschuss entsprechend gilt. Auch 
wenn dies vom VGH in der Folgezeit wiede-
rum differenziert interpretiert worden ist, sahen 
die Fraktionen hierzu keine weitere Klarstel-
lung vor. Allerdings enthält das Gesetz nun-
mehr eine Klärung für die ebenfalls zumindest 
teilweise nicht öffentlich tagenden Gremien, 
indem er für mehrere kommunale Gremien 
entsprechende Öffnungen vorsieht: Hier dürfen 
nach neuer Rechtslage auch Kreisbedienstete 
teilnehmen bzw. vom Vorsitzenden in Ab-
stimmung mit dem Bürgermeister/Landrat her-
beigezogen werden können.  

 

Da bereits die Klarstellung bei den nicht-
öffentlichen Sitzungen des Kreisausschusses 
auf eine Initiative insbesondere des Hessischen 
Landkreistages zurückging und entsprechende 
Bedürfnisse auch in den Gremienberatungen 
des Verbandes geäußert worden sind, wurde 
auch diesen Änderungen zugestimmt.  
 
 
Eilentscheidungsregelung des § 30a HKO 
 
Der Landtag hat bereits in seiner Sitzung am 
24. März 2020 das Gesetz zur Sicherung der 
kommunalen Entscheidungsfähigkeit und zur 
Verschiebung von Bürgermeisterwahlen vor 
dem Hintergrund der Corona-Pandemie verab-
schiedet. Das Gesetz ist am 28.05.2020 in 
Kraft getreten. In der HKO ist dadurch - befris-
tet bis 31.03.2021 - in § 30a HKO (entspricht § 
51a HGO) ein Eilentscheidungsrecht des 
Haupt- und Finanzausschusses anstelle des 
Kreistages in dringenden Angelegenheiten 
aufgenommen worden. 
 
Zur Bewältigung der aktuellen Herausforde-
rungen während der Corona-Pandemie - Ent-
scheidungsnotwendigkeiten der kommunalen 
Vertretungsorgane einerseits, krankheits- und 
quarantänebedingter Ausfall von Mitgliedern 
sowie Vermeidung von Ansteckungen und der 
Ausbreitung des Virus andererseits - besteht 
ein Eilentscheidungsrecht des nach § 33 Abs. 1 
Satz 2 HKO verpflichtend zu bildenden Fi-
nanzausschusses über Gegenstände des Kreis-
tages. Mit diesem Eilentscheidungsrecht kann 
der Landkreis auch einen besonderen Aus-
schuss bestimmen. Dieser Ausschuss soll im 
Extremfall alle, d. h. auch die wichtigen Ent-
scheidungen im Sinne des § 8 Satz 1 HKO 
treffen können, wenn und soweit es das Wohl 
des Landkreises erfordert. Wenn es um Ent-
scheidungen geht, die in den Ausschließlich-
keitskatalog des § 30 HKO fallen (etwa der Er-
lass einer Satzung) muss die Eilentscheidung 
nach Inhalt, Umfang und Dauer auf das unbe-
dingt notwendige Maß begrenzt werden. Vo-
raussetzung ist in jedem Fall, dass ein Auf-
schub der Entscheidung bis zur nächsten regu-
lären bzw. bis zu einer Sondersitzung des 
Kreistages nicht ohne Schaden für den Land-
kreis möglich ist. 
 
Vor dem Hintergrund, dass auch Zusammen-
künfte in einem kleineren Kreis wie etwa ei-
nem Ausschuss aus Gründen der Infektions-
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vermeidung problematisch sein könnten, soll 
die dringliche Entscheidung darüber hinaus 
auch in nicht-öffentlicher Sitzung, ggfs. auch 
im Umlaufverfahren getroffen werden kön-
nen. Der Ausschuss muss den Vorsitzenden 
des Kreistages in jedem Falle anschließend 
unverzüglich unterrichten. Der Kreistag kann 
bei fehlendem Einverständnis in ihrer nächs-
ten Sitzung die Eilentscheidung des Aus-
schusses wieder aufheben, soweit nicht durch 
ihre Ausführung bereits nicht mehr rückgän-
gig zu machende Rechte Dritter entstanden 
sind. 
 
Wegen der Intension des Gesetzgebers muss 
die Prüfung über die Inanspruchnahme der Ei-
lentscheidungsmöglichkeiten jeweils den ak-
tuellen Entwicklungen bei der Corona-Pan-
demie angepasst werden. Vor dem Hinter-
grund der zurückgehenden Fallzahlen hat das 
Verwaltungsgericht Darmstadt in einem einst-
weiligen Rechtsschutzverfahren im Sommer 
2020 dem Kreistag eines Landkreises unter-
sagt, den Finanzausschuss anstelle des Kreis-
tages nach § 30a HKO einzuberufen. In den 
Leitsätzen hat es betont, dass die entsprechen-
de Entscheidung der uneingeschränkten ge-
richtlichen Kontrolle unterlege und die aktuel-
len Gefahren zumindest in dem besagten 
Landkreis keine Entscheidung des Finanzaus-
schusses anstelle des Kreistages rechtfertigen 
würden. 
 
Da aktuell befürchtet werden muss, dass die 
Gefährdungslage im Zusammenhang mit der 
Verbreitung des Coronavirus‘ auch Ende 
März 2021 noch nicht vollständig erledigt sein 
dürfte, hat sich das Präsidium in seiner Sit-
zung am 10.10.2020 für eine Verlängerung 
der Sonderregelung des § 30a HKO mindes-
tens bis Ende März 2022 ausgesprochen und 
die Geschäftsstelle damit beauftragt, dies ge-
genüber dem Land zu vertreten. Die Frage ei-
ner möglichen Verlängerung wird, ebenso wie 
weitere möglicherweise bei einer längeren 
Dauer der Corona-Pandemie entstehende An-
passungsbedarfe bei kommunalrechtlichen 
Regelungen, in den kommenden Monaten zu 
beraten sein.  
 
 
 
 
 
 

Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  
 
Neben den klassischen Themen und Fragestel-
lungen aus der praktischen Arbeit in den Kreis-
tagen und zahlreichen kommunalrechtlichen 
Rechtsfragen war ein Thema der Kreistagsvor-
sitzendenkonferenz im vergangenen Jahr die 
Frage nach einem möglichen Rückgang kom-
munalpolitischen Engagements. In ihrer Ant-
wort auf eine Abfrage des Deutschen Land-
kreistages hatte die Geschäftsstelle darauf hin-
gewiesen, dass es hierzu zwar keine empiri-
sche Erhebung gegeben hat, jedoch immer 
wieder von einzelnen Personen und Landkrei-
sen entsprechende Probleme vorgetragen wer-
den. Als zusätzliches Argument wurde die zu-
nehmende Zersplitterung in den Kreistagen 
angeführt. Die Damen und Herren Kreistags-
vorsitzenden haben zum Teil ebenfalls einen 
Rückgang derjenigen Abgeordneten bestätigt, 
die sich intensiv in das Mandat einarbeiten. 
Auch wurde eine wachsende Unzufriedenheit 
politisch Engagierter mit der Zunahme der In-
strumentarien im Bereich der Bürgerbeteili-
gung ebenso wahrgenommen wie Probleme 
insbesondere bei der Kinderbetreuung von 
Kreistagsabgeordneten.  
 
Darüber hinaus hat sich die Konferenz der 
Kreistagsvorsitzenden im zurückliegenden Jahr 
über die Einrichtung und Arbeit von Kreis-
jugendparlamenten und -vertretungen ausge-
tauscht. Der Stand sowie die Handhabung in 
den hessischen Landkreisen ist hierbei sehr un-
terschiedlich. Während ein Landkreis ein Ju-
gendparlament mit einem eigenen Antrags-
recht, das über den Kreistagsvorsitzenden in 
den zuständigen Ausschuss sowie ggfs. in den 
Kreistag verfolgt werden kann, verfügt, wurde 
in einem anderen Landkreis ein vergleichbares 
Projekt eingestellt. In einem anderen Landkreis 
wurden gute Erfahrungen mit der Einbindung 
des jeweiligen Jahrgangs der achten Klasse 
gemacht. Die Kreistagsvorsitzenden waren und 
sind sich einig, die mögliche Beteiligung inte-
ressierter Jugendlicher auch zukünftig auf-
merksam zu verfolgen und zu verbessern. 
 
 
Gesetz über Kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(KGG) 
 
Im Berichtszeitraum wurde die bereits Ende 
2018 begonnene Novellierung und Überarbei-
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tung des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (KGG) abgeschlossen.  
 
Im Anschluss an das Evaluierungsverfahren 
hat das Land einen Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Kommunalen Gemeinschaftsarbeits-
gesetzes in den Landtag eingebracht. Die 
Auswertung der aus den Landkreisen einge-
gangenen Rückmeldungen hatte eine klare 
Zustimmung zu den beabsichtigten Änderun-
gen ergeben. So wurde insbesondere die Be-
arbeitung der Regelungen über den Zweck-
verband mit dem Ziel einer höheren Flexibili-
tät ausdrücklich begrüßt, da entsprechende 
Anregungen auch vom Hessischen Landkreis-
tag vorgetragen worden waren. Dies gilt ne-
ben den Lockerungen im Bereich des Zweck-
verbandsrechts auch für die Änderungen bei 
der Gemeinsamen Anstalt, wo ebenfalls Öff-
nungs- und Lockerungsoptionen ermöglicht 
worden sind.  
 
Der Landtag hat das entsprechende Gesetz in 
seiner Sitzung im Dezember 2019 verabschie-
det. Das Gesetz wurde im Anschluss veröf-
fentlicht und ist nunmehr unbefristet gültig.  
 
 
Dienstrecht 
 
Hessisches Gleichberechtigungsgesetz 
 
Im Frühjahr 2020 wurde vom Hessischen Mi-
nisterium für Soziales und Integration die 
Evaluierung des Hessischen Gleichberechti-
gungsgesetzes begonnen. In der Folgezeit hat-
ten die Landkreise Gelegenheit, aus fachlicher 
Sicht artikulierten Änderungs- und Klarstel-
lungsbedarf vorzutragen. So wurden aus eini-
gen Landkreisen weite Teile der Stellung-
nahme der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Frauenbeauftragten in das Verfahren einge-
speist. Die Geschäftsstelle hat in ihrer Stel-
lungnahme vom Mai 2020 betont, dass die im 
Evaluierungsverfahren abgegebene Stellung-
nahme lediglich die Anregungen aus den 
Landkreisen gebündelt und aufgenommen hat, 
jedoch noch keine abgeschlossene politische 
Verbandsmeinung wiedergegeben kann. Diese 
bleibt vielmehr einem Gremienbeschluss im 
Rahmen des der Evaluierung noch folgenden 
Anhörungsverfahrens des Ministeriums sowie 
des Landtags vorbehalten.  
 
 

Kommunale Stellenobergrenzenverordnung 
 
Im Jahre 2019 wurde vom Hessischen Ministe-
rium des Innern und für Sport die Evaluierung 
der Verordnung durchgeführt. Nach Auswer-
tung der Rückmeldungen konnte die Ge-
schäftsstelle dem Ministerium mitteilen, dass 
der Hessische Landkreistag an der Forderung 
nach einer ersatzlosen Streichung der Kommu-
nalen Stellenobergrenzenverordnung festhält, 
da die kommunalen Gebietskörperschaften im 
Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung 
nach dem Selbstverständnis des HLT und der 
von ihm vertretenen hessischen Landkreise 
über die in ihrem Verantwortungsbereich für 
erforderlich gehaltenen Stellen und deren Be-
soldung ohne Vorgaben des Landes entschei-
den sollten. Zur Begründung wurde auf lokale 
sowie insbesondere arbeitsmarktspezifische 
Gründe hingewiesen, die nur vor Ort angemes-
sen beurteilt und entschieden werden können, 
nicht jedoch durch eine statische, landesweit 
geltende Verordnung vorgegeben werden soll-
ten.  
 
Die Regierungsfraktionen im Hessischen 
Landtag haben im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens zum Gesetz zur Verbesserung 
der politischen Teilhabe von ausländischen 
Einwohnerinnen und Einwohnern an der 
Kommunalpolitik sowie zur Änderung kom-
munal- und wahlrechtlicher Vorschriften die 
Abschaffung der Kommunalen Stellenober-
grenzenverordnung eingebracht. Damit korres-
pondierend war eine Änderung des § 27 Abs. 4 
Hessisches Besoldungsgesetz vorgesehen. 
Dem hat der Hessische Landtag in seiner Sit-
zung am 06.05.2020 zugestimmt. Die Ände-
rung des § 27 Abs. 4 Hessisches Besoldungs-
gesetz tritt am 01.01.2021 in Kraft.  
 
Da auch die Verordnung noch bis 31.12.2020 
gilt, werden zum Jahreswechsel das Besol-
dungsgesetz und die wegfallende Verordnung 
die neue Rechtslage vollständig abbilden. Dies 
hat den Wegfall der normierten Höchstanzahl 
von Stellen in bestimmten Besoldungsgruppen 
zur Konsequenz, führt jedoch nicht dazu, dass 
den Landkreisen die Ämter der Besoldungs-
ordnung B offen stünden. Vielmehr sind diese 
nur dort erlaubt, wo sie es bislang schon waren 
und wie sie in der Anlage zur Besoldungsord-
nung B zugelassen sind. 
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Hessische Leistungsanreizeverordnung 
 
Vor dem Hintergrund der Befristung der Hes-
sischen Leistungsanreizeverordnung führt das 
Hessische Ministerium des Innern und für 
Sport seit Anfang 2019 die Evaluierung dieses 
Regelwerkes durch. Ungeachtet der Bewäh-
rung der Verordnung in ihrer Gesamtheit 
wurden aus den Landkreisen verschiedene 
Anregungen vorgetragen, die an das Fachmi-
nisterium weitergegeben wurden. So haben 
mehrere Landkreise darauf hingewiesen, dass 
sie wegen ihrer prekären Finanzsituation von 
einer freiwilligen Zahlung von Leistungsbe-
standteilen absehen müssten. Deutlich gewor-
den ist jedoch auch, dass die Mehrzahl der 
Landkreise die durch die Verordnung zur Ver-
fügung gestellten Instrumente nutzt und von 
den Möglichkeiten der Leistungsstufe, Leis-
tungsprämie sowie der Zulage Gebrauch 
macht. Auch wurde von mehreren Landkrei-
sen die durch die gesetzliche Öffnungsklausel 
eingeräumte Möglichkeit für Kreisverwaltun-
gen ausdrücklich begrüßt, da so die Regelun-
gen für den Angestelltenbereich auch auf die 
Beamtenschaft ausgebaut und dadurch Un-
gleichbehandlungen vermieden werden könn-
ten. 
 
Aktuell wartet die Geschäftsstelle auf den ent-
sprechenden Verordnungsentwurf, der weitere 
Fortgang des Verfahrens bleibt abzuwarten.  
 
 
Brand- und Katastrophenschutz  
 
Evaluierung und Überarbeitung der Brand-
schutzförderrichtlinie 
 
Bereits im letzten Geschäftsbericht wurde 
darüber informiert, dass das Hessische Minis-
terium des Innern und für Sport Ende 2018 die 
Evaluierung der Brandschutzförderrichtlinie 
begonnen hatte und welche Forderungen und 
Anregungen seitens der Landkreise vorgetra-
gen wurden. Das Land hat die Brandschutz-
förderrichtlinie im Februar 2020 in neuer Fas-
sung veröffentlicht. Bedauerlicherweise wur-
den die aus Reihen der Praxis vorgetragenen 
und vom Hessischen Landkreistag an das Mi-
nisterium weitergegebenen Hinweise und An-
regungen hierbei nicht berücksichtigt. 
 
 

Landesvorgaben und Kostensteigerungen im 
Katastrophenschutz 
 
Schon seit 2018 wurde, wie im vergangenen 
Geschäftsbericht ausgeführt, von fachlicher 
sowie politischer Seite kritisiert, dass das Land 
zunehmend Vorgaben im Bereich des Kata-
strophenschutzes, vor allem durch verschiede-
ne detaillierte Sonderschutzpläne, macht. Diese 
führen zu einer zunehmenden Belastung auf 
Ebene der Landkreise, was letztendlich in ei-
nen Beschluss der Verbandsgremien mündete, 
die dadurch bedingten Mehrbelastungen zu er-
fassen. Eine entsprechende Umfrage hat die 
Geschäftsstelle bereits im vergangenen Jahr 
durchgeführt.  
 
Verschärfend zu den Belastungen in den ver-
gangenen zwei Jahren spitzte sich die Situation 
in einigen Landkreisen im Bereich der Hilfsor-
ganisationen durch die Corona-Pandemie zu. 
Beide Themenkomplexe werden zum Zeit-
punkt der Verfassung dieses Geschäftsberich-
tes in einer kleinen Unterarbeitsgruppe der AG 
der Kreisbrandinspektoren vertiefend beraten. 
Die Beratung wird zu einer Vorlage an den zu-
ständigen Fachausschuss sowie ggfs. das Prä-
sidium führen mit der Intention, auch im Be-
reich des Katastrophenschutzes Fördermög-
lichkeiten für Landkreise analog zu den Rege-
lungen des Brandschutzes einzufordern. Dar-
über hinaus soll die Ausbildung im Bereich 
Katastrophenschutz mit dem Ziel thematisiert 
werden, auch hier eine Gleichbehandlung ge-
genüber dem Bereich des Brandschutzes zu er-
reichen. Der weitere Fortgang der Beratungen 
bleibt hier abzuwarten.  
 
 
Einführung einer einheitlichen Stabssoftware 
für den Katastrophenschutz 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kreisbrandin-
spektoren im Hessischen Landkreistag sowie 
der Landesfeuerwehrverband waren erstmals in 
2018 mit einer Initiative zu Einführung einer 
landeseinheitlichen Software zur Führungsun-
terstützung im Katastrophenschutz des Landes 
an die Geschäftsstelle und das Land herange-
treten. Auslöser für die Initiative waren die in 
der jüngeren Vergangenheit zunehmend eintre-
tenden sogenannten Flächenlagen wie etwa 
Starkregen- und Sturmereignisse sowie Bedro-
hungslagen insbesondere durch Terror- und 
Gewaltlagen. Um die geforderte und sinnvolle 
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schnelle Handlungsfähigkeit in derartigen Si-
tuation auf einheitlicher Grundlage gewähr-
leisten zu können, sollte der Katastrophen-
schutz mit allen Beteiligten der Gefahrenab-
wehr schneller und koordinierter vollzogen 
werden. Hierzu wird eine moderne und hes-
senweit einheitliche Führungsunterstützungs-
software als sinnvoll angesehen. Das entspre-
chende Papier wurde im Rechts- und Europa-
ausschuss sowie im Präsidium positiv bewer-
tet und das gemeinsame Vorgehen anschlie-
ßend mit dem Hessischen Städtetag abge-
stimmt.  
 
Da sich die Abstimmung mit dem Schwester-
verband verzögerte, konnte erst Ende 2019 
der Hessische Innenminister um Unterstüt-
zung gebeten werden. Die grundsätzlich posi-
tive Rückantwort sieht bislang jedoch eine 
Beteiligung des Landes, allerdings keine voll-
ständige Kostenübernahme wie von den 
kommunalen Spitzenverbänden gefordert vor. 
Insbesondere vor dem Hintergrund des erheb-
lichen Kostenaufwandes von geschätzt mehre-
ren Millionen Euro hält es das Ministerium 
für unerlässlich, bereits im Vorfeld zur Ge-
währleistung der Landeseinheitlichkeit rechts-
verbindliche Erklärungen der Verantwortli-
chen auf kommunaler Ebene einzuholen. An-
sonsten stellt das Land die Übernahme des 
Beschaffungsverfahrens sowie der Software-
kosten in Aussicht, während die Landkreise 
für die erforderliche Hardware zu sorgen hät-
ten. Diese Aussage hat das Präsidium in seiner 
Februar-Sitzung zustimmend zur Kenntnis 
genommen und mit der Empfehlung an die 
Landkreise verbunden, eine entsprechende 
Rückmeldung gegenüber dem Land abzuge-
ben. Das entsprechende weitere Verfahren ist 
vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie 
noch nicht abgeschlossen worden. 
 
 
Verordnungen im Bereich Feuerwehr 
 
Darüber hinaus hatte die Geschäftsstelle in 
Anhörungen zu diversen Verordnungen und 
anderen Regelungen die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Bereits Anfang des Jahres 2020 
konnte die Umsetzung der vom HLT gefor-
derten deutlichen Anpassung der Aufwands-
entschädigung sowie die Ausweitung des 
Kreises der potentiell Berechtigten im Rah-
men der Änderung der Feuerwehrdienst- und 

Reisekostenaufwandsentschädigung begrüßt 
werden.  
 
Im Frühsommer 2020 hatten die hessischen 
Landkreise über die Beteiligung der kommuna-
len Spitzenverbände Gelegenheit zur Stellung-
nahme im Rahmen der Evaluierung der Feuer-
wehr-Organisationsverordnung. Nach Auswer-
tung der Hinweise und Anregungen aus der 
Praxis hat sich die Geschäftsstelle im Juli 2020 
mit einer Stellungnahme gegenüber dem 
Fachministerium geäußert. Unter Hinweis da-
rauf, dass die aufgenommenen Anregungen aus 
der Praxis keine abgestimmte Verbandsmei-
nung darstellen, sondern lediglich eine Zu-
sammenstellung der Rückmeldungen aus den 
Landkreisen, wurden Vollzugsprobleme und 
Auslegungsbedarfe sowie potentielle Ände-
rungen vorgetragen. Deren Berücksichtigung 
sowie die sich an einen entsprechenden Ver-
ordnungsentwurf des Ministeriums anschlie-
ßenden Positionierung der Verbandsgremien 
bleiben abzuwarten.  
 
 
Zensus 2021 
 
Die ersten Verhandlungen rund um die Umset-
zung des Zensus 2021 in Hessen und hierbei 
insbesondere die Fragen der Ausstattung und 
der daraus resultierenden Kostenbelastungen 
für die großen Städte sowie die Landkreise 
prägten noch in der zweiten Jahreshälfte 2019 
sowie Anfang 2020 die Beratungen. Wie be-
reits zehn Jahre zuvor wurden die kommunalen 
Spitzenverbände und mit ihnen Vertreterinnen 
und Vertreter aus den betroffenen Kommunal-
verwaltungen frühzeitig beteiligt, und konnten 
in der AG Zensus Kommunal gemeinsam mit 
dem Land und insbesondere dem Hessischen 
Statistischen Landesamt die Interessen der 
kommunalen Gebietskörperschaften vertreten 
und ihren Fachverstand einbringen.  
 
Eine um die Jahreswende 2019/2020 durchge-
führte Erhebung des Landesamtes ergab, dass 
nicht alle vor Ort anfallenden Belastungen er-
hoben bzw. diese nicht in dem erforderlichen 
Umfange berücksichtigt worden waren. Ent-
sprechend kritisch fiel die Rückmeldung aller 
drei kommunaler Spitzenverbände gegenüber 
dem Land aus. Die Kritik erstreckte sich auf 
zahlreiche Aspekte des zu Grunde gelegten 
Personalbedarfes sowie der Raumkosten. 
Letztendlich konnte nicht in allen Punkten eine 
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Einigkeit erzielt werden. Allerdings ist es vor 
dem Hintergrund der Corona-Pandemie auf 
Bundesebene notwendig geworden, den Zen-
sus 2021 um ein Jahr zu verschieben. Als 
neuer Stichtag für die Durchführung des Zen-
sus ist aktuell der 15.05.2022 vorgesehen, das 
Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene ist 
aktuell noch nicht abgeschlossen.  
 
 
Sport und Ehrenamt 
 
Mikroplastik bei Kunstrasenplätzen 
 
Seit Frühjahr 2019 sorgt die Thematik von 
Mikroplastik auf Kunstrasenplätzen und hier 
insbesondere eine Untersuchung der European 
Chemicals Agency ECHA für Diskussionen 
und Befürchtungen.  
 
Nachdem es auf den unterschiedlichsten Ebe-
nen kritische Anmerkungen bis hin zu öffent-
licher Kritik gekommen war, hat die ECHA 
bereits im vergangenen Jahr betont, dass die 
von ihr unterbreiteten Beschränkungsvor-
schläge sich nicht auf den Kunstrasenplatz an 
sich, sondern auf das jeweils dort verwendete 
Mikroplastik erstrecken solle. Auch wurden 
Übergangsregelungen sowie alternative tech-
nische Maßnahmen in Aussicht gestellt.  
 
Parallel zu den Erörterungen auf Europäischer 
Ebene hat der Innenausschuss des Hessischen 
Landtages eine Anhörung zum Sachstand 
Mikroplastikproblematik bei Kunstrasenplät-
zen in schriftlicher sowie mündlicher Form 
durchgeführt. In der Stellungnahme hat die 
Geschäftsstelle sich – beschränkt auf die Be-
lange der 21 hessischen Landkreise – inhalt-
lich an dem Informationspapier des Hessi-
schen Fußballverbandes und Landessportbun-
des Hessen zu diesem Thema orientiert und 
insbesondere die Erwartung gegenüber den 
politischen Gremien auf Europäischer sowie 
auf Landesebene artikuliert und eine ange-
messene Berücksichtigung der Bedürfnisse 
gerade in den Landkreisen an einer qualitativ 
hochwertigen und den Bedürfnissen der Men-
schen in den Vereinen, bei der Freizeitgestal-
tung und beim Schulsport Rechnung tragen-
den Versorgung mit Sportplätzen und 
Sporteinrichtungen gefordert. Vor diesem 
Hintergrund hält der Hessische Landkreistag 
die Aufrechterhaltung der zumindest aktuell 
betriebenen Kunstrasenplätze ebenso wie der 

unmittelbar vor ihrer Fertigstellung stehenden 
Einrichtungen für erforderlich und zweckmä-
ßig. Bei zukünftigen politischen Entscheidun-
gen sollten deshalb die Nachhaltigkeit ebenso 
wie die Finanzierbarkeit und die Verhältnis-
mäßigkeit beachtet werden. Eine Übergangs-
frist von mindestens sechs Jahren bis zu einem 
möglichen Verbot von Kunststoffgranulat auf 
Sportplätzen sei deshalb mindestens erforder-
lich.  
 
Aktuell kann die weitere Entwicklung dieser 
Thematik noch nicht abschließend bewertet 
werden, sodass die weiteren Beratungen abzu-
warten sind.    
 
 
Umsetzungsempfehlung zur Kooperationsver-
einbarung „Starker Sport, starke Städte, Ge-
meinden und Landkreise“ 
 
Landessportbund Hessen und kommunale 
Spitzenverbände haben bereits im Jahre 2012 
die Kooperationsvereinbarung „starker Sport, 
starker Städte, Gemeinden und Landkreise“ er-
arbeitet und unterzeichnet. Ziel dieser Verein-
barung ist die Verstärkung der bisherigen Zu-
sammenarbeit, aus der sich Anregungen und 
Impulse zur Weiterentwicklung der Kooperati-
onen von Kommunen und organisiertem Sport 
auf allen kommunalen Ebenen ergeben sollen 
bzw. erwartet werden.  
 
Die in der Folgezeit von der AG der 
Sportamtsleitungen von Hessischem Städtetag 
und Hessischem Landkreistag erarbeiteten 
Umsetzungsempfehlungen wurden im Be-
richtszeitraum überarbeitet und aktualisiert. 
Einige Punkte waren bereits erfüllt worden, 
während andere an aktuelle Gegebenheiten an-
gepasst werden mussten. Aufgenommen wur-
den Ausführungen zum Themenkomplex In-
klusion, namentlich bei Planungen beim Bau 
von Sportstätten und Sporträumen, der Ver-
weis auf Gebietskörperschaften übergreifende 
Regionalplanungen für den Bereich der Sport-
entwicklung sowie Ausführungen zur Aufga-
benverteilung zwischen Haupt- und Ehrenamt. 
Der Rechts- und Europaausschuss als zustän-
diger Fachausschuss hat die Umsetzungsemp-
fehlungen der AG der Sportamtsleitungen be-
grüßt und in seiner Januarsitzung zur Kenntnis 
genommen. 
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Flüchtlinge und Integration 
 
Auch in diesem Berichtszeitraum waren der 
Bereich der Aufnahme und Unterbringung 
ausländischer Flüchtlinge sowie die Integra-
tion einer der Schwerpunktthemen des Refe-
rates Recht, Verfassung und Europa. 
 
 
Verlauf der Stellenbesetzung in der Ge-
schäftsstelle 
 
In der Geschäftsstelle des Hessischen Land-
kreistages wurde gemäß den vorher gefassten 
Beschlüssen der Verbandsgremien eine Stelle 
im Bereich Flüchtlinge und Asyl in Anbin-
dung an das Referat Recht, Europa und Ver-
fassung zunächst befristet bis zum 14.03.2020 
eingerichtet. Zudem wurde zum weiteren 
Umgang mit dieser Stelle ein Beschlussvor-
schlag für das Präsidium zur Beratung und 
Beschlussfassung vorgelegt. Demnach wurde 
wegen des weiterhin großen Aufgabenanfalles 
im Bereich „Asyl- und Flüchtlingsangelegen-
heiten“ sowie den steigenden Aufgaben im 
Referat Wirtschaft, Planung und Digitalisie-
rung die Stelle entfristet und eine Vollzeitstel-
le in Anbindung an die Referate „Recht, Ver-
fassung und Europa“ sowie „Wirtschaft und 
Planung“ geschaffen. Die Mitgliederver-
sammlung hat in ihrer Sitzung am 15.11.2019 
dem Stellenplanvorschlag zugestimmt. 
 
 
Evaluierung des Landesaufnahmegesetzes  
 
Vor dem Hintergrund der Neureglungen des 
Landesaufnahmegesetzes bis zum 31.12.2020 
hat das Land im Berichtszeitraum die kom-
munalen Spitzenverbände zu Gesprächen 
über die Evaluierung des Landesaufnahme-
gesetzes eingeladen.  
 
Ziel war es, eine Entscheidungsvorlage für 
die politische Ebene vorzubereiten. In den 
Beratungen wurden im Wesentlichen die 
Stellungnahmen der kommunalen Spitzen-
verbände sowie der Liga der Freien Wohl-
fahrtsverbände und der Arbeitsgemeinschaft 
der Ausländerbeiräte vorgestellt. Es wurde 
sich im Folgenden auf eine Arbeitsstruktur 
geeinigt und für die beiden Themenblöcke 
„Pauschale“ und „Unterbringung, Gebühren 
und Beendigung von Nutzungsverhältnissen“ 
Unterarbeitsgruppen gegründet. In den Bera-

tungen wurden alle Personenkreise angespro-
chen, die unter die Zuständigkeit des Landes-
aufnahmegesetzes fallen und auch auf die Per-
sonengruppen hingewiesen, für die die Land-
kreise derzeit keine Erstattung gelten machen 
können. Auch der Personenkreis des Famili-
ennachzuges wurde wiederholt aufgeführt. In 
der weiteren Diskussion wurde über die Sys-
tematik des Abrechnungssystems für die un-
terschiedlichen Personengruppen beraten. Da-
bei wurde auch das Instrument sogenannter 
Integrationspauschalen angesprochen, die an-
stelle der kleinen Pauschale gezahlt werden 
könnten.  
 
Zur laufenden Evaluierung des Landesaufnah-
megesetzes wurden zudem von der Geschäfts-
stelle mehrere ad hoc Umfragen gestartet, um 
mit aussagekräftigen Daten und Zahlen die 
Verhandlungen auf eine stabile Grundlage zu 
stellen.  Diese bezogen sich auf die Fallzahlen 
der Rechtskreiswechsler die vom Asylbewer-
berleistungsbezug in das SGB II wechseln. 
Zudem wurde die Auskömmlichkeit der gro-
ßen Pauschalen  aus Sicht der Landkreise und 
die Kosten für den Leerstand angemieteter 
Immobilien abgefragt. 
 
 
Gemeinsame Verabredung zum Landesauf-
nahmegesetz 
 
Es fanden drei Spitzengespräche zwischen dem 
Land Hessen und den kommunalen Spitzen-
verbänden zur Zukunft des Landesaufnahme-
gesetzes statt. Dabei wurde auf Grundlage der 
vorliegenden Erhebungsergebnisse eine „Ge-
meinsame Verabredung zur Novellierung des 
Landesaufnahmegesetzes und Anpassung der 
Erstattungsleistungen nach dem LAG“ erarbei-
tet und von den Gremien der kommunalen 
Spitzenverbände so beschlossen. Es wurden im 
Wesentlichen folgende Punkte festgehalten: 
 
Die große Pauschale wird auch künftig in ihrer 
bisherigen Höhe gewährt und ab dem Jahr 
2022 mit einem jährlichen Steigerungsfaktor 
von 1,5 % dynamisiert. Die bisherige kleine 
Pauschale wird durch ein sogenanntes Integra-
tionsgeld ersetzt und als Einmalzahlung in Hö-
he von 3000,00 Euro gewährt. Damit ist ein 
Beitrag zum deutlichen Abbau des bisherigen 
Verwaltungsaufwandes der Landkreise bei der 
Abrechnung verbunden. Hinsichtlich der 
Krankheitskosten bleibt es aufgrund des nicht 
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validen Datenmaterials zunächst bei den bis-
herigen Regelungen. Es wurde aber dazu eine 
Evaluierung verabredet. 
 
Zwischen dem Land, dem Hessischen Land-
kreistag und dem Hessischen Städtetag wurde 
eine Übergangsregelung zur Zahlung der klei-
nen Pauschale vereinbart, welche bereits ab 
dem letzten Quartal 2020 greift. Somit wird 
ein Aufrechterhalten von zwei Parallelsyste-
men in den ersten Monaten 2021 vermieden.  
 
 
Satzungsermächtigung und Gebührensatzung 
 
Das aktuelle Landesaufnahmegesetzes (LAG) 
beinhaltet eine Satzungsermächtigung die 
den Landkreisen ermöglicht, kostendeckende 
Gebühren für die Gemeinschaftsunterkünfte 
für Flüchtlinge zu erheben. Mit der aktuellen 
Fortentwicklung des Landesaufnahmegeset-
zes wurde auf Wunsch des Hessischen Minis-
ters für Soziales und Integration die Ver-
pflichtung zur Aufnahme einer Härtefallrege-
lung  aufgenommen. Die Gremien des HLT 
hatten zunächst eine Härtefallregelung abge-
lehnt und vorgeschlagen, eine Selbstver-
pflichtung der Landkreise aufzunehmen, 
konnten sich aber letztendlich mit dieser For-
derung nicht durchsetzen. 
  
Aus einer Umfrage ging hervor, dass der 
überwiegende Teil der Landkreise eine Ge-
bührenermäßigung in die Satzung aufge-
nommen hat. Ein Landkreis hat in seiner Sat-
zung eine Härtefallregelung berücksichtigt. 
Es bleibt nun den Landkreisen überlassen, 
hinsichtlich der Härtefallregelung ab 2021 ih-
re Gebührensatzungen entsprechend anzupas-
sen.  
 
 
Verteilungs- und Unterbringungsgebühren-
verordnung 
 
Die aktuelle Verteilungs- und Unterbrin-
gungsgebührenverordnung tritt zum 
31.12.2021 außer Kraft. Es besteht die Ab-
sicht, die Verordnungsteile des Regelungsbe-
reichs Asyl- und Flüchtlinge von dem Bereich 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler zu 
trennen. Der Hessische Landkreistag hat sich 
für eine Beibehaltung der Verteilungs- und 
Gebührenverordnung ausgesprochen unter der 
Voraussetzung einer deutlichen Anpassung 

der Gebührenhöhe. Ebenso hat sich der HLT 
dafür ausgesprochen, die Möglichkeit der Ge-
bührenerhebung für Spätaussiedler, die in den 
Gemeinschaftsunterkünften für Flüchtlinge der 
Landkreise leben, zu prüfen. In diesem Fall 
könnten die Landkreise die Kosten mit dem 
Bund abrechnen.  
 
 
Digitalisierung des Asylverfahrens 
 
Auch nach Einführung der Fachanwendung 
musste der Hessische Landkreistag auf die er-
heblichen Mängel und Fehlerquellen in der 
Fachanwendung DigitAH wiederholt aufmerk-
sam machen. Es fanden dazu zwischen dem 
Ministerium, den Vertretern der Regierungs-
präsidien, der HZD und dem Hessischen 
Landkreistag zahlreiche Termine statt. 
 
Der Hessische Landkreistag hat wiederholt ge-
genüber dem Ministerium das Anliegen ver-
deutlicht, dass eine vollständige und korrekte 
Auszahlung der Pauschalerstattung durch die 
digitale Fachanwendung spätestens ab dem 
dritten Quartal 2019 das Ziel sein muss. Insbe-
sondere wurde darum gebeten sich dafür ein-
zusetzen, dass die Angaben im Ausländerzent-
ralregister bereinigt werden, da dies Auswir-
kungen auf viele nachgeordnete Behörden und 
insbesondere auf die Zahlung der kleinen und 
großen Pauschale habe. Der Sozialminister 
zeigte Verständnis für den Unmut im Hinblick 
auf die mangelnde Datenqualität des AZR, und 
äußerte sich vorsichtig optimistisch, dass das 
AZR mit der abnehmenden Zahl der Altfälle 
und der Aktualisierung der jüngeren Fälle nun 
auf einem aktuelleren Stand ist.  
 
  
Tagung: Interkulturelle Öffnung der Verwal-
tung 
 
Der Hessische Landkreistag hat gemeinsam 
mit dem Hessische Sozialministerium  am 
01.10.2019 eine Fachtagung veranstaltet: „In-
terkulturelle Öffnung der Verwaltung – Der 
Schlüssel zum Erfolg?“. Die kommunalen 
Verwaltungen haben seit Jahren damit begon-
nen, sich in ihrem Verwaltungshandeln und in 
ihren internen Abläufen auf die interkulturelle 
Öffnung auszurichten und diese in ihrer Ge-
samtstrategie zu berücksichtigen, zum Beispiel 
in dem Fortbildungswesen. Darüber hinaus hat 
die interkulturelle Öffnung auch das gesamte 
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Verwaltungshandeln von der Personalpla-
nung, Steuerung von Prozessen bis hin zur 
Außendarstellung erfasst. An dieser Fachta-
gung wurden die bisherigen Entwicklungen 
und neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zum Thema interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung erörtert. Anhand vieler Praxisbeispie-
le konnten Erkenntnisse für die Arbeit vor Ort 
gewonnen werden.  
 
 
Arbeitskreis Asyl  
 
Der Arbeitskreis Asyl des HLT mit seinen 
Facharbeitsgruppen hat im Berichtszeitraum 
mehrfach getagt, um die Fragestellungen in 
dem Bereich Asyl und Flüchtlinge mit der 
notwendigen fachlichen Tiefe zu beraten. 
Dabei hat insbesondere die Evaluation und 
die Fortentwicklung des Landesaufnahmege-
setzes die Arbeit des Hessischen Landkreis-
tages mit dem Arbeitskreis Asyl geprägt.  
 
Die Sprecher und Sprecherinnen der Unterar-
beitsgruppen haben an der neu gegründeten 
AG zum haben Landesaufnahmegesetz mit-
gewirkt. Dabei wurde insbesondere der Erhe-
bungsbogen mit den Einnahmen und Ausga-
ben der Flüchtlingskosten fachlich geprüft 
und um weitere Angaben ergänzt. Zudem 
wurde eine Unterarbeitsgruppe Pauschale 
und eine Unterarbeitsgruppe Gebühr gegrün-
det, an der die kommunalen Spitzenverbände 
und die fachlichen Vertreter aus den Land-
kreisen teilgenommen haben. Im Berichts-
zeitraum wurde wiederum die Digitalisierung 
des Asylverfahrens und hier der Abrechnung 
der großen und kleinen Pauschale mit der 
Fachanwendung der Hessischen Zentrale für 
Datenverarbeitung thematisiert. Ein Dauer-
thema war weiterhin die Frage des Wohn-
raums für die Menschen die eine Anerken-
nung ihres Asylstatus erhalten haben und 
auszugsverpflichtet sind. Insbesondere in den 
Ballungsraumkreisen ist dies ein verschärftes 
Problem. So kommt es, dass trotz derzeit 
stagnierender niedriger Zuweisungszahlen 
Gemeinschaftsunterkünfte nicht aufgegeben 
werden können. Kommt es doch zu Auflö-
sungen von Gemeinschaftsunterkünften wird 
die Fragestellung wieder akut, wer für die 
Unterbringung der anerkannten Flüchtlinge 
die die Unterkunft wegen Vertragsende ver-
lassen müssen, zuständig ist.  
 

In diesem Zusammenhang hat der Hessische 
Landkreistag die Unterbringungssituation von 
Flüchtlingen thematisiert, bei denen erhebliche 
Zweifel am Integrationswillen bestehen. Hier-
bei wurde mit einem Schreiben an das Land 
auf die Umsetzung des Koalitionsvertrages 
hingewiesen. Die Verlegung von Flüchtlingen 
mit fehlendem Integrationswillen wieder zu-
rück in die Erstaufnahmeeinrichtungen stellt 
aus Sicht des HLT eine niedrigschwellige 
Sanktionsmöglichkeit dar und führt zu einem 
stärkeren Gerechtigkeitsempfinden in der Ge-
sellschaft. Eine entsprechende Formulierung 
im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien 
sieht diese Möglichkeit vor.  
 
 
Betreuung der Flüchtlingsunterkünfte in der 
Corona-Pandemie 
 
Aufgrund von Rückmeldungen hat der Hessi-
sche Landkreistag Hinweise und Vorschläge 
zum Vorgehen bezüglich der Unterbringung 
Versorgung und Betreuung von Flüchtlingen 
in den Gemeinschaftsunterkünften während 
der beginnenden Corona-Pandemie zusam-
mengestellt.  
 
Dieses Vorgehenspapier basierte insbesondere 
fünf wesentlichen Eckpfeilern: 1. Wissens-
vermittlung, 2. Verlässliche Strukturen schaf-
fen (Beratungszeiten im Notbetrieb) 3. Der 
weitere Betrieb von Gemeinschaftsunterkünf-
ten 4. Vorsorge treffen 5. Netzwerke bilden. 
Dazu wurden vom Hessischen Ministerium 
für Soziales und Integration Informationsbro-
schüren in allen Landessprachen zur Verfü-
gung gestellt und an die Landkreise verteilt. 
Zudem wurde darauf hingewiesen, persönli-
che Schutzausrüstung den Bewohnern in den 
Gemeinschaftsunterkünften zur Verfügung zu 
stellen. Neben der vorsorglichen Sicherstel-
lung von ausreichendem Wohnraum für Qua-
rantänestationen spielte dabei die Versorgung 
von an Covid-19 erkrankten Personen eine 
wesentliche Rolle. Da ein Betretungsverbot 
für die Gemeinschaftsunterkünfte herrschte, 
war es notwendig eine Kontaktperson zu be-
nennen, die als Ansprechpartner sich um die 
gesundheitlichen Belange kümmerte und die 
tägliche Versorgung sicherstellte.  
 
Im Zusammenhang mit dem Corona-Virus hat 
der Hessische Landkreistag eine Umfrage be-
züglich der Zuweisung gestartet.  Nahezu alle 
Landkreise haben sich dringend dafür ausge-
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sprochen, die Zuweisung aus der HEAE in 
die hessischen Landkreise vorübergehend 
auszusetzen um vor Ort Zeit zu gewinnen, 
um entsprechende Strukturen aufzubauen. 
Das Land konnte diesem Votum der Land-
kreise und des Hessischen Landkreistages 
folgen. Die Zuweisung der Flüchtlinge aus 
der HEAE wurde bis zum 03.05.2020 befris-
tet ausgesetzt.  
 
Im Juni 2020 konnte aufgrund von Rückmel-
dungen von 14 Landkreisen ein Zwischenfa-
zit bezüglich der Prävention und Manage-
ment  des Coronavirus in Gemeinschaftsun-
terkünften gezogen werden. Dabei wurde 
festgestellt, dass es den Landkreisen gelun-
gen ist, neue Strukturen aufzubauen, um der 
Eindämmung der Corona-Pandemie frühest-
möglich zu begegnen und ein massenhaftes 
Ausbruchsgeschehen in den Gemeinschafts-
unterkünften zu verhindern. Erfreulicher-
weise konnten die Landkreise mehrheitlich 
berichten, dass die Abstands- und Hygiene-
maßnahmen von den meisten Flüchtlingen  
akzeptiert und umgesetzt werden. 
 
 
Einbindung der Ausländerbehörden in die 
Verbandsarbeit 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der hessischen Kreis-
ausländerbehörden hat im Berichtszeitraum 
ebenfalls wieder getagt. Neben vielen fachli-
chen Fragen, die bei den Sitzungen erörtert 
wurden, stand insbesondere die Einführung des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes in den Aus-
länderbehörden im Focus. Anders als in ande-
ren Bundesländern hatte sich Hessen dazu ent-
schieden, die Umsetzung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes auf der örtlichen Ebene 
umzusetzen und es nicht per Hochzonung auf 
eine neue Zwischenebene zu verlagern.  
 
Zudem wurde der Sachstand zur Verabredung 
einer neuen Vereinbarung mit dem Land Hes-
sen zur Nutzung der PIK erörtert.  
 
Bezüglich der  Umstellung auf die digitale Ak-
tenführung wurde auch der Entwurf einer För-
derrichtlinie beraten und die Vorschläge für ei-
ne einheitliche Aktenstruktur diskutiert. Es gilt 
nun von Seiten des Landes, die Ausländerbe-
hörden über die weiteren Verfahrensschritte 
rechtzeitig zu informieren, um eine Anglei-
chung der digitalen Systeme zwischen diesen 
Schnittstellen zu erreichen. Der Hessische 

Landkreistag hat sich mit einem Schreiben an 
den Staatssekretär im Ministerium des Innern 
und für Sport dafür eingesetzt, dass auch die 
Landkreise von der Förderung profitieren, die 
bereits vor Verabschiedung der Förderrichtlinie 
mit der Umstellung auf die elektronische Akte 
begonnen haben.  
 
 
Personalinfrastrukturkomponente 
 
Die Nutzung der PIK in den Ausländerbehör-
den war auch Gegenstand der Beratungen in 
den Gremien des HLT sowie weiterer Umfra-
gen. Es wurde beschlossen, den Mitgliedsver-
bänden den Beitritt zu Rahmenvereinbarung zu 
empfehlen, da es sich um ein sicherheitsrele-
vantes Thema handelt und die Einheitlichkeit 
der Verwaltungen innerhalb Hessens gewähr-
leistet sein soll. Inzwischen ist das Hessische 
Innenministerium auf die unterschiedlichen 
Bedarfslagen der Landkreise eingegangen und 
übernimmt sowohl die Neubeschaffung der 
Hardware sowie auch die Supportkosten für 
diejenigen Landkreise, die die weitere Ausstat-
tung mit der PIK für erforderlich halten. 
 
 
 
3. Arbeit, Soziales, Senioren, Ju-

gend, Familie und Beschäfti-
gungsförderung 

 
 
Praktische Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG) 
 
Verlängerung des Übergangsrahmenvertrages 
 
Mit der Einführung des BTHG wurden die 
Leistungen der Eingliederungshilfe aus der So-
zialhilfe im SGB XII herausgelöst und in das 
SGB IX verlagert. Die bundesgesetzliche Vor-
gabe machte die Überarbeitung der Hessischen 
Rahmenverträge nach § 131 SGB IX und nach 
§ 80 SGB XII zu den Leistungs- und Vergü-
tungsvereinbarungen nach § 76 SGB XII not-
wendig. Für einen (Übergangs-) Zeitraum vom 
01.01.2020 bis zum 31.12.2021 wurden daher 
Übergangsrahmenverträge durch die Vertre-
tungen aller Beteiligten erarbeitet. Die Ver-
tragskommission SGB XII hatte bereits am 
30.07.2019 den Vertragspartnern den Ab-
schluss der Verträge empfohlen.  
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Aufgrund der Corona-Pandemie hatte sich das 
Unterschriftenverfahren für die beiden Über-
gangsrahmenverträge verzögert. Zwischen-
zeitlich konnte das Verfahren abgeschlossen 
werden. Die Übergangsrahmenverträge zur 
Umsetzung des BTHG für die Zeit vom 
01.01.2020 bis 31.12.2021 liegen nun in der 
unterschriebenen Fassung vor. 
 
Auf der Sitzung der Vertragskommission 
SGB IX am 09.07.2020 hatte der LWV Hes-
sen seine Pläne vorgestellt, den Übergangs-
rahmenvertrag um ein Jahr zu verlängern. Der 
Vorschlag wurde auf das Jahr 2021 vertagt. 
 
 
Rahmenvertrag I 
 
Von Seiten der Verhandler/innen des Hessi-
schen Städtetages (HStT) und des Hessischen 
Landkreistages (HLT) wurde ein Entwurf ei-
nes Rahmenvertrages I für die Menschen mit 
Behinderungen bis zur Beendigung der Schul-
ausbildung erarbeitet. Dieser wurde mit 
Schreiben vom 16.06.2020 an die Verbände 
der Leistungserbringer mit der Bitte um Stel-
lungnahme bis zum 22.08.2020 übersandt.  
 
Nach den Vorstellungen von HLT und HStT 
sollen anschließend Mitte/Ende September 
2020 die ersten Verhandlungen beginnen und 
insgesamt drei Arbeitsgruppen „Leistungen“, 
„Finanzen“ und „Redaktion“ gebildet werden. 
Ziel ist es, bis Ostern 2021 einen konsensfähi-
gen Rahmenvertrag I zu erarbeiten und bis 
zum September 2021 das Unterschriftsverfah-
ren abgeschlossen zu haben. 
 
Zwischenzeitlich liegen Rückmeldungen der 
Verbände der Leistungserbringer und des 
LWV Hessen vor, dass sie sich eine engere 
Anbindung an die Verhandlungen zu den 
Rahmenverträgen II und III wünschen. Dies 
wird von Seiten der Kommunalen Spitzen-
verbände kritisch gesehen. Selbstverständlich 
müssten die Grundlagen, die für alle drei vor-
gesehenen Rahmenverträge gelten, nicht ge-
sondert erarbeitet werden, aber es gilt die Be-
sonderheiten der Leistungen der Eingliede-
rungshilfe für Kinder und Jugendliche im Au-
ge zu behalten. 
 
 
 

Vereinbarung der Verfahrensabsprache (Fall-
Übergabevereinbarung) im Rahmen der Ände-
rungen der sachlichen Zuständigkeiten nach 
dem SGB IX und XII 
 
Am 01.01.2020 änderten sich nach den Hessi-
schen Ausführungsgesetzen zu den Neunten 
und Zwölften Büchern Sozialgesetzbuch die 
sachlichen Zuständigkeiten in den Bereichen 
Eingliederungshilfe, Hilfe zum Lebensunter-
halt/Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung in stationären Einrichtun-
gen/im Begleiteten Wohnen in Familien sowie 
der Hilfe zur Pflege. Diese Änderungen sorg-
ten dafür, dass mit Blick auf die monetäre 
Leistungsgewährung viele laufende Fälle vom 
LWV an örtlichen Träger der Sozialhilfe über-
geben werden mussten. Hierzu bedurfte es ei-
ner Vereinbarung, um die Fallübernahmen und 
Fallabgaben für alle Beteiligten nachvollzieh-
bar und verbindlich zu regeln.  
 
Vor diesem Hintergrund wurde in der Sonder-
sitzung „Umsetzung des Bundesteilhabegeset-
zes“ der Arbeitsgemeinschaften der Sozial- 
und Jugendamtsleitungen am 07.08.2018 be-
reits die Bildung der „AG Fallabgabe“ unter 
Beteiligung von HLT, HStT und LWV be-
schlossen. In mehreren Sitzungen und Ab-
stimmungsprozessen, in denen temporär auch 
die AG der Sozialamtsleitungen im HLT ein-
gebunden war, wurde eine entsprechende Fall-
übergabevereinbarung nebst den dazugehöri-
gen Anlagen erarbeitet, aus der gegenseitige 
Informationsabsprachen hervorgehen. Bei der  
Erarbeitung der Fallübergabevereinbarung 
wurde darauf geachtet, dass sich darin auch al-
le Interessen der Partner angemessen wieder-
finden. Für den Fall, dass bei bestimmten 
Sachverhalten im regionalen Kontext Umset-
zungsprobleme mit Blick auf die getroffenen 
Regelungen bestehen, wurde darin auch die 
Möglichkeit von bilateralen Gesprächen vor 
Ort eröffnet. 
 
Das HLT-Präsidium stimmte der „Vereinba-
rung über Verfahrensabsprachen zwischen dem 
Hessischen Landkreistag, dem Hessischen 
Städtetag und dem Landeswohlfahrtsverband 
Hessen im Rahmen der Änderungen der sach-
lichen Zuständigkeiten ab 01.01.2020“ am 
12.09.2020 zu und beauftragte die HLT-
Geschäftsstelle mit dessen Unterzeichnung. 
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Vereinbarung zur Verfahrensabsprache zur 
Turboerklärung § 14 Absatz 3 SGB IX 
 
In der Frühjahrstagung der Arbeitsgemein-
schaft (AG) der Sozialamtsleiter/innen im 
HLT am 08./09.05.2019 wurde vereinbart, 
dass ein Vereinbarungsentwurf für eine Ver-
ständigung im Sinne des § 14 Abs. 3 SGB IX 
- Antragsbearbeitung durch den drittangegan-
genen Träger - erarbeitet und zur weiteren 
Abstimmung mit dem HStT und dem LWV 
Hessen an die HLT-Geschäftsstelle weiterge-
leitet wird. 
 
Mit der Vereinbarung soll der Befürchtung 
vorgebeugt werden, dass die Krankenkassen 
Anträge auf Leistungen zur Teilhabe Erwach-
sener nach wie vor an die Landkreise weiter-
leiten, obwohl ab 01.01.2020 die Zuständig-
keit des LWV Hessen gegeben ist. Dies gilt 
umgekehrt auch für den LWV im Hinblick auf 
Anträge für behinderte Kinder und Jugendli-
che bis zum Verlassen der Schule.  
 
Die AG der Sozialamtsleiter/innen befasste 
sich in ihrer Herbsttagung am 29./30.10.2019 
mit dem Vereinbarungsentwurf und empfahl 
dem HLT-Sozialausschuss den Abschluss der 
Vereinbarung zur Turboklärung nach § 14 (3) 
SGB IX. Der Sozialausschuss stimmte am 
14.11.2019 der Vereinbarung zu und beauf-
tragte die Geschäftsstelle mit der Unterzeich-
nung. 
 
 
Gesamt-/Teilhabeplan in der Eingliederungs-
hilfe (GTE) 
 
Als Instrument zur einheitlichen Bedarfsfest-
stellung in der Eingliederungshilfe wurde der 
GTE entwickelt. In der Herbsttagung der AG 
der Sozialamtsleiter/innen im HLT am 29. 
und 30.10.2019 wurde festgestellt, dass der in 
dieser Form bundesweit einmalige GTE ein-
satzbereit ist. Dem Gedanken der kommuna-
len Selbstverwaltung folgend, können jetzt die 
Landkreise selbst entsprechend ihrer örtlichen 
Gegebenheiten (vor allem mit Blick auf die 
jeweils zum Einsatz kommenden Fachanwen-
dungen) entscheiden, ob und in welcher Wei-
se der GTE zum Einsatz kommt.  
 
Der Sozialausschuss und das Präsidium haben 
in ihren Sitzungen am 14.11.2019 die Feststel-
lungen der Arbeitsgemeinschaft zum weiteren 

Vorgehen hinsichtlich des GTE geteilt. Eine 
Umfrage der HLT-Geschäftsstelle im Sommer 
2020 ergab, dass der GTE in den meisten 
Landkreisen in der Praxis eingesetzt wird.  
 
 
Landesrahmenvereinbarung zur Früherken-
nung und Frühförderung 
 
Nach § 46 SGB IX BTHG - Früherkennung und 
Frühförderung - waren bis zum 31.07.2019 
Landesrahmenvereinbarungen zwischen den be-
teiligten Rehabilitationsträgern und den Ver-
bänden der Leistungserbringer abzuschließen. 
Grundsätzlicher Wunsch aller bisherigen und 
neu hinzukommenden Vereinbarungspartner 
war es, die Vereinbarung zur Umsetzung der 
Verordnung zur Früherkennung und Frühförde-
rung behinderter und von Behinderung bedroh-
ter Kinder (Frühförderungsverordnung - FrühV) 
vom 24.06.2003 auf der Grundlage redaktionel-
ler Anpassungen fortzuschreiben.  
 
In den Verhandlungen erwies sich bald, dass 
Änderungen an der Vereinbarung vorzunehmen 
sind, die über redaktionelle Anpassungen hin-
ausgehen. In der Folgezeit wurde ein Vereinba-
rungsentwurf erarbeitet und der AG der Sozial-
amtsleiter/innen zugeleitet.  
 
Die AG befasste sich in ihrer Herbsttagung am 
29./30.10.2019 mit dem Entwurf und empfahl 
dem HLT-Sozialausschuss die Landesrahmen-
vereinbarung zu beschließen. In seiner Sitzung 
am 14.11.2019 beschloss daraufhin der Sozial-
ausschuss die Vereinbarung rückwirkend zum 
01.08.2019. Anschließend begann das Beitritts-
verfahren. Aufgrund der Pandemie verzögerten 
sich die Rückmeldungen. Bis zum Monat Au-
gust 2020 sind mittlerweile alle kreisfreien Städ-
te und Landkreise in Hessen der Landesrahmen-
vereinbarung beigetreten.  
 
 
Erhebung der finanziellen Mehrbelastungen / 
Kostenevaluation § 12 HAG SGB IX 
 
In den Gremien des HLT wurden im Zusam-
menhang mit der Umsetzung des BTHG das 
Thema der finanziellen Mehrbelastungen und 
deren Ausgleich mehrfach erörtert. Nach ei-
nem längeren Diskussionsprozess hat sich das 
Land Hessen bereiterklärt, hierzu eine Studie 
zu vergeben. Daraufhin wurde beim Hessi-
schen Ministerium für Soziales und Integration 
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(HMSI) eine „Arbeitsgruppe Finanzen“ gebil-
det, an der auch der HLT beteiligt ist. In Ab-
stimmung mit dem HLT, dem HStT und dem 
LWV Hessen wurde daraufhin ein Leistungs-
verzeichnis für ein Interessenbekundungsver-
fahren für eine Studie zur „Evaluation der fi-
nanziellen Auswirkungen zur Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes in Hessen“ erarbeitet 
und zur Ausschreibung gebracht.  
 
Hinsichtlich der zeitlichen Anforderungen 
wurde im Leistungsverzeichnis dokumentiert, 
dass bis Ende 2020 ein Zwischenbericht zum 
aktuellen Sachstand für die Jahre 2017 bis 
2019 in schriftlicher Form vorzulegen ist. 
Ferner soll der Bericht eine erste Prognose zur 
Kostenentwicklung im Jahr 2020 beinhalten. 
Ein erster Entwurf eines Zwischenberichts ist 
bis November/Dezember 2020 vorzulegen. 
Ein Endbericht wird bis Dezember 2022 er-
wartet. Die Kosten der Studie werden vom 
HMSI getragen. 
 
Am 20.05.2020 teilte das HMSI mit, dass im 
Zuge der weiteren Verfahrensschritte zur 
Vergabe der Kostenevaluation das ISG Insti-
tut für Sozialforschung und Gesellschaftspoli-
tik zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert 
wurde. Das ISG war der einzige Bewerber, 
der den Ausschreibungskriterien entsprochen 
hat. Nach Erhalt des Angebots wurde dieses 
vom HMSI geprüft und die Beauftragung fi-
nalisiert. 
 
Die bisher letzte Sitzung der Arbeitsgruppe 
Finanzen fand am 05.08.2020 statt. An dieser 
haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
ISG teilgenommen, um über die Konzeption 
und Umsetzung der Evaluation zu berichten. 
Es konnten Fragen zu der Konzeption gestellt 
werden. Das HMSI hat im Nachgang ein 
überarbeitetes Handout als Informationspapier 
erstellt. 
 
 
Interdisziplinäre Frühförderung von Kin-
dern mit einer Sinnesbehinderung 
 
Auf Empfehlung der AG der Sozialamtslei-
ter/innen stimmte der Sozialausschuss am 
14.11.2019 der Erhöhung der Werte pro För-
dereinheit und Reisekostenpauschale für die 
spezielle interdisziplinären Frühförderung von 
Kindern mit einer Sinnesbehinderung zu. Um-
so überraschender war es, dass die Vereinba-

rung für die interdisziplinäre Frühförderung 
von den Leistungserbringern (LWV Hessen, 
Evangelischer Regionalverband/Diakonisches 
Werk sowie Deutsche Blindenstudienanstalt 
e.V.) anschließend zum 30.06.2020 gekündigt 
wurde. Der Sozialausschuss nahm von der 
Kündigung in seiner Sitzung am 28.05.2020 
Kenntnis.  
 
Die Verhandlungen zum Abschluss einer neu-
en Vereinbarung konnten erst am 04.06.2020 
aufgenommen werden. In der Konferenz konn-
te sich auf den Abschluss einer Übergangs-
Vereinbarung ab dem 01.07.2020 zur Vermei-
dung eines vertragslosen Zustandes verständigt 
werden. Diese sollte mit der bisherigen Ver-
einbarung inhaltlich gleich sein und lediglich 
redaktionelle Änderungen (Anpassung der 
Rechtsgrundlagen) vorgenommen werden.  
 
In der Folgezeit wurde der Entwurf einer 
Übergangs-Vereinbarung erarbeitet. Die AG 
der Sozialamtsleiter/innen im HLT stimmte am 
25.06.2020 einem ersten Entwurf zu. Auch ge-
gen die im Anschluss auf Wunsch der Leis-
tungserbringer noch eingefügten Änderungen 
wurden von Seiten der AG keine Vorbehalte 
vorgebracht.  
 
Aufgrund der Eilbedürftigkeit wurde anschlie-
ßend im Rahmen eines Umlaufverfahrens die 
Zustimmung der Landkreise eingeholt. Zwi-
schenzeitlich haben alle beteiligten Institutio-
nen und Verbände der Vereinbarung zuge-
stimmt. Im September 2020 konnte daher das 
Unterschriftenverfahren gestartet werden.    
 
Die Beratungen zum Abschluss einer neuen 
Vereinbarung wurden im zweiten Halbjahr 
2020 aufgenommen.  
 
 
Betreuungsdienste nach § 71 Abs. 1a SGB 
XI - Vertragsentwurf und Vergütung 
 
Die Betreuungsdienste nach § 71 Abs. 1a SGB 
XI wurden neu vom Gesetzgeber in die Pfle-
geversicherung eingeführt. Sie erbringen dau-
erhaft pflegerische Betreuungsmaßnahmen und 
Hilfen bei der Haushaltsführung. Für Ihre Zu-
lassung galt es, einen Musterversorgungsver-
trag mit den Kostenträgern (Pflegekassen) ab-
zustimmen. 
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Der HLT-Sozialausschuss hatte sich am 
14.11.2019 mit dem Thema auseinanderge-
setzt und die Geschäftsstelle beauftragt, über 
die endgültige Beschlussfassung zu informie-
ren. 
 
Auf der Sondersitzung der AG Sozialamtslei-
ter/innen am 16.12.2019 wurde beschlossen, 
grundsätzlich einem Musterversorgungsver-
trag und einer Vergütungsstruktur zuzustim-
men, der eine Inkludierung der Hausbesuchs-
pauschale enthält. 
 
Damit konnte gewährleistet werden, dass die 
Betreuungsdienste nach § 71 Abs. 1a SGB XI 
auf den Markt kommen können. 
 
 
Umsetzung des Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetzes 
 
Im Zuge der aufkommenden Corona-
Pandemie haben Bundestag und Bundesrat 
das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz verab-
schiedet, dass am 27.03.2020 verkündet wur-
de. Mit dem Gesetz sollen die sozialen Dienst-
leister geschützt werden, damit sie aufgrund 
der Corona-Krise nicht dauerhaft in ihrem Be-
stand gefährdet sind und wichtige Infrastruk-
turen erhalten bleiben. Das Gesetz sieht Zu-
schüsse durch die zuständigen Kostenträger 
vor, wenn sie bedingt durch Corona keine 
Dienstleistungen gewähren und sie im Gegen-
zug zur Bekämpfung der Pandemie beitragen. 
Konkret betrifft das Werkstätten für behinder-
te Menschen, Inklusionsbetriebe, Leistungser-
bringer der Eingliederungshilfe, Dienste für 
Kinder und Jugendliche, Frauen, Familien, 
Seniorinnen und Senioren, Rehabilitations-
dienste und -einrichtungen ebenso wie Träger 
von arbeitsmarktpolitischen Leistungen und 
von Integrations- und Sprachkursen.  
 
Das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz regelt 
Zuschüsse in Höhe von höchstens 75 % des 
Monatsdurchschnitts der im zurückliegenden 
Jahreszeitraum geleisteten Zahlungen an die 
sozialen Dienstleister. Nach dessen Verkün-
dung mussten mit einem Hessischen Ausfüh-
rungsgesetz zum Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetz noch die zuständigen Behörden der 
Aufgabenwahrnehmung bestimmt werden. 
Zudem konnten die Länder im Rahmen der 
Ausführungsgesetze auch eine nach oben ab-
weichende Höchstgrenze für die Zuschusshö-

he bestimmen. Von dieser Regelung wurde in 
Hessen Gebrauch gemacht. Das Ausführungs-
gesetz wurde am 15.05.2020 verkündet. 
 
Während der gesamten Anwendungsphase im 
Zusammenhang mit dem Sozialdienstleister-
Einsatzgesetz, war der HLT Ansprechpartner 
für die Landkreise und zudem Schnittstelle bei 
sämtlichen Umsetzungsfragen gegenüber Land 
Hessen und der Bundesebene. 
 
 
Angehörigen-Entlastungsgesetz – Finanziel-
le Konsequenzen für die hessischen Kom-
munen 
 
Unbeschadet der massiven kommunalen Kritik, 
insbesondere hinsichtlich der Finanzfolgen der 
Aufhebung des Unterhaltsrückgriffs in der Sozi-
alhilfe, ist das Angehörigen-Entlastungsgesetz 
zum überwiegenden Teil am 01.01.2020 in 
Kraft getreten. Mit dem Gesetz werden unter-
haltsverpflichtete Eltern und Kinder von Men-
schen entlastet, die Leistungen der Hilfe zur 
Pflege oder andere Leistungen der Sozialhilfe 
erhalten. Ein Unterhaltsrückgriff durch die So-
zialhilfeträger erfolgt nunmehr erst ab einem 
Jahreseinkommen von mehr als 100.000 Euro. 
 
Zwar unterstützt der Deutsche Landkreistag 
das sozialpolitische Ziel, die Angehörigen von 
pflegebedürftigen Menschen stärker zu entlas-
ten, zur Verbesserung der finanziellen Situati-
on sollten jedoch die Leistungen der Pflegever-
sicherung erhöht werden. Die Aufhebung des 
Unterhaltsrückgriffs in der Sozialhilfe wird 
dagegen nicht als richtiger Weg erachtet. Sie 
werde zu einer Entsolidarisierung der Familie 
führen. Es besteht die Sorge, dass sich Ange-
hörige schneller entscheiden, die Betreuung ei-
nes pflegebedürftigen Familienmitgliedes in 
einem Pflegeheim sicherzustellen, wenn dafür 
keine Unterhaltszahlungen mehr anfallen. Zu-
gleich ist nicht ersichtlich, warum Besserver-
dienende über die steuerfinanzierte Sozialhilfe 
entlastet werden sollen. Die familiäre Ein-
standspflicht würde aufgehoben und durch 
Steuergelder kompensiert. 
 
Nimmt man für eine einfache Schätzung den 
Königsteiner Schlüssel zur Grundlage, würden 
die für den Bund errechneten 300 Mio. Euro 
Mehrbelastungen für die Kommunen im Jahr für 
Hessen ca. 25 Mio. Euro pro Jahr bedeuten. 
Nimmt man die vom Deutschen Landkreistag 
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geschätzten 500 Mio. Euro Mehrbelastungen 
pro Jahr bundesweit zur Grundlage würde dies 
für die hessischen Kommunen ca. 40 Mio. Euro 
Mehrbelastungen pro Jahr bedeuten. Nach An-
sicht des Deutschen Landkreistages stehen die 
Länder nun in der Pflicht, die Mehrausgaben 
den Kommunen, ab 01.01.2020 vollständig 
auszugleichen. 
 
Bereits im Vorfeld der finalen Entscheidung im 
Bundesrat hatte der HLT nachdrücklich an die 
Hessische Ministerin für Bundesangelegenhei-
ten sowie den Hessischen Sozialminister appel-
liert, dem Gesetz nicht zuzustimmen, sofern ei-
ne vollständige Erstattung der den Kommunen 
entstehenden Mehrkosten im Bundesgesetz 
selbst nicht geregelt ist. Anderenfalls entstünde 
in Hessen neben den ungeklärten Regelungen 
zur Finanzierung des Mehrbedarfes im Zu-
sammenhang mit dem Bundesteilhabegesetz 
eine weitere Auseinandersetzung über die Fi-
nanzierung von Mehrbedarfen im Sozialbe-
reich. Am 06.02.2020 beauftragte der HLT-
Sozialausschuss die HLT-Geschäftsstelle, einen 
finanziellen Ausgleich für die zu erwartenden 
Mehrausgaben der hessischen Landkreise im 
Zusammenhang mit dem Angehörigen-
Entlastungsgesetz gegenüber dem Land einzu-
fordern. 
 
 
AG Ambulante Pflege - Pauschale Entgel-
terhöhung 
 
Die AG Ambulante Pflege beschloss am 
21.08.2019 eine pauschale Entgelterhöhung 
ab dem 01.12.2019. In ihrer Herbsttagung am 
29. und 30. Oktober 2019 empfahl die AG der 
Sozialamtsleiter/innen dem Sozialausschuss, 
der Erhöhung zuzustimmen. Am 14.11.2019 
stimmte der HLT-Sozialausschuss der vorge-
schlagenen Erhöhung zu. Es ergibt sich 
dadurch: 
 
• Eine Steigerung von 4,3 % auf den jewei-

ligen Punktwert der körperbezogenen 
Pflegemaßnahmen. 

• Eine Steigerung von 4,3 % auf den jewei-
ligen Punktwert der pflegerischen Be-
treuungsmaßnahmen. 

• Eine Steigerung von 1,20 Euro auf den 
jeweiligen Wert der Hilfen bei der  
Haushaltsführung. 

• Eine Steigerung von 4,3 % auf den jewei-
ligen Wert der Hausbesuchspauschale. 

 
 
Zukunft der Finanzierung der Pflege 
 
Der Sozialausschuss hatte sich bereits am 
07.06.2018 mit den Vorstellungen der Initiati-
ve PRO Pflegereform befasst. Vor dem Hin-
tergrund der seit Jahren steigenden Zahl der 
Pflegebedürftigen und damit der Pflegekosten 
hatte die Initiative eine Pflegevollversicherung 
vorgeschlagen. Der Sozialausschuss stand ei-
ner Reform der Pflegeversicherung aufge-
schlossen gegenüber. 
 
Der DLT informierte zu Jahresanfang, dass 
von Bundesgesundheitsminister Spahn für den 
Sommer 2020 ein Gesetzentwurf für die zu-
künftige Finanzierung der Pflegeversicherung 
angekündigt wurde. Aufgrund der aktuellen 
Pandemielage verzögerte sich die Vorlage auf 
den Herbst 2020. 
 
Nachdem sich der  DLT-Sozialausschuss am 
05.05.2020 intensiv mit der Finanzierung der 
Langzeitpflege befasst hatte, wurde die The-
matik auch im HLT-Sozialausschuss am 
28.05.2020 aufgerufen. Zwar lag noch kein 
Gesetzentwurf vor, aber aufgrund der Ankün-
digung des Bundesgesundheitsministers konn-
ten bereits Eckpunkte für eine Reform zur zu-
künftigen Finanzierung der Pflege festgelegt 
werden: 
 
• Die Erfahrungen mit dem BTHG sollten 

vor der Aufhebung der Sektorengrenzen 
(ambulante, teilstationäre und stationäre 
Pflege) abgewartet werden.  

• Eine Übernahme der Investitionskosten 
durch die Länder als Subjektförderung 
(Pflegewohngeld) wird grundsätzlich po-
sitiv gesehen.  

• Eine obligatorische private Vorsorge zur 
Deckung von restlichen pflegebedingten 
Kosten wird jedoch kritisch gesehen, da 
dies die finanziellen Möglichkeiten großer 
Bevölkerungsschichten übersteigen könn-
te. 
 

Die Geschäftsstelle des HLT informierte an-
schließend die Hauptgeschäftsstelle des DLT 
über diese Eckpunkte, damit diese in den Bera-
tungen auf Bundesebene eingebracht werden 
können. 
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Bündnis Ausbildung Hessen 2020-2024 
 
Unter Beteiligung der KSpV wurde für die 
Jahre 2015 bis 2019 das erste „Bündnis Aus-
bildung Hessen“ unterzeichnet. Dieses wurde 
am 17.01.2020 nunmehr für vier weitere Jahre 
fortgesetzt. Beteiligte sind neben den KSpV 
die Wirtschaftsorganisationen, Gewerkschaf-
ten, Regionaldirektion Hessen der Bunde-
sagentur für Arbeit und die Hessischen Lan-
desregierung. Das Bündnis soll garantieren, 
dass allen gewillten Jugendlichen in Hessen 
vorrangig ein betrieblicher Ausbildungsplatz 
angeboten wird. Die Bündnisbeteiligung der 
Landkreise und kreisfreien Städte findet im 
Rahmen der Jugendberufshilfe, der (Schul-) 
Sozialarbeit und der Betreuung von Jugendli-
chen im SGB II-Leistungsbezug statt. 
 
Der HLT beteiligte sich für die KSpV intensiv 
an der Erarbeitung der Bündnisverlängerung. 
Hierbei konnte erfolgreich ein besonderer 
Wert auf 
 
• die Verknüpfung mit dem hessenweiten 

Netzwerk zur Optimierung der lokalen 
Vermittlungsarbeit im Übergang Schule - 
Beruf und 

• eine rechtskreisübergreifende Zusam-
menarbeit - fernab dem Wortlaut „Ju-
gendberufsagentur“ gelegt werden, sowie  

• für die KJC, indem Ausbildungsbeglei-
tende Hilfen und die assistierte Ausbil-
dung als hochwertige Instrumente bei 
Bedarf weiterentwickelt und für Hessen 
bedarfsgerecht zur Verfügung stehen.  

 
Am 11.12.2019 begrüßte der Gemeinsame 
Ausschuss der hessischen Kommunalen Job-
center die Inhalte des Bündnisses 2020-2024 
und beauftragte die Geschäftsstellen des HLT 
und HStT mit der Unterzeichnung. Der HLT-
Sozialausschuss begrüßte den Abschluss am 
06.02.2020 und empfahl, sich vor Ort für des-
sen Inhalte einzusetzen. 
 
 
Betreuung von Jugendlichen im SGB II 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les legte Anfang Oktober 2019 den Referen-
tenentwurf eines 7. Gesetzes zur Änderung 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und an-
derer Gesetze vor. Hierin fand sich am Rande 

auch die Einführung des neuen § 31 a SGB III, 
die mit einer Änderung des § 16 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 SGB II einherging. Genaugenommen 
stellte diese geplante Änderung einen versteck-
ten „Angelwurf“ der Bundesagentur für Arbeit 
in Richtung des Personenkreises Jugendliche 
unter 25 im SGB II dar. Die Beratungsleistung 
für die entsprechenden SGB II-
Schulabgehenden „ohne Perspektive“ sollte in 
den Bereich der Agenturen für Arbeit verlagert 
werden. 
 
In den vergangen Jahren versuchte die Bunde-
sagentur für Arbeit immer wieder sich diesem 
Personenkreis zu bedienen - zuletzt im Jahr 
2017. Einen Umstand, den es gerade für diese 
jungen Menschen grundsätzlich zu verhindern 
gilt. Die Kommunen sind schon lange vor dem 
Jugendalter die zentrale Anlaufstelle für Ju-
gendliche in Problemlagen und leisten eine 
hervorragende Arbeit in diesem Bereich. Die 
Kontinuität in der Betreuung ist von hoher Be-
deutung. Vor diesem Hintergrund sprachen 
sich der Gemeinsame Ausschuss der hessi-
schen Kommunalen Jobcenter am 11.12.2019 
und der HLT-Sozialausschuss am 06.02.2020 
vehement gegen eine Verschiebung oder Aus-
weitung der Zuständigkeiten der Bundesagen-
tur für Arbeit im Bereich der Jugendlichen im 
SGB II aus und setzten sich gemeinsam mit 
dem HLT bis hin auf die Bundesebene dage-
gen ein.  
 
In der Folge konnte durch dieses Engagement 
erreicht werden, dass es sich bei dem Vorha-
ben lediglich um Angebote der Berufsberatung 
und Berufsorientierung handelt und nicht um 
Vermittlungsangebote oder sonstige Leistun-
gen der aktiven Arbeitsförderung. Das Gesetz 
ist am 01.07.2020 in Kraft getreten. Ein beson-
deres Augenmerkt gilt nun möglichen zukünf-
tigen Änderungen im § 31a SGB III. Hier 
droht latent die Gefahr, dass sich die Bunde-
sagentur für Arbeit durch diese Türe noch wei-
tere Kompetenzen bezüglich der Betreuung des 
Personenkreises Jugendliche im SGB II ein-
räumen lässt. 
 
 
Beteiligung der hessischen Landkreise an 
der Vorstudie XÖV-Standard im Sozialbe-
reich 
 
Die Träger im Sozialbereich und beteiligten 
Stellen arbeiten mit unterschiedlichen indivi-
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duellen Datenbanken und Fachverfahren, um 
diverse (Dienst)Leistungen für die Menschen 
vor Ort zu gewähren. Damit diese Träger un-
tereinander Daten austauschen können, wird 
eine Schnittstelle benötigt, die es ihnen er-
möglicht, diesen Datenaustausch unter Beibe-
haltung ihrer individuellen Datenbanken und 
verschiedenen Fachverfahren vor Ort sicher-
zustellen. Eine solche Schnittstelle hätte den 
Vorteil, dass ein Klient seine in der Regel um-
fangreichen Daten bei einem Neuantrag, bei-
spielsweise nach einem Umzug, bei dem neu-
en Träger nicht mehr komplett ausfüllen oder 
eingeben muss. Bereits vorhandene Daten 
könnten dann durch die zuständige Sachbear-
beitung „per Knopfdruck“ vom vorher zu-
ständigen Träger in das jeweilige Fachverfah-
ren vor Ort übernommen werden. Dies ist bis 
dato so nicht möglich.  
 
Um eine solche Schnittstelle zu schaffen, ist 
die Programmierung eines Neuen der soge-
nannten „XÖV“-Standards (XStandard Öf-
fentliche Verwaltung) erforderlich. Der HStT 
wollte dieses Vorhaben im Rahmen eines 
neuen „XÖV-/XSozial-Standards“ vorantrei-
ben und ist mit der Bitte um Unterstützung auf 
den HLT zugekommen, darüber gemeinsam 
eine Vorstudie in Auftrag zu geben. Ziel der 
Vorstudie ist es, die Realisierbarkeit einer sol-
chen Schnittstelle grundsätzlich zu prüfen. 
 
Der Gemeinsame Ausschuss der hessischen 
Kommunalen Jobcenter beschloss für den Be-
reich der KJC am 11.12.2019 die Beteiligung 
an dem gemeinsamen Projekt. Eine ergänzen-
de Abfrage bei den Sozialämtern der Land-
kreise ergab, dass sich alle an dem Projekt be-
teiligen möchten. Daraufhin begrüßte der 
HLT-Sozialausschuss am 06.02.2020 die Vor-
studie „XSoziales“, um die Möglichkeit des 
Datenaustausches zwischen den Sozialbehör-
den untereinander voranzubringen. 
 
 
Weitere Themen aus dem SGB II 
 
Dualer Studiengang BASS - Soziale Siche-
rung, Inklusion, Verwaltung (B. A.)  
 
Der duale Studiengang BASS wurde im Jahre 
2010 zwischen der Hochschule Fulda, den 
KJC und unter Beteiligung des HLT gemein-
sam und speziell für die Erfordernisse des 
Fallmanagements im SGB II konzipiert. Zum 

Wintersemester 2020/21 konnten 35 dual Stu-
dierende begrüßt werden.  
 
Der HLT steht fortwährend für die aufkom-
menden praktischen Fragen im Zusammenhang 
mit der Durchführung des Studiengangs vor 
Ort zur Verfügung. Alle Anfragen werden 
durch den HLT aufgegriffen. Sie werden im 
Rahmen einer Abfrage von allen am Studien-
gang beteiligten Trägern eruiert und diesen im 
Anschluss aufbereitet zur Verfügung gestellt. 
 
Weiter begleitet der HLT den Studiengang 
durch die jährliche Koordinierung der zur Ver-
fügung stehenden dualen Studienplätze. Diese 
Koordinierungsarbeit gestaltet sich in Form 
von Werbung, Bedarfsabfrage, Platzverteilung 
und Unterstützung der Akteure im jeweiligen 
Besetzungsverfahren. Ebenfalls tritt der HLT 
als Schnittstelle und Ansprechpartner bei Be-
langen zum Studiengang zwischen den KJC, 
potentiellen Studierenden, dem Landkreis 
Fulda und der Hochschule Fulda sowie im 
Kostenabrechnungsverfahren auf. 
 
 
Ausbildungs- und Qualifizierungsbudget des 
Landes Hessen für die Kommunalen Jobcenter 
 
Im Rahmen der hessischen Landesförderung 
stellte das HMSI dem HLT im Jahr 2020 für 
die Öffentlichkeits-, Vernetzungs- und Infor-
mationsarbeit der KJC aus dem „Ausbildungs- 
und Qualifizierungsbudget“ 30.000 Euro als 
Sachleistungsmittel zur Verfügung. 
 
Insbesondere werden damit die Domainkosten 
des gemeinsamen Internetauftritts der KJC 
www.kjc-hessen.de übernommen. Zudem kön-
nen Fachveranstaltungen wie zum Beispiel 
SGB II-Fachtagungen der KJC, SGB II-
themenbezogene Workshops sowie einschlägi-
ge Fortbildungs- und Vernetzungsformate der 
KJC eine finanzielle Unterstützung erfahren. 
Diese Mittel werden durch den HLT beantragt 
und vollumfänglich verwaltet. 
 
 
Fachtagung „Familien unterstützen - Hürden 
abbauen - Wege aus der Grundsicherung er-
möglichen“ 
 
Am 28.11.2019 fand in Frankfurt-Enkheim der 
Fachtag „Familien unterstützen - Hürden ab-
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bauen - Wege aus der Grundsicherung ermög-
lichen“ statt.  
 
Am Vormittag wurden Fachvorträge zu den 
Möglichkeiten und Hürden für die Begleitung 
von Familien aus der Grundsicherung, einer 
Sozialraumorientierung als ein systemischer 
Ansatz im SGB II, Kooperationen zwischen 
Jobcentern und anderen Leistungserbringern 
gehalten und dargestellt, was dies für die 
Städte und die Landkreise bedeutet. Am 
Nachmittag standen den Teilnehmenden ins-
gesamt vier Schwerpunkt-Foren zu den fol-
genden Themen zur Verfügung: 
 
• Perspektiven für Kinder in Bedarfsge-

meinschaften (BG) / Beratungsansätze,  
-qualität für BG mit Kindern - Welche 
Hürden können wir im eigenen System 
(Jobcenter) überwinden? 

• Familienorientierte Netzwerkarbeit - Ko-
operationsansätze von Jobcentern 

• Bedarfsgerechte Familienförderung auch 
durch sozialintegrative Leistungen 

• Erkenntnisse aus „Kompetenzen entwi-
ckeln – Perspektiven eröffnen“ 

 
An der gemeinsamen Veranstaltung des HLT, 
HStT, der Regionaldirektion-Hessen der Bun-
desagentur für Arbeit und dem HMSI nahmen 
rund 70 Interessierte aus den Jobcentern und 
der sozialen Trägerlandschaft teil. 
 
 
Fachtag „Kundeneinbindung im KJC“ 
 
Am 12.02.2020 fand im Landratsamt Groß-
Gerau zum dritten Mal der sogenannte Groß-
Gerauer Impuls statt. Diesjähriges Thema war 
die „Kundeneinbindung im Kommunalen Job-
center“.  Die Verwaltung beziehungsweise das 
KJC einmal aus Sicht des Kunden zu betrach-
ten eröffnet neue Blickwinkel. In den einzel-
nen Beiträgen und Workshops wurden den 
Teilnehmenden die Ideen, Möglichkeiten, Ge-
fahren und Nutzen von Kundeneinbindung 
nähergebracht. Hier insbesondere: 
 
• Nutzerzentrierte Gestaltung zu besseren 

Bürgerdiensten 

• Wie sehen eine agile Verwaltung und der 
Weg dahin aus? 

• Maßnahmekonzeption und Kundenbetei-
ligung 

• Design Thinking 

• Chancen und Risiken bei der Kundenpar-
tizipation 

 
Die Veranstaltung sollte anregen, die beste-
henden Prozesse, ob reine Service- oder auch 
bisherige und künftige Maßnahmeangebote, 
der KJC neu zu denken. An der gemeinsamen 
Veranstaltung des HLT, HStT und dem HMSI 
nahmen rund 100 Mitarbeitende aus den Land-
kreisen und kreisfreien Städten teil. 
 
 
Zielvereinbarungsprozess nach dem SGB II / 
Hessisches Offensivgesetz 
 
Im Verfahren um die Musterzielvereinbarung 
SGB II und den sozialintegrativen Leistungen 
gemäß dem Hessischen OFFENSIVG für das 
Jahr 2020 wurden im Kontext SGB II Ände-
rungen zu den optionalen landespezifischen 
Zielen vorgenommen, die unter anderem auch 
einer Änderung der Kennzahlenverordnung 
und der Einführung des § 16i SGB II, der Teil-
habe am Arbeitsmarkt, entsprechen. Im Be-
reich der sozialintegrativen Leistungen, den 
auch die Kommunalträger - also Landkreise in 
gemeinsamer Einrichtung - mit dem Land ab-
schließen, wurden keine Veränderungen zum 
Vorjahr vorgenommen. Der Gemeinsame Aus-
schuss der hessischen Kommunalen Jobcenter  
beschloss am 11.12.2019 die Musterzielver-
einbarung 2020. 
 
 
Gemeinsame Pressearbeit KJC 
 
Um die Marke und Arbeit der hessischen KJC 
stärker in der Öffentlichkeit zu präsentieren, 
vereinbarte der Gemeinsame Ausschuss der 
hessischen Kommunalen Jobcenter am 
26.05.2020 eine gemeinsame Öffentlichkeits-
arbeit. Ziel soll eine monatlich konzertierte 
Presseaktion sein, an der sich jedes einzelne 
KJC und gegebenenfalls auch die Geschäfts-
stellen des HLT und HStT individuell beteili-
gen können. Die Koordinierung der gemein-
samen KJC-Pressearbeit läuft über den HLT.  
 
Eine dafür gegründete Redaktionsgruppe er-
stellte daraufhin das Konzept „Pressearbeit 
KJC“, aus dem auch ein redaktioneller The-
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menfahrplan hervorgeht. Die Redaktionsgrup-
pe entwirft zudem gemäß dem Redaktionsplan 
seit dem Juli 2020 eine monatliche Pressemit-
teilung für alle KJC. Diese ist im Schwer-
punkt allgemein verfasst und lässt im mittle-
ren Teil einen Raum für eine individuelle re-
gionale ergänzende Berichterstattung durch 
jedes einzelne KJC zu. Hiermit ist gewährlei-
tet, dass sich alle KJC im monatlichen The-
menschwerpunkt auch wiederfinden können. 
Ebenso wird bei der Öffentlichkeitarbeit da-
rauf geachtet, auch den bundesweiten Claim 
der KJC #Stark.Sozial.VorOrt. zu verwenden. 
 
Die Pressemitteilungen werden den KJC zum 
15. eines Monats zur Verfügung gestellt, da-
mit sie bis zum Ende des jeweiligen Monats 
durch die einzelnen KJC oder Geschäftsstel-
len individualisiert und veröffentlicht werden 
können. Eine Erste Bilanz des gemeinsamen 
Wirkens soll im I. Quartal 2021 gezogen wer-
den. 
 
 
SGB II Zukunftspapier der hessischen Kom-
munalen Jobcenter 
 
Das Optionsmodell im SGB II ist eine hessi-
sche Errungenschaft. Verantwortliche aus der 
hessischen Politik und Verwaltung waren 
2005 Vorreiter bei dem Bestreben, das Ele-
ment der kommunalen Eigenverantwortung in 
die Gesetzgebung mit einzubringen. Die hes-
sen- und bundesweite Vernetzung von Beginn 
an und die erfolgreiche Arbeit vor Ort haben 
zur Akzeptanz und grundgesetzlichen Veran-
kerung des Optionsmodells beigetragen. 
 
Als Zusammenschluss der 16 zugelassenen 
Kommunalen Träger in Hessen sehen sich die 
KJC nach wie vor in der Verantwortung, 
wegweisende Impulse für die Ausgestaltung 
des gesetzlichen Auftrages und die politische 
Diskussion zu setzen.  
 
Vor diesem Hintergrund veranstaltete die AG 
KJC am 11.06.2019 unter externer Begleitung 
einen Strategieworkshop zum SGB II. Ziel 
war eine aktuelle Standortbestimmung und die 
Erarbeitung einer möglichen Zukunftsstrate-
gie. In der Folge erarbeitete die AG KJC über 
den HLT den Entwurf eines Strategiepapiers. 
Am 11.12.2019 befasste sich der Gemeinsame 
Ausschuss der hessischen Kommunalen Job-
center ausführlich mit dem Entwurf. Es erging 
der Beschluss, dass dieser mit den Hinweisen 

anhand der Aussprache im Ausschuss noch-
mals durch die AG KJC überarbeitet wird. 
Aufgrund Corona-bedingter Verzögerungen 
konnte der Entwurf erst am 26.08.2020 überar-
beitet werden. Es wurden die Themenfelder  
 
• Selbstverständnis, 

• Kommunale Stärken mobilisieren, 

• Digitale Herausforderungen, 

• Innovationsprozesse gestalten, 

• Personalsicherung und 

• Steuerung und Controlling 
 
konkretisiert und abschließend beraten. Die 
Aussprache im Gemeinsamen Ausschuss der 
hessischen Kommunalen Jobcenter steht noch 
aus. 
 
 
Hessisches Perspektivprogramm zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarktchancen schwerbehin-
derter Menschen (HePAS) 
 
Das seit dem Jahr 2014 aufgelegte Hessische 
Perspektivprogramm zur Verbesserung der Ar-
beitsmarktchancen schwerbehinderter Men-
schen wurde mit Verkündung vom 16.12.2020 
in seiner 3. Förderphase ab dem 01.01.2020 für 
drei weitere Jahre fortgesetzt. 
 
Das Programm hat seit seiner Erstauflage über 
2.500 sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse und über 350 Ausbildungs-
verhältnisse erfolgreich unterstützt. Es wird in 
enger Zusammenarbeit mit den Trägern der 
Arbeitsvermittlung wie Agenturen für Arbeit 
und den (Kommunalen)Jobcentern der Land-
kreise durchgeführt und beinhaltet: 
 
• Prämien bei Praktika- und Probebeschäf-

tigung sowie bei der Schaffung von neuen 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. 

• Förderung von Inklusionsvereinbarungen. 

• Angebot einer Begleitung durch professi-
onelle Dienste, um die Ausbildung oder 
das Beschäftigungsverhältnis zu sichern. 

• Unterstützung bei Aufbau und Umsetz-
ung unternehmensinterner Integrationsab-
teilungen. 
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• Förderung innovativer Projektansätze, 
die die Rahmenbedingungen für eine 
nachhaltige Beschäftigung verbessern 
wollen. 

 
Mit dem Programm leisteten auch die Land-
kreise in den vergangenen Jahren einen wich-
tigen Beitrag zur Verbesserung der Arbeits-
marktsituation schwerbehinderter Menschen. 
Mit Blick auf die operative Umsetzung wird 
mit jeder Fortsetzung auch eine gemeinsame 
Verfahrensabsprache zwischen HMSI, LWV, 
RD Hessen und KSpV abgeschlossen. Hier 
gab es zur vorherigen Förderperiode keine in-
haltlichen Änderungen, so dass diese durch 
den HLT Anfang 2020 im Umlaufverfahren 
unterzeichnet wurde. Der HLT-Sozial-
ausschuss wurde am 06.02.2020 über den 
Sachstand in Kenntnis gesetzt. 
 
 
Kinderbetreuung 
 
Corona-Pandemie 
 
In besonderem Maße von den Auswirkungen 
der Corona-Pandemie betroffen war sowohl 
die Tagesbetreuung für Kinder mit der institu-
tionellen Kinderbetreuung als auch die Tages-
pflege für Kinder. Aber auch in weiteren Be-
reichen der Jugendhilfe wie den stationären 
Hilfeformen oder der Kinder- und Jugendar-
beit kam den Jugendämtern die Rolle eines 
maßgeblichen Akteurs zu.  
 
Ein kontinuierlicher Austausch zwischen der 
Geschäftsstelle und dem Land erfolgte sowohl 
auf politischer als auch auf Fachebene. Wäh-
rend die Einbindung der kommunalen Spit-
zenverbände oft zur Berücksichtigung der 
kommunalen Interessen führen konnte, erwies 
sich die Erreichung einiger Belange als zähes, 
mitunter auch nicht erfolgreiches Geschäft, da 
zu viele Interessenslagen kollidierten. Auch 
ließ die Schnelllebigkeit der Entwicklungen 
ein vorheriges Meinungsbild unter den Land-
kreisen zu den jeweiligen Aspekten häufig nur 
sehr bedingt zu.  
 
Exemplarisch sind die folgenden, für die Ju-
gendhilfe relevanten Themen zu nennen, die 
ab März 2020 in unterschiedlichen Zusamme-
netzungen zwischen der Geschäftsstelle und 
dem Land thematisiert, kontinuierlich weiter-

entwickelt  bzw. einer Lösung zugeführt wur-
den: 
 
Fortwährend war die 2. Verordnung zur Be-
kämpfung des Corona-Virus u. a. im Hinblick 
auf die Kinderbetreuung den Entwicklungen 
anzupassen. 
 
Zunächst waren die Notbetreuung und die Zu-
gangskriterien zu regeln. Vom Betretungsver-
bot ausgenommen waren Kinder, deren Eltern 
sogenannten systemrelevanten Berufen ange-
hörten. Allein dieser Katalog bedurfte der 
ständigen Nachjustierung und letztlich gelang 
es, auch eine Aufnahme der Mitarbeiter/innen 
aus den Allgemeinen Sozialen Diensten der 
Jugendämter zu erreichen. Die dort Tätigen, 
die selbst keinen Zugang zur Kinderbetreuung 
hatten, standen somit mitunter nicht zur Verfü-
gung. In der Folge kam es in einigen Jugend-
ämtern zu Engpässen bei der Aufrechterhal-
tung ihres gesetzlichen Auftrags. Andere Be-
rufsgruppen waren hingegen in der Verord-
nung nicht klar genug abgegrenzt und bedurf-
ten der Auslegung. 
 
Das Personal in den Kitas gehörte teilweise 
den vom RKI beschriebenen Risikogruppen an 
und stand somit nur eingeschränkt zur Verfü-
gung. Von der Öffnung nicht-pädagogischer 
Kräfte zur Mitarbeit musste somit Gebrauch 
gemacht werden. 
 
Die Hygienestandards und Infektionsschutz-
maßnahmen in den Einrichtungen waren von 
den Jugendämtern in den Blick zu nehmen, 
ebenso die erforderliche Beschränkung der 
Gruppengrößen und die dadurch eingeschränk-
te Raumsituation. 
 
Nach der neunwöchigen Notbetreuung wurde 
in der nächsten Stufe ab dem 02.06.2020 der 
eingeschränkte Regelbetrieb unter den Maßga-
ben des Infektionsschutzgesetzes ermöglicht. 
Dazu hatten sich die drei kommunalen Spit-
zenverbände und die Landesregierung auf ein 
gemeinsames Kita-Konzept verständigt. 
 
Neben der weiteren Berücksichtigung system-
relvanter Berufe hatten nun ebenso Kinder be-
rufstätiger und studierender Alleinerziehender 
und auch diejenigen, deren Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung aufgrund einer Ent-
scheidung des zuständigen Jugendamts zur Si-
cherung des Kindeswohls dringend erforder-
lich ist, Zugang. Ab dem 25.05.2020 wurde 
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zudem eine Härtefallregelung für diejenigen 
Familien eingeführt, für die der Wegfall des 
Betreuungsangebots in den Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung eine besondere Härte 
im Alltag darstellte. Flankiert wurden diese 
Lockerungen von in enger Absprache mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden entwickelten 
Hygieneempfehlungen des Landes, anhand 
derer die Träger die bestehenden Hygieneplä-
ne der Einrichtungen auf die Situation anpas-
sen können. 
 
Seit dem 06.07.2020 haben die institutionel-
len Kindertagesbetreuungsangebote in Hessen 
wieder den Regelbetrieb aufgenommen. Die 
rechtlichen Regelungen des Achten Sozialge-
setzbuches (SGB VIII) gelten damit wieder 
uneingeschränkt. Im Regelbetrieb haben alle 
Kinder auch wieder einen uneingeschränkten 
Anspruch auf den vertraglich vereinbarten  
Betreuungsumfang. Die Praxis zeigt jedoch, 
dass individuelle Einschränkungen weiterhin 
bestehen und unumgänglich sind. So müssen 
die Träger von Kitas mit offenem Konzept 
wohlüberlegt abwägen, ob sie aus Gründen 
der Infektionsprophylaxe zunächst getrennte 
Gruppen vorhalten. Damit können einerseits 
die Betreuungsverträge nicht vollumfänglich 
erfüllt werden, anderseits muss bei auftreten-
den Infektionsfällen nicht die ganze Einrich-
tung, sondern nur die betroffene Gruppe ge-
schlossen werden. In alle diesbezüglichen 
Entscheidungen sollten daher die Elternvertre-
tungen einbezogen werden um die Akzeptanz 
der zu treffenden Entscheidungen zu erhöhen. 
 
Auch weiterhin ist das Kita-Personal, welches 
Risikogruppen angehört, bedeutendes Thema, 
da es faktisch nicht zur Verfügung steht, aber 
aufgrund der Fortzahlung der Bezüge auch 
kein Ersatzpersonal eingestellt werden kann. 
Dieser in erster Linie für die Träger als Ar-
beitgeber wichtige Aspekt tangiert jedoch 
auch die Landkreise als Fachaufsicht, wenn es 
um die Erfüllung des gesetzlichen Perso-
nalschlüssels geht.  
 
Zudem hat der Umgang mit leichten Krank-
heitssymptomen bei Kindern in der Praxis 
große Unsicherheit ausgelöst. Auch nach hilf-
reicher Anpassung der Hygieneempfehlungen 
agieren die Kitas bzw. die Träger sehr unter-
schiedlich, wenn Kinder mit z. B. ausschließ-
lich dem Krankheitsbild Schnupfen die Kita 
besuchen.  
 

Eine wichtige Rolle im Geschehen nehmen 
weiterhin die Gesundheitsämter ein, wenn es 
um die Schließung von Gruppen oder Einrich-
tungen oder um Quarantäneauflagen geht. 
 
Um dem Land einen Überblick über die Inan-
spruchnahme in den Phasen der Notbetreuung, 
des eingeschränkten sowie des Regelbetriebes  
zu ermöglichen und somit eine Planungsgrund-
lage zur Verfügung zu stellen, erfolgten wö-
chentliche Abfragen in den Jugendämtern bzw. 
über diese in den Gemeinden.  
 
Sollte sich das Infektionsgeschehen in den 
kommenden Monaten erneut ungünstig entwi-
ckeln, muss im Sinne des Eskalationskonzeptes 
des Landes auf regionaler Ebene in Abhängig-
keit von den individuellen lokalen Entwick-
lungen darauf reagiert werden. Erneute lan-
desweite Einschränkungen bis hin zur Notbe-
treuung sollen auch im Bereich der Kinderbe-
treuung vermieden werden.  
 
 
Investitionsprogramme Bund und Land  
 
In den letzten Monaten des Jahres 2019 zeich-
nete sich ab, dass die Mittel aus dem Bundes-
investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinan-
zierung in Höhe von 86,3 Mio. Euro bei Wei-
tem nicht auskömmlich sein werden, um die 
beantragten Investitionsvorhaben in Hessen fi-
nanzieren zu können. Auch über das in Höhe 
von 92 Mio. Euro aufgelegte Landesinvestiti-
onsprogramm 2020 bis 2024 sowie die über 
einen letter of intent angekündigte Aufsto-
ckung um weitere 50 Mio. Euro dürfte bei 
Weitem nicht den tatsächlichen Investitionsbe-
darf in den Städten und Gemeinden decken 
können. 
 
Vor diesem Hintergrund hatten sich der Sozi-
alausschuss als auch das Präsidium in seinen 
Sitzungen im Februar 2020 zum tatsächlich 
benötigten Mittelvolumen und der daraus re-
sultierenden Forderung gegenüber dem Land 
beraten. Im Vorfeld der Gremienberatungen 
hatte die Geschäftsstelle in den Landkreisen 
erhoben, in welcher Höhe Mittel aus dem Bun-
desinvestitionsprogramm beantragt wurden 
und in welcher Höhe diese bewilligt/ nicht be-
willigt wurden. Zugleich wurde abgefragt, wie 
hoch der Investitionsbedarf für das Jahr 2020 
und darüber hinaus nach derzeitigem Erkennt-
nisstand sein würde. Diese Erhebung war not-
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wendig, nachdem das Land trotz vielfacher 
Forderungen nach einer transparenten Darle-
gung zur Bewilligung der Bundesmittel keine 
Daten öffentlich gemacht hatte. 
 
Allein für die 15 Landkreise, die im Rahmen 
der Erhebung Angaben gemacht hatten, ergab 
sich ein Investitionsbedarf von 475 Mio. Euro. 
Eine Hochrechnung auf die 33 hessischen Ju-
gendamtsbezirke ließ somit einen geschätzten 
Investitionsbedarf von 1 Mrd. Euro zu. Ent-
sprechend hatte das Präsidium das Land im 
Februar 2020 aufgefordert, bis zu 1 Mrd. Euro 
im Landeshaushalt bereit zu stellen.  
 
Im Nachtragshaushalt des Bundes 2020 ist - 
im Rahmen des Gesetzes über begleitende 
Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunktur- 
und Krisenbewältigungspakete - die Finanzie-
rung eines 5. Investitionsprogramms „Kinder-
betreuungsfinanzierung“ 2020-2021 veran-
schlagt. Das Sondervermögen „Kinderbetreu-
ungsausbau“ des Bundes wird in den Jahren 
2020 und 2021 um insgesamt 1 Mrd. Euro 
aufgestockt. Davon entfallen auf Hessen wei-
tere rund 77 Mio. Euro für den Ausbau der 
Kindertagesbetreuung. Die Ausgestaltung der 
Verteilung obliegt den Ländern. Gefördert 
werden können nur solche Vorhaben, die ab 
dem 01.01.2020 begonnen wurden. 
 
Das Bundesinvestitionsprogramm „Kinderbe-
treuungsfinanzierung“‘ 2020-2021 wird in 
Hessen zusammen mit dem Bundes-
investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfi-
nanzierung“ 2017-2020/2018-2020 und dem 
Landesinvestitionsprogramm „Kinderbetreu-
ung“ 2020-2024 als ein Gesamtprogramm be-
trachtet. Mit einer Änderung der Richtlinie 
will das Land das jeweilige Gesamtbudget der 
Jugendämter um den Mittelanteil aus dem 
neuen Bundesprogramm erhöhen. Im Rahmen 
der Verbändeanhörung zur Richtlinie des 
Landes Hessen zum 5. Investitionsprogramm 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2020-2021 
hat sich das Präsidium auf Grundlage der 
Rückmeldungen aus den Landkreisen in sei-
ner Sitzung am 10.09.2020 beraten und wie 
folgt beschlossen: 
 
1. Das Präsidium begrüßt die Bereitstellung 

zusätzlicher Mittel im Rahmen der Um-
setzung des Konjunktur- und 2. Krisen-
bewältigungspaketes des Bundes zur 
Förderung des Kita-Ausbaus. 

2. Trotz der deutlichen Erhöhung der Inves-
titionskostenförderung hält das Präsidium 
an der Nichtauskömmlichkeit der Mittel 
aus den Bundes- sowie dem Landesinves-
titionsprogrammen fest.  Es fordert das 
Land erneut und in Anlehnung an den 
Präsidiumsbeschluss vom 13.02.2020 auf, 
die Landesmittel entsprechend des vorge-
tragenen Bedarfs zu erhöhen. 

3. Das Präsidium befürwortet den im Richt-
linienentwurf vorgesehenen Verteilmo-
dus. 

4. Das Präsidium fordert das Land zudem 
auf, im Hinblick auf das Bundesinvestiti-
onsprogramm 2020  2021 gegenüber dem 
Bund auf eine Verlängerung der Pro-
grammlaufzeit um mindestens ein Jahr 
hinzuwirken. Weiter möge das Land auf 
vereinfachende Weise eine Anpassung 
bzw. nach Möglichkeit Gleichschaltung 
der Fristen vornehmen. 

5. Das Präsidium bittet die Geschäftsstelle, 
die Beschlüsse zu 1-4 sowie darüberhin-
ausgehende Anmerkungen aus den Land-
kreisen in einer Stellungnahme gegenüber 
dem Land zu kommunizieren. 

 
 
Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung 
(„Gute-Kita-Gesetz“) 
 
Mit dem zum 01.01.2019 in Kraft getretenen 
„Gute-Kita-Gesetz“ stellt der Bund – befristet 
bis 2022 – 5,5 Mrd. Euro bereit, um die Quali-
tät in den Kitas zu verbessern. Auf Hessen ent-
fallen rund 413 Mio. Euro. 
 
Vor dem Hintergrund der gesetzlich vorgese-
henen Beteiligung auf Länderebene zur Ermitt-
lung der Handlungsfelder und -ziele erfolgten 
beginnend ab März 2019 mehrere Fachverbän-
degespräche, bei denen auch der HLT vertreten 
war. Im November 2019 wurde sodann der 
Vertrag mit dem Bund unterzeichnet. 
 
Aus dem Instrumentenkasten des Gesetzes hat 
Hessen die Handlungsfelder „Guter Betreu-
ungsschlüssel“ und „Starke Kitaleitung“ aus-
gewählt und zwischenzeitlich mit dem geän-
derten und am 01.08.2020 in Kraft getretenen 
Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 
landesgesetzlich verankert. 
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Guter Betreuungsschlüssel: 
Ziel ist es, Personal in Kitas sichern und 
Fachkraftkapazitäten steigern. Zuvor sah das 
Hessische Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 
bei der Mindestpersonalbemessung in Kinder-
tageseinrichtungen zum Ausgleich von Aus-
fallzeiten durch Krankheit, Urlaub und Fort-
bildung einen Aufschlag auf den Mindestper-
sonalbedarf in Höhe von 15 Prozent vor. Die-
ser Aufschlag wurde nun auf 22 Prozent an-
gehoben, um die Fachkraftkapazitäten zur Er-
ziehung, Bildung und Betreuung von Kindern 
zu erhöhen und die Fachkräftesituation in den 
Kitas zu verbessern. Damit soll mehr Zeit für 
die individuelle Betreuung des einzelnen Kin-
des erreicht werden. 
 
Starke Kita-Leitung: 
Ziel ist die gesetzliche Regelung der Leitungs-
freistellung. Ab dem 01.08.2020 ist im Hessi-
schen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch ge-
setzlich geregelt, dass bei der Berechnung des 
Mindestpersonalbedarfs einer Kita erstmalig 
auch ein zusätzlicher Zeitanteil für die Kita-
Leitung in Höhe von 20 Prozent zu berück-
sichtigen ist. Die Leitung ist dann in diesem 
Umfang vom Gruppendienst freigestellt. So 
wird den Anforderungen an die qualitative 
Entwicklung in den Kitas Rechnung getragen, 
weil den Leitungen der hessischen Kinderta-
geseinrichtungen die notwendige Zeit zur Er-
füllung ihrer vielfältigen Aufgaben zur Verfü-
gung gestellt wird.  
 
Außerhalb des Vertrags mit dem Bund strebt 
Hessen folgende ergänzende Maßnahmen an 
bzw. hat diese bereits im geänderten HKJGB 
umgesetzt: 
 
• Leitungsprofil als Orientierungshilfe 

• Fachkräfteoffensive 

• Modifizierung Fachkraftregelung HKJGB 

• Höhere Förderpauschalen. 
 
 
Unbegleitete minderjährige Ausländer  
(umA) 
 
Schwerpunktjugendämter 
 
Da der aktuelle Koalitionsvertrag der Hessi-
schen Landesregierung die (Wieder-)Einführ-
ung von Schwerpunktjugendämtern in den 
Städten Gießen und Frankfurt vorsieht, erfolg-

te beginnend ab März 2019 dazu eine Befas-
sung unter Aufbringung nicht unerheblicher 
kommunaler personeller Ressourcen in unter-
schiedlichen Zusammensetzung. Eine fundierte 
Meinungsbildung war in den Gremien des 
HLT dennoch nicht möglich, da maßgebliche 
Fragen von Seiten des Landes unbeantwortet 
blieben.  
 
Um sich einen Eindruck zur Haltung der Ju-
gendämter zu verschaffen, hatte Frau Staats-
sekretärin Janz die Jugendamtsleitungen zu ei-
nem Austausch zum Thema am 03.12.2019 
eingeladen. Im Fazit war zu konstatieren, dass 
die Landkreise und Städte der  Einrichtung von 
Schwerpunktjugendämtern kritisch gegenüber-
stehen. Gleichwohl sah sich das Land an den 
Koalitionsvertrag gebunden und betonte, dass 
neue Verfahren zu finden seien, die dem for-
mulierten Auftrag gerecht werden.  
 
Eine politische Entscheidung in dieser Frage 
durch das Land steht bis heute aus.   
 
 
Kostenerlass 
 
Im Kostenerlass steht weiterhin  die abschlie-
ßende Klärung der seit Jahren zwischen dem 
Land und den KSpV dissenten Punkte aus. 
Insbesondere geht es dabei um Aspekte der 
Personalkostenerstattung. Gleiches gilt für die 
Entfristung diverser zum Teil  befristeter Ne-
benabsprachen zum Erlass. Derer gibt es eine 
Vielzahl, was eine unkomplizierte Rechtsan-
wendung erheblich erschwert. 
  
Im August 2020 erfolgte die Einführung der 
digitalisierten Personalkostenerstattung über 
die Anwendung umA-DB. Damit geht die Re-
gelung einher, nach der Sonderstatusstädte nun 
direkt mit dem RP Darmstadt abrechnen kön-
nen. Bislang erfolgte die Abwicklung über die 
Jugendämter der Landkreise. Diesbezüglich 
wurde der Kostenerlass im August 2020 geän-
dert.  
 
Bisherige Praxis bei der Personalkostenerstat-
tung im Bereich war es, dass auch dann ein 
Anteil von 0,25% eines Vollzeitäquivalents er-
stattet werden, wenn während des Quartals 
kein umA vorläufig in Obhut genommen wur-
de. Hier plant das Land aktuell eine Änderung 
derung vorzunehmen, und nur noch dann 0,25 
VZÄ zu erstatten, wenn tatsächlich Inobhut-
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nahmen erfolgten. Damit wird ein weiterer 
Aspekt strittig sein. Die Jugendämter haben 
einen gesetzlichen Auftrag und müssen jeder-
zeit in der Lage sein, diesen zu erfüllen. Folg-
lich muss auch Mindestpersonal vorgehalten 
werden. Dieses und weitere Argumente wur-
den dem Land bereits vorgetragen. 
 
 
Mehraufwand nach Reform des Unter-
haltsvorschusses 
 
Nach fast dreijährigen Bemühungen des Hes-
sischen Landkreistages, die Hessische Lan-
desregierung zur Beteiligung an den reform-
bedingten kommunalen Mehrkosten im Be-
reich des Unterhaltsvorschusses in die Pflicht 
zu nehmen, war von dort bis zuletzt abschlie-
ßend keine Kompromissbereitschaft in dieser 
Frage zu erkennen.   
 
Nach kontinuierlichen Beratungen im Sozial-
ausschuss hatte im Vorjahr eine Unterarbeits-
gruppe der Arbeitsgemeinschaft der Jugend-
amtsleitungen im HLT einen Vorschlag zum 
Verzicht des Landes auf seinen Rückgriffsan-
teil entwickelt, von dem bei Umsetzung so-
wohl das Land als auch die Landkreise profi-
tiert hätten. Im Fazit wird in diesem Modell  
dem Land vorgeschlagen, dauerhaft auf seinen 
Rückgriffsanteil zu verzichten, solange der 
Landkreis nachweislich durch neu eingestell-
tes Personal seine Rückgriffsquote gegenüber 
dem vorherigen Ist-Zustand in einem noch 
festzulegenden Umfang steigert. Dieses Pa-
pier wurde in der Sitzung des Sozialausschus-
ses am 14.11.2019 beraten.  
 
In seinem Beschluss hatte der Ausschuss die 
konkreten Vorschläge der Jugendamtsleitun-
gen begrüßt und dem Präsidium einen ent-
sprechenden Beschlussvorschlag unterbreitet. 
Ebenfalls am 14.11.2019 fasste das Präsidium 
daraufhin folgenden Beschluss: 
 
1. Das Land verzichtet dauerhaft auf seinen 

Rückgriffsanteil, solange der Landkreis 
nachweislich durch neu eingestelltes Per-
sonal seine Rückgriffsquote gegenüber 
dem vorherigen Ist-Zustand in einem 
noch festzulegenden Umfang steigert. 

2. Der Hessische Landkreistag bietet dem 
Land erneut an, mit ihm gemeinsame 
Empfehlungen für die Unterhaltsvor-

schuss-Kassen ohne Festlegung personel-
ler Standards zu entwickeln. 

3. Die Erhebung in den Jugendämtern als 
auch den kommunalen Jobcentern wird  
zum 31.12.2019 eingestellt. 

 
Entsprechend der Beschlusslage war die Ge-
schäftsstelle sodann an Herrn Staatsminister 
Klose herangetreten.  Im Februar 2020 erfolgte 
die Antwort des Ministers. Erneut wurde hier 
im Tenor auf die Verantwortung des Bundes, 
seine Finanzfolgenabschätzung zu korrigieren 
und seinen finanziellen Anteil zu erhöhen, 
verwiesen. Auch wurde der unterbreitete Vor-
schlag zum Verzicht des Landes auf seinen 
Anteil am Rückgriff dahingehend kommen-
tiert,  dass darin ernsthafte Bemühungen der 
Landkreise und Städte nicht verbindlich zuge-
sagt würden.  
 
Zu konstatieren ist abschließend, dass seitens 
des Landes zu keiner Zeit ernsthaft Bereit-
schaft zu erkennen war, auf das Gesprächsan-
gebot des HLT einzugehen um in einem sol-
chen Rahmen gemeinsam zu überlegen,  unter 
welchen Bedingungen ein Verzicht des Landes 
auf seinen Anteil am Rückgriff möglich wäre. 
 
Nach fast dreijährigen Bemühungen unter ent-
sprechender Nachweiserbringung zu den 
Mehrkosten auf kommunaler Ebene ist hier 
keine Bewegung des Landes mehr zu erwarten.  
 
Rückholquoten im Bundesvergleich: 
Im Juli 2020 hatte das RP Kassel eine Übersicht 
des BMFSFJ zu Einnahmen, Ausgaben, Rück-
griffsquoten im Verlauf 2015-2019 mit Stand 
März 2020 übermittelt. 
 
Die durchschnittliche Rückgriffsquote in Hessen 
beträgt im Jahr 2019 danach 15%. Zum bun-
desweiten Vergleich der Rückgriffsquoten ist 
anzumerken: 

• In kaum einem andern Bundesland ist es im 
Vergleich von 2018 auf 2019 gelungen, die 
Rückgriffsquote um >5 Prozentpunkte zu 
steigern.  

• Hessen bewegt sich außerdem nicht mehr 
unter den Schlusslichtern - dies hatte das 
Land stets moniert - sondern im Mittelfeld, 
auch wenn der Bundesdurchschnitt bei 
17% liegt. 
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Gespräch zwischen den Kirchen in Hessen 
und den kommunalen Spitzenverbänden  
 
Im Rahmen des jährlich stattfindenden ge-
meinsamen Gesprächs zu “Kita-Fragen“ zwi-
schen den Kirchen in Hessen und den KSpV 
hatten sich Kirchen und Verbände im August 
2019 auf die Entwicklung einer gemeinsamen 
Positionierung zum Fachkräftemangel in Ta-
geseinrichtungen für Kinder verständigt. 
 
Die sodann entwickelten “Fachpolitischen 
Eckpunkte - Ezieher*innen in Tageseinrich-
tungen für Kinder in Hessen“ sollten keine 
starre Haltung oder Forderungen vermitteln, 
sondern vielmehr als ein erster, der individu-
ellen Entwicklung vertiefender und neuer 
Ideen dienender Aufschlag verstanden wer-
den. 
 
Der Sozialausschuss hat in seiner Sitzung am 
14.11.2019 die „Fachpolitischen Eckpunkte“ 
begrüßt und der Veröffentlichung mittels ei-
ner Presseerklärung zugestimmt. Auch wurde 
das Papier im Sozialministerium und im Lan-
desjugendhilfeausschuss positiv zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Fachtage und Veranstaltungen im Bereich 
Jugendhilfe in 2019/2020 

 
Anlässlich rechtlicher Änderungen sowie ak-
tueller Entwicklungen organisierte der HLT 
auch in den Jahren 2019 und 2020 Fachveran-
staltungen im Bereich der Jugendhilfe.  
 
• Fachtag der Jugendamtsleitungen "Fach-

kräfte gewinnen und halten" am 
05.09.2019 in Fulda 

• Informationsveranstaltung für die Ju-
gendämter in Hessen am 26.02.2020 in 
Fulda: "Die EU-Richtlinie 2016/800 über 
Verfahrensgarantien im Strafverfahren 
für junge Menschen, die verdächtige oder 
beschuldigte Personen in Strafverfahren 
sind - Zentrale Inhalte, Umsetzungsbe-
darfe und Herausforderungen für die Pra-
xis.“ 
 

Mit Beginn der Corona-Pandemie im März 
2020 wurden die für den weiteren Jahresver-
lauf geplanten Veranstaltungen zunächst ver-
schoben bzw. sind teilweise gänzlich entfal-
len: 

• Gespräch zwischen den jugendpolitischen 
Sprecher*innen der Fraktionen im Hessi-
schen Landtag, den kommunalen Spitzen-
verbänden und einigen Jugendamtsleitun-
gen am 26.03.2020 in Sachen Jugendpoli-
tik  

• Fachtag Kinderrechte: geplant für 2021 
 
 
Beteiligung an den Lottomitteln 
 
Im Juli 2019 hatte zunächst das Hessische Mi-
nisterium des Innern und für Sport den Ent-
wurf für ein Gesetz zur Änderung des Hessi-
schen Glücksspielgesetzes zur Anhörung vor-
gelegt. 
 
Zur Verteilung der sog. Lottomittel hatte die 
Landesregierung in ihrem Koalitionsvertrag 
erklärt, die Zuweisung für alle Destinatäre an-
heben zu wollen. Bereits im Vorfeld der Vor-
lage des Gesetzentwurfs hatten sich die Desti-
natäre, die sich seit jeher als solidarische Inte-
ressensgemeinschaft verstehen und so auch be-
reits in der Vergangenheit stets gegenüber dem 
Landesgesetzgeber aufgetreten sind, auf eine 
gemeinsame Forderung zur Höhe der Anhe-
bung verständigt.  
 
Im weiteren Verlauf  hatte auch die Hessische 
Landesregierung einen Gesetzentwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Hessi-
schen vorgelegt. Im Rahmen der Anhörung 
hatte der HLT in seiner Stellungnahme die Be-
deutung und die Finanzierung der außerschuli-
schen Jugendbildung erläutert. Zum finanziel-
len Handlungsbedarf wurde entsprechend der 
Vorabsprachen der Gemeinschaft der Destina-
täre die Notwendigkeit einer Anhebung derer 
Beteiligung an den Einnahmen der staatlichen 
Lotterien in Hessen um 25% dargelegt. 
 
Das Zweite Gesetz zur Änderung des Hessi-
schen Glücksspielgesetzes vom 11.12.2019 ist 
sodann zum 01.01.2020 in Kraft getreten. Die 
Beteiligung an den Spieleinsätzen gemäß § 8 
stellt sich danach wie folgt dar: 
 
Von den Spieleinsätzen der vom Land Hessen 
veranstalteten Zahlenlotterien, ausgenommen 
solche, deren Überschüsse ausschließlich zur 
Förderung des Umwelt- und Naturschutzes 
verwendet werden sollen, Zusatzlotterien und 
Sportwetten erhalten 
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1. der Landessportbund Hessen e.V. 
22.128.700 Euro, 

2. die Liga der freien Wohlfahrtspflege 
5.828.900 Euro, 

3. der Hessische Jugendring 2.376.000 Euro, 

4. die Träger der außerschulischen Jugend-
bildung 7.228.100 Euro, 

5. der Ring politischer Jugend 680.900 Euro. 
 
Nach der Verordnung zur Ausführung des 
Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbu-
ches und über Zuständigkeiten nach dem Ju-
gendschutzgesetz erhalten die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe 36 Prozent von 
dem in § 8 (1) Nr. 4 genannten Betrag der 
nach § 39 Abs. 1 des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches zur Verfügung ste-
henden Mittel.  
 
Daraus ergibt sich eine Erhöhung für die 
kommunale außerschulische Jugendbildung 
gemäß folgender Gegenüberstellung: 

Bisher: 36% von 6.571.000 Euro =  
  2.365.560 Euro (Städte und Kreise) 
Neu ab 01.01.2020:  

36% von 7.228.100 Euro= 2.602.116 
Euro (Städte und Kreise) 

 
Den Landkreisen und Städten stehen damit 
seit Jahresbeginn 2020 jährlich 236.556 Euro 
mehr zur Verfügung. Wenngleich der Forde-
rung einer Erhöhung um 25% nicht entspro-
chen wurde, ist dieser Aufschlag an der Betei-
ligung an den Spieleinsätzen als Erfolg der 
gemeinsamen und hartnäckigen Bemühungen 
der Destinatäre zu werten. Gegenüber dem ur-
sprünglichen Gesetzentwurf des HmdIS, der 
für die (Gesamtheit der) Träger der außer-
schulischen Jugendbildung “nur“ 6.899.550 
Euro vorsah, weist das verabschiedete Gesetz 
für diesen Bereich immerhin einen jährlichen 
Betrag von 7.228.100 Euro aus.  
 
Die Mittelverteilung erfolgt unverändert ge-
mäß den Grundsätzen zur Förderung der 
Kommunalen Jugendbildungswerke nach dem 
Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buch. Diese waren aufgrund der gesetzlichen 
Änderungen redaktionell anzupassen. 
 
Das Präsidium hat die Erhöhung der Lottomit-
tel in seiner Sitzung am 13.02.2020, der Sozi-

alausschuss in seiner Sitzung am 06.02.2020 
begrüßt. 
 
 
Rahmenvereinbarung Integration –  
Erhöhung der Maßnahmepauschale ab 
01.01.2020 
 
Die Rahmenvereinbarung zur Integration von 
Kindern mit Behinderung vom vollendeten 1. 
Lebensjahr bis Schuleintritt in Tageseinrichtun-
gen für Kinder vom 01.08.2014 (Rahmenver-
einbarung Integration) sieht die Möglichkeit ei-
ner jährlichen Verhandlung des Entgelts unter 
Orientierung an die in der Hessischen Vertrags-
kommission zum SGB XII erzielten Ergebnisse 
vor.  
 
Zuletzt war die Maßnahmepauschale im Jahr 
2017 erhöht worden. Im August 2019 hatte die 
Liga erneut eine Erhöhung analog dem von der 
Hessischen Vertragskommission am 05.05.2019 
für 2020 beschlossenen Tarif ab dem 
01.01.2020 auf 1.252,70 Euro beantragt. 
 
Die Geschäftsstelle hat daraufhin in Abstim-
mung mit dem HStT sowohl unter Zugrundele-
gung des von der Hessischen Vertragskommis-
sion SGB XII beschlossenen Tarifs als auch der 
Zusatzvereinbarung vom 01.04.2017 den Antrag 
geprüft und Zustimmung zu einer Erhöhung je 
bewilligter Fachkraftstunde auf 1247,50 Euro 
und somit erneut unterhalb des von der Liga be-
antragten Wertes ab dem 01.01.2020 signali-
siert. Dieser Vorschlag entsprach der Berech-
nungsgrundlage, die bereits im Jahr 2017 zu-
grunde gelegt und vom Sozialausschuss gebil-
ligt wurde. Diesem Betrag hatte die Liga zuge-
stimmt, so dass die ab dem 01.01.2020 geltende 
Zusatzvereinbarung unterzeichnet werden konn-
te.  
 
Historie Maßnahmepauschale (= Entgelt Fach-
kraftjahresstunde * 15 Fachkraftstunden) ab 
2003: 
 
• Kindergartenjahre 2003/2004: Erhöhung 

von vorher 16.157,00 Euro auf 16.545,00 
Euro pro Platz 

• Kindergartenjahre 2005/2007: Erhöhung 
auf 16.595,00 Euro pro Platz 

• Kindergartenjahre 2007/2008: Erhöhung  
auf 16.711,00 Euro pro Platz 
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• Kindergartenjahr 2014 (Inkrafttreten der 
neuen RV) bis 31.03.2017: 17.100 Euro 
pro Platz 

• Zeitraum 01.04.2017 bis 31.12.2019: 
17.955,00 Euro pro Platz 

• Zeitraum ab 01.01.2020: 18.712,50 Euro 
pro Platz 

 
Der Sozialausschuss hat die Erhöhung der 
Maßnahmenpauschale auf 1.247,50 Euro ab 
dem 01.01.2020 in seiner Sitzung am 
14.11.2019 zur Kenntnis genommen.  
 
 
Barbetrag-Änderung der Erlasse des Lan-
des für die Rechtskreise SGB VIII sowie 
SGB IX/XII  
 
Die Erlasse zur Festlegung der Barbeträge 
(Taschengelderlasse) nach dem SGB VIII und 
dem SGB XII waren seit dem Jahr 2007 nicht 
mehr angepasst worden. 
 
Die Arbeitsgemeinschaften der Jugendamts-
leitungen und der Sozialamtsleitungen im 
HLT hatten sich vor diesem Hintergrund so-
wohl zur Frage der Erhöhung der Barbeträge 
als auch zu einer Harmonisierung besagter 
Leistung in beiden Bereichen beraten. Auch 
aufgrund der neuen Zuständigkeit der Land-
kreise nach dem SGB IX bis zum Schulab-
schluss wurde die unterschiedliche Behand-
lung von Kindern und Jugendlichen mit und 
ohne Behinderung in Einrichtungen augenfäl-
lig. Dass Kinder mit einer Behinderung einen 
anderen Barbetrag erhalten als Kinder ohne 
Behinderung (u. U. sogar innerhalb einer Ein-
richtung) widerspricht dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung sowie einem inklusiven 
Verständnis.  
 
Im Hinblick auf eine Erlassänderung wurde 
von den Arbeitsgemeinschaften auch eine 
jährliche Dynamisierung der Beträge unter 
Orientierung am jeweiligen Barbetrag für Er-
wachsene als geeignete künftige Steigerungs-
grundlage empfohlen.  
 
Mit der Zielsetzung der Gleichbehandlung 
wurde neben dem Barbetrag zugleich auch die 
Weihnachtsbeihilfe in den Blick genommen. 
Bislang wurde eine Weihnachtsbeihilfe nur in 
der Jugendhilfe gezahlt.  
 

Auf der Grundlage der Empfehlung der vorge-
nannten Arbeitsgemeinschaften hatte der Sozi-
alausschuss des Hessischen Landkreistages in 
seiner Sitzung am 28.05.2020 beschlossen, 
dem Land die Anpassung der Erlasse zu den 
Barbeträgen im Bereich SGB VIII und im Be-
reich SGB XII auf der dargestellten Grundlage 
rückwirkend zum 01.01.2020 zu empfehlen. 
Ebenfalls hatte der Ausschuss der Zahlung ei-
ner Weihnachtsbeihilfe in Höhe von 60,00 Eu-
ro für Minderjährige in stationären Hilfen auch 
im Bereich SGB IX/SGB XII zugestimmt und 
das Verfahren der Dynamisierung befürwortet  
 
Das Land hatte daraufhin eine Neufestsetzung 
der Barbeträge mit Wirkung vom 01.01.2020 
auf dem Erlassweg vorgenommen. Auch die 
Weihnachtsbeihilfe in Höhe von 60,00 Euro ist 
ab diesem Zeitpunkt in den beiden genannten 
Rechtskreisen zu gewähren.  
 
 
Abgrenzungsvereinbarung 
 
Beginnend im Herbst 2019 hatten der LWV 
Hessen, der HLT und der Hessische Städtetag 
die Neufassung der Verfahrensregelung über 
die Abgrenzung der Hilfe für junge Volljährige 
nach § 41 i. V. m. § 35a SGB VIII zur Einglie-
derungshilfe für behinderte Menschen nach § 
99 SGB IX (Abgrenzungsvereinbarung) neu 
verhandelt. 
 
Die Erstfassung der Vereinbarung wurde im 
Jahr 2008 vom Sozialausschuss des Hessischen 
Landkreistages beschlossen. Im Anschluss wa-
ren die 21 hessischen Landkreise dieser über 
ein Beitrittsverfahren beigetreten. Nach wie 
vor ist die Vermeidung von Streitigkeiten zwi-
schen dem überörtlichen Träger der Eingliede-
rungshilfe und den örtlichen Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe in Bezug auf die sachli-
che Zuständigkeit für die Leistungsgewährung 
an der Schnittstelle der Hilfe für junge Volljäh-
rige gemäß § 41 i. V. m. § 35a Sozialgesetz-
buch VIII (SGB VIII) zur Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen nach § 99 Sozialge-
setzbuch IX (SGB IX) erklärtes Ziel. 
 
Inwieweit diese Verfahrensregelung im Laufe 
der Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag 
I zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 
(BTHG) erneut angepasst werden muss, wer-
den die Vertragsverhandlungen zeigen. 
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Der Sozialausschuss des Hessischen Land-
kreistages hat in seiner Sitzung am 28.05.2020 
die Vereinbarung beschlossen. Sie ist zum 
01.01.2020 in Kraft getreten. Da es sich um 
eine Fortschreibung handelt, war ein erneutes 
Beitrittsverfahren entbehrlich. 
 
 
4. Gesundheit  
 
 
Corona-Pandemie und Aktivitäten der 
Landkreise 
 
Der Ausbruch und die Bekämpfung der 
Corona-Pandemie haben die Landkreise in 
Hessen vor vielfältige Herausforderungen ge-
stellt. Die zentrale Kommunikation und die 
wesentlichen Abstimmungen zu den Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
führt die Geschäftsstelle über einen E-Mail-
Verteiler der Landrätinnen und Landräte und 
der Mitglieder des Gesundheitsausschusses.  
 
Als maßgebender Akteur bei der Bekämpfung 
des Coronavirus haben die Landkreise die fol-
genden besonderen Aufgaben übernommen 
(Auswahl): 
 
• Information und Beratung der Bevölke-

rung 

• Absonderung von erkrankten Personen 
und Verdachtspersonen 

• Erlass von Allgemeinverfügungen für be-
sondere Situationen 

• Umsetzung und Durchsetzung der 
Corona-Verordnungen der Landesregie-
rung 

• Sicherstellung des Transportes mit dem 
Rettungsdienst in geeignete Kliniken 

• Sicherstellung von Betten- und Beat-
mungskapazitäten in den Kreiskliniken 

• Unterstützung der niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzte 

• Vorhaltung von Kapazitäten und Leis-
tungen des Katastrophenschutzes 

• Beschaffung und Verteilung von Schutz-
ausrüstung 

• Unterstützung bei der Umsetzung der 
Maßnahmen in Schulen und Kitas. 

• Beratung und Unterstützung von Unter-
nehmen in finanzieller Not 

• Aufspannen eines Schutzschirmes für so-
ziale Einrichtungen 
 

Die Sitzungen des Gesundheitsausschusses am 
20.05. und 17.06.2020 wurden zum intensiven 
Austausch zum jeweils aktuellen Sachstand 
und der Aktivitäten der Landkreise genutzt. 
Dadurch konnten zahlreiche Fragen gestellt 
und beantwortet werden. Auch in näherer Zu-
kunft werden die Sitzungen des Gesundheits-
ausschusses zum intensiven Austausch zur 
Corona-Pandemie genutzt.  
 
 
Personelle Stärkung der Gesundheitsämter 
 
Zur Bekämpfung der Corona Pandemie ist  
eine effektive Kontaktpersonennachverfolgung 
durch die Gesundheitsämter zwingend erfor-
derlich. Der Bund und die Länder hatten im 
Frühjahr 2020 angekündigt, in den Gesund-
heitsämtern erhebliche Personalkapazitäten zu 
schaffen, um eine vollständige Kontaktperso-
nennachverfolgung zu ermöglichen. In den Ge-
sundheitsämtern sollen Teams von 5 Personen 
pro 20.000 Einwohner aufgestellt werden. Das 
bedeutet für Hessen 1.500 Personen, die ent-
sprechend in den Gesundheitsämtern tätig sein 
sollen. Dabei blieben die Fragen ungeklärt, wo 
dieses Personal herkommen und wie der Per-
sonalaufbau finanziert werden soll.  
 
Am 17.06.2020 einigten sich Bund und Länder 
darauf bis zum 30.08.2020 den Entwurf für ei-
nen „Pakt für den öffentlichen Gesundheits-
dienst“ zu erarbeiten. In diesem soll die Unter-
stützung des Bundes geregelt werden. Der 
Bund ist bereit, ab 2022 den Ländern für fünf 
Jahre einen an die Träger der Gesundheitsäm-
ter weiterzuleitenden Umsatzsteuerfestbetrag 
in Höhe von jeweils 800 Mio. Euro (insgesamt 
also 4 Mrd. Euro) bereitzustellen, was 9,62 Eu-
ro pro Einwohner entspricht, wenn  

• der Pakt für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst (ÖGD) bezogen auf die perso-
nelle und technische Ausgestaltung abge-
schlossen und 

• der Nachweis erbracht worden ist, dass ab 
einem noch zu bestimmenden Stichtag bis 
Ende 2021 (dauerhaft wirkende) Mehr-
ausgaben entstanden sind, die die avisierte 
Summe übersteigen. 
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Der DLT ist bemüht, in den Erörterungen mit 
Nachdruck zu verdeutlichen, dass in den Ge-
sundheitsämtern die potenziellen Mehrausga-
ben unmittelbar bei den Kreisen und kreis-
freien Städten anfallen. Zur inhaltlichen Vor-
bereitung der Verhandlungen zu dem Pakt hat 
der DLT Ende Juni 2020 die Landkreise um 
Auskunft zur gegenwärtigen und zukünftigen 
personellen Ausstattung der Gesundheitsämter 
gebeten. An der Umfrage haben sich fast alle 
Landkreise in Hessen beteiligt. Anfang Au-
gust konnte der DLT die Auswertung der Ab-
frage vorlegen. Die Landkreise und Städte 
sind als Träger des ÖGD nach Auffassung des 
DLT kurz zusammengefasst personell gut 
aufgestellt. 
 
Trotz aller Bemühungen ist der Personalauf-
bau in zahlreichen Gesundheitsämtern mit 
Stand Mitte August 2020 noch lange nicht ab-
geschlossen. Problematisch sind weiterhin die 
Personalgewinnung und die noch offenen Fi-
nanzierungsfragen. Der Gesundheitsausschuss 
hat sich in seinen Sitzungen am 20.05. und 
17.06.2020 mit der Problematik ausführlich 
befasst. Dennoch sind die Beratungen zur per-
sonellen Stärkung der Gesundheitsämter noch 
lange nicht abgeschlossen.  
 
 
Einführung einer einheitlichen Software 
für die Gesundheitsämter 
 
Die Einführung einer einheitlichen Software 
wurde bereits mehrfach in den Gremien des 
HLT beraten. 
 
Nach der gemeinsamen Präsentation im Okto-
ber 2019, bei der das vom Land Hessen unter-
stützte Projekt der Stadt Frankfurt allen hessi-
schen Gesundheitsämtern vorgestellt wurde, 
war das Land aufgefordert, Klarheit zu schaf-
fen, mit welcher Summe das Vorhaben bezu-
schusst wird.  
 
Mit Schreiben vom 17.07.2020 teilte das Land 
mit, dass der Haushaltsplan 8 Mio. Euro für 
die Förderung der Entwicklung einer einheit-
lichen Software für die Gesundheitsämter vor-
sieht. Zusätzlich wurde eine mögliche Kofi-
nanzierung durch den Bund in Aussicht ge-
stellt. Zudem wurde dargelegt, dass das bisher 
angedachte Konzept nicht für Pandemien aus-
gelegt ist. Diese Erfahrungen müssen noch in 
die Entwicklung mit einfließen. 

Die parallel dazu laufenden Verhandlungen auf 
Bundesebene über einen Pakt für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst brachten bis zum Re-
daktionsschluss das Ergebnis, dass im Pakt 
auch 800 Mio. Euro zur Digitalisierung des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes vorgesehen 
sind. 
 
 
Elektronische Übermittlung der Todesursa-
chenstatistik 
 
Fünf Landkreise nahmen an einer Testphase 
zur digitalisierten Weitergabe der Daten der 
Leichenschauscheine an das Hessische Statisti-
sche Landesamt teil. Die Testphase hatte am 
01.12.2019 begonnen und endete Ende Februar 
2020. Ein Termin im HMSI zur Auswertung 
der Ergebnisse aus den Landkreisen konnte be-
züglich der Corona-Krise zunächst nicht statt-
finden. 
 
Im Gesundheitsausschuss am 20.05.2020 wur-
de über das Ergebnis einer Umfrage des HLT 
unter den beteiligten Landkreisen berichtet. 
Diese ergab, dass in einem Landkreis aufgrund 
technischer Schwierigkeiten keine digitale 
Weitergabe erfolgen konnte, die weiteren 
Landkreise konnten die Daten übermitteln. Ein 
Landkreis berichtete von einem geringen Per-
sonalaufwand, während ein anderer Landkreis 
einen Aufwand von einer wöchentlichen Stun-
denzahl entsprechend einer halben Stelle zu 
verzeichnen hatte. Alle Landkreise kritisierten 
die schwere Lesbarkeit der Todesursachenbe-
scheinigungen. 
 
Im Gesundheitsausschuss wurde beschlossen, 
eine Auswertung der Testphase über die tech-
nischen Voraussetzungen, den Kostenaufwand 
sowie die weiteren Schritte gemeinsam mit 
dem Ministerium voranzutreiben. Dazu wurde 
im Juni 2020 das HMSI angeschrieben und ge-
beten, dies in die Wege zu leiten. 
 
 
Möglichkeiten und Grenzen eines Hessi-
schen Landesgesundheitsamtes 
 
Die leitenden Ärztinnen und Ärzte der Ge-
sundheitsämter stellten auf ihrer Dienstver-
sammlung am 12.06.2019 die Notwendigkeit 
eines Hessischen Landesgesundheitsamtes fest. 
Ein solches könnte eine wertvolle Unterstüt-
zung der Gesundheitsämter bei den immer 
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komplexer werdenden Aufgaben und Anfor-
derungen sein. Die Gesundheitsämter haben 
beispielsweise große Probleme unter den ge-
gebenen Rahmenbedingungen, die notwendi-
gen Spezialisten für die Krankenhaushygiene 
und die Epidemiologie selbst vorzuhalten. In 
anderen Bundesländern bestehen bereits seit 
langem Landesgesundheitsämter. 
 
In den Sitzungen des Gesundheitsausschusses 
am 06.11.2019 und 05.02.2020 wurde das 
Thema beraten. In der Beratung wurde festge-
stellt, dass ein Landesgesundheitsamt bei-
spielsweise bei der Umsetzung des Masern-
schutzgesetzes hilfreich sein könnte. Eine 
Standardisierung und Qualitätssicherung des 
Verfahrens durch ein zentrales Landesge-
sundheitsamt könnte besser ein einheitliches 
Vorgehen in den Gesundheitsämtern gewähr-
leisten. Der HLT hat jedoch grundsätzlich ei-
ne Position für die dezentrale kommunale 
Ebene formuliert. Diese spricht sich nicht für 
weitere fachliche Verwaltungsebenen aus. 
Von daher ist auch die Frage zu klären, ob 
Aufgaben aus dem Bereich der Gesundheits-
ämter an das Land abgegeben werden sollen. 
Am 05.02.2020 wurde beschlossen, dass sich 
der Ausschuss in seiner nächsten Sitzung zur 
Einrichtung eines Landesgesundheitsamtes 
positioniert.  
 
Aufgrund des Ausbruchs der Corona Pande-
mie konnte das Thema am 20.05.2020 nicht 
beraten werden. Die Positionierung des Ge-
sundheitsausschusses ist daher für die Herbst-
sitzung am 28.10.2020 vorgesehen. In die Be-
ratungen können dann auch die Erfahrungen 
im Umgang und Bekämpfung der Corona 
Pandemie eingebracht werden. Ein Landesge-
sundheitsamt könnte mit speziellen Expertisen 
für das Management bei Gefahrenausbrüchen 
die Gesundheitsämter unterstützen. 
 
 
Gespräch mit Staatssekretärin Janz am 
07.11.2019 
 
Die Staatssekretärin im HMSI, Frau Anne Janz, 
hat an der Sitzung des Gesundheitsausschusses 
am 07.11.2019 teilgenommen. Im Mittelpunkt 
stand die gemeinsame Erörterung der von der 
Hessischen Landesregierung geplanten Projek-
te und Maßnahmen im Bereich „Gesundheit“. 
Nach einem einführenden Vortrag von Frau 
Staatssekretärin Janz folgte eine ausführliche 

Diskussion zu den angesprochenen Themen, 
insbesondere zum neuen Krankenhausplan, der 
Stärkung des ÖGD, zur Hebammenversorgung 
und zur Sicherstellung der ambulanten medizi-
nischen Versorgung der Bevölkerung.  
 
 
Rolle der Kommunen bei der ärztlichen 
Versorgung – Schwerpunkt MVZ / Schrei-
ben der Kommunalen Spitzenverbände 
 
Mit dem Hessischen Gesundheitspakt 3.0 für 
die Jahre 2019 bis 2022 haben die Paktpartner 
vereinbart, weitere Initiativen zur Sicherstel-
lung der ambulanten medizinischen Versor-
gung auch in den 21 hessischen Landkreisen 
zu starten. In diesem Zusammenhang wurde 
am 06.12.2019 ein gemeinsames Schreiben 
„Ärztliche Versorgung geht uns alle an“ von 
HMSI, KV Hessen und den drei Kommunalen 
Spitzenverbände an alle Städte, Gemeinden 
und Landkreise in Hessen versandt. Mit die-
sem wurden alle wichtigen Akteure des Ge-
sundheitswesens vor Ort zu den Rahmenbe-
dingungen und Fördermöglichkeiten bei der 
Ansiedlung von Ärztinnen und Ärzten infor-
miert.  
 
Im Gesundheitsausschuss des HLT wurde die 
Rolle der Kommunen bei der ärztlichen Ver-
sorgung mit Schwerpunkt „Medizinische Ver-
sorgungszentren“ bereits mehrfach erörtert. In 
der Sitzung am 05.02.2020 wurde vereinbart, 
diese Erörterung im Rahmen einer Sondersit-
zung fortzuführen. 
 
In der Sondersitzung am 17.06.2020 gab zu-
nächst Frau Pelin Meyer (Betriebsleiterin der 
Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg und Ge-
schäftsführerin des MVZ Darmstadt-Dieburg) 
einen Überblick zum Thema „Rechtliche und 
finanzielle Rahmenbedingungen kommunal 
getragener Medizinischer Versorgungszen-
tren“. In der anschließenden ausgiebigen Dis-
kussion stand Frau Meyer für die Beantwor-
tung der zahlreichen Fragen der Ausschuss-
mitglieder zur Verfügung. Mit der Sondersit-
zung wurde das Ziel verfolgt, eine gleichmäßi-
ge Information der Ausschussmitglieder si-
cherzustellen. Dieses Ziel konnte mit der Sit-
zung erreicht werden.  
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Versorgungssituation mit Soziotherapie in 
Hessen 
 
Der Sprecherkreis der Landesarbeitsgemein-
schaft der Sozialpsychiatrischen Dienste in 
Hessen hatte sich mit Schreiben vom 
11.06.2019 an die Geschäftsstelle des HLT ge-
wandt und die defizitäre Versorgungssituation 
mit Soziotherapie in Hessen beschrieben. Mit 
dem Instrument der Soziotherapie gibt es ein 
Hilfsangebot für psychisch schwer kranke Pati-
enten, welches in der Praxis zurzeit noch selten 
zum Einsatz kommt. Die Patienten werden 
mithilfe der Soziotherapie unterstützt, selbstän-
dig ambulante Therapieangebote in Anspruch 
zu nehmen und möglichst eigenständig zu le-
ben. Dadurch sollen stationären Krankenhaus-
behandlungen vermieden werden. 
 
Laut der Landesarbeitsgemeinschaft ist die 
Versorgungssituation mit Soziotherapie in Hes-
sen nicht gut, da es in Hessen zu wenig Sozio-
therapeuten gibt. Als Grund dafür konnte fest-
gestellt werden, dass bisher in Hessen keine 
auskömmliche Vergütung der Stundensätze der 
Therapeuten mit der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung vereinbart werden konnten. Auch 
fehlen Vorgaben und Regelungen für die Aner-
kennung und Zulassung von Soziotherapeuten 
durch die Krankenkassen. Die Arbeitsgemein-
schaft setzt sich daher dafür ein, dass im Rah-
men der kommunalen Daseinsfürsorge der Zu-
gang von psychisch Erkrankten zu Maßnahmen 
der Soziotherapie als eine medizinisch psychi-
atrische Kassenleistung ermöglicht wird.  
 
Der Gesundheitsausschuss nahm in seiner Sit-
zung am 06.11.2019 den Bericht zur Versor-
gung mit Soziotherapie zur Kenntnis und be-
auftragte die Geschäftsstelle, sich beim Land 
Hessen dafür einzusetzen, dass in Verhandlun-
gen mit den gesetzlichen Krankenkassen ge-
eignete Rahmenbedingungen für den Aufbau 
ausreichender Angebote der ambulanten Sozio-
therapie geschaffen werden. 
 
Mit Schreiben vom 17.12.2019 wandte sich die 
HLT-Geschäftsstelle mit der Bitte um ein per-
sönliches Gespräch an das HMSI. An diesem 
soll auch der Sprecher der Landesarbeitsge-
meinschaft teilnehmen. Trotz mehrmaligen te-
lefonischen Kontakts mit dem Ministerium 
konnte jedoch auch hier vor dem Hintergrund 
der Pandemie noch kein Gesprächstermin ver-
einbart werden.    
 

Informationsfreiheitsgesetz und Datenan-
fragen 
 
Im vergangenen Jahr ist die Hochschule Kob-
lenz mehrfach an das Gesundheitsamt des 
Landkreises Marburg-Biedenkopf herangetre-
ten und hat um die Bereitstellung von Daten zu 
den vom Landkreis überwachten Bädern gebe-
ten. Dabei bezog sich die Hochschule Koblenz 
auf § 85 des Hessischen Gesetzes zur Anpas-
sung des Hessischen Datenschutzrechts an die 
Verordnung (EU) Nr. 2016/679 und zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680. Das 
HMSI hatte auf Anfrage des Landkreises dazu 
mitgeteilt, dass die öffentlichen Stellen der 
Kommunen von der Informationspflicht aus-
genommen sind. Es besteht aber die Möglich-
keit, dass ein Landkreis die Anwendung der 
Vorschriften durch Satzung bestimmt. Dies ist 
aber eine kommunale Entscheidung. 
 
Der Landkreis Marburg-Biedenkopf bat daher 
die HLT-Geschäftsstelle, die Thematik auf die 
Tagesordnung der Sitzung des Gesundheits-
ausschusses am 06.11.2020 zu nehmen. Es 
sollte geklärt werden, ob das Auskunftsersu-
chen auch an andere Landkreise gerichtet wur-
de und welche Landkreise eine entsprechende 
Satzung erlassen haben.  
 
In der Sitzung wurde geklärt, dass Daten nur 
herausgeben werden müssen, wenn eine kom-
munale Informationsfreiheitssatzung erlassen 
wurde. Eine solche Satzung haben bisher nur 
die Landkreise Marburg-Biedenkopf, Darm-
stadt-Dieburg und Groß-Gerau beschlossen. Es 
besteht somit keine Informationspflicht, wenn 
keine Satzung erlassen wurde.  
 
Eine Empfehlung zum Erlass einer Satzung 
konnte der Gesundheitsausschuss nicht abge-
ben, da dies die Landkreise im Rahmen ihrer 
kommunalen Selbstverwaltung selbst entschei-
den müssen. Stattdessen hat der Gesundheits-
ausschuss beschlossen, dass das Thema der In-
formationsfreiheitssatzung von Zeit zu Zeit 
aufgerufen wird. 
 
 
LAG Impfen – Verabschiedung einer Rah-
menvereinbarung 
 
Das HMSI hat eine Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Impfen ins Leben gerufen. Die konsti-
tuierende Sitzung fand am 24.04.2019 statt. 
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Die LAG hat zum Ziel, hohe Impfquoten zu 
erreichen, um einerseits Personen zu schützen, 
die selbst nicht geimpft werden können und 
andererseits einzelne Krankheitserreger welt-
weit soweit zu reduzieren, dass sie keine 
Krankheitsgeschehen mehr auslösen. Den 
Vorsitz der LAG hat der Hessische Sozialmi-
nister Kai Klose inne. 
 
Die LAG möchte möglichst viele Multiplika-
toren, die mit dem Thema Impfen befasst 
sind, aber auch die zu impfende Bevölkerung, 
in die Planung und Umsetzung von Maßnah-
men der Integrierten LandesImpfStrategie 
(ILIS) einbeziehen. Die LAG Impfen setzt 
sich aus Vertreterinnen und Vertreter des Kul-
tusministeriums, des Elternbeirates, des Seni-
orenbeirates, der Landesärztekammer, der 
Kassenärztlichen Vereinigung Hessen, den 
gesetzlichen Krankenkassen, den kommuna-
len Spitzenverbänden und weiteren Beteilig-
ten zusammen. 
 
Zudem wurde in der konstituieren Sitzung der 
LAG Impfen eine Geschäftsordnung zur Ab-
stimmung mit den Mitgliedern vorgelegt. Der 
Gesundheitsausschuss nahm von dieser am 
06.11.2019 Kenntnis, so dass die Geschäfts-
ordnung auf der zweiten Sitzung der LAG 
Impfen am 20.11.2019 verabschiedet werden 
konnte. 
 
Eine für den 23.03.2020 vorgesehene Infor-
mationsveranstaltung zum Masernschutzge-
setz musste aufgrund der Corona-Pandemie 
leider abgesagt werden.  
 
 
Umsetzung des Masernschutzgesetzes 
 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 
20.12.2019 dem vom Deutschen Bundestag 
am 14.11.2019 beschlossenen Masernschutz-
gesetz zugestimmt. Das Masernschutzgesetz 
tritt zum 01.03.2020 in Kraft. Demnach gilt 
eine Impfpflicht gegen Masern für Kinder, die 
eine Kita oder Schule besuchen. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben in 
Ihren Stellungnahmen grundsätzlich die Ein-
führung einer Impfpflicht begrüßt, gleichzei-
tig aber darauf hingewiesen, dass dieses Ge-
setz in der Praxis für die Kommunen eine Fül-
le von rechtlichem und praktischem Klä-
rungsbedarf aufwirft. Für den Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe ergeben sich mannig-
fache rechtliche und praktische Fragestellun-
gen, die es zunächst zu bündeln gilt. Zudem 
sehen die kommunalen Spitzenverbände einen 
höheren Verwaltungsaufwand für die Kommu-
nen, da das Gesetz beispielsweise den Gesund-
heitsämtern und auch den Trägern von Einrich-
tungen wie den Kindertageseinrichtungen, 
Schulen, Heimen, Ausbildungseinrichtungen 
und Gemeinschaftseinrichtungen für Flüchtlin-
ge eine Reihe neuer Aufgaben im Bereich der 
Nachweispflicht zuweist. 
 
Zur Begleitung der Umsetzung des Masern-
schutzgesetzes hatte das zuständige Ministeri-
um für den 17.01.2020 die kommunalen Spit-
zenverbände zu einer Besprechung eingeladen, 
auf dem die Bedenken der kommunalen Spit-
zenverbände vorgetragen wurden. Darüber 
hinaus wurde eine Arbeitsgruppe ins Leben ge-
rufen, die am 03.02.2020 im Ministerium zur 
Vorbereitung eines Handlungsleitfadens getagt 
hat. Die kommunalen Spitzenverbände nahmen 
an dieser Arbeitsgruppe teil und wirkten mit 
Nachdruck darauf hin, dass das Land die ent-
sprechenden Handlungsanweisungen vor dem 
01.03.2020 veröffentlicht. Rechtzeitig zum In-
krafttreten des Gesetzes wurde vom Land auch 
ein Katalog von häufig gestellten Fragen und 
Antworten zur Umsetzung veröffentlicht. 
 
Für den 23.03.2020 wurde von den Kommuna-
len Spitzenverbänden gemeinsam mit dem 
HMSI eine Informationsveranstaltung zum 
Masernschutzgesetz vorbereitet. Leider musste 
diese aufgrund der Corona-Pandemie kurzfris-
tig abgesagt werden.  
 
 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz – Ermitt-
lung der Mehrbelastungen 
 
Das Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (Psych-
KHG) ist seit dem 01.08.2017 in Kraft. Das 
Gesetz hat zur Folge, dass insbesondere die 
Gesundheitsämter neue Aufgaben übernom-
men haben. Im Gesetz ist daher in § 8 Psych-
KHG ein Mehrbelastungsausgleich vorgese-
hen. Der Mehrbelastungsausgleich betrug im 
Jahr 2017 pro Einwohner 0,30 Euro und erhöh-
te sich ab dem 01.012018 auf 0,40 Euro. 
 
In Abstimmungsgesprächen zu konnexitätsre-
levanten Sachverhalten zwischen dem HMSI 
und den kommunalen Spitzenverbänden am 
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07.05.2019 wurde thematisiert, dass der Aus-
gleich für die auftretenden Mehrbelastungen 
nicht kostendeckend sei und der Gesetzent-
wurf daher angepasst werden muss. Daraufhin 
hatte das HMSI die kommunalen Spitzenver-
bände aufgefordert, entsprechende Daten zur 
Kostenermittlung für das Jahr 2018 und 2019 
vorzulegen. 
 
Nach einer Abfrage bei den Landkreisen hat 
der Gesundheitsausschuss in seiner Sitzung 
vom 06.11.2019 die HLT-Geschäftsstelle da-
zu aufgefordert, möglichst gemeinsam mit 
dem Hessischen Städtetag für eine Anpassung 
des Mehrbelastungsausgleiches auf 50 Cent 
pro Einwohner an das Land heranzutreten. 
Dies erfolgte im Februar 2020 mit einem ge-
meinsamen Anschreiben. 
 
In seinem Antwortschreiben vom 26.02.2020 
lehnte das HMSI eine Erhöhung des Mehrbe-
lastungsausgleiches ab 2021 ab. Zur Prüfung 
einer eventuellen Erhöhung ab 2022 bat das 
Ministerium gleichzeitig um weitere Daten 
zum Sozialpsychiatrischen Dienst der Ge-
sundheitsämter. Aufgrund der Corona-Pan-
demie konnte das Thema im ersten Halbjahr 
2020 nicht weiterverfolgt werden. Es wird 
aber in der zweiten Jahreshälfte wieder auf die 
Agenda gesetzt.  
 
 
Reform der „Notfallversorgung“ 
 
Bereits seit Ende 2018 wird auf Bundesebene 
die mögliche Reform der Notfallversorgung 
diskutiert. Nach verschiedenen Beratungen 
auf unterschiedlichen Ebenen hat sich die Ge-
schäftsstelle nach entsprechender Gremienbe-
ratung sowohl gegenüber dem Deutschen 
Landkreistag als auch dem Hessischen Minis-
terium für Soziales und Integration zu dem 
vom Bundesministerium für Gesundheit vor-
gelegten Referentenentwurf eines Gesetzes 
zur Reform der Notfallversorgung geäußert.  
 
Zielstellung des Gesetzentwurfes war es, den 
Rettungsdienst in einen bundesweit einheitli-
chen Regelungsrahmen einzufügen und damit 
den Gestaltungsmöglichkeiten der Länder,  
der Landkreise und der kreisfreien Städte zu 
entziehen. Auch wenn die Notwendigkeit ei-
ner Reform der Zusammenarbeit zwischen 
den Trägern des Rettungsdienstes und der 
Kassenärztlichen Vereinigung geteilt werden 
konnte, mussten zahlreiche Prämissen und 

Schlussfolgerungen des Gesetzentwurfes kriti-
siert und zurückgewiesen werden. So musste 
betont werden, dass Auslöser für die aktuelle 
Diskussion keinesfalls ein schlecht funktionie-
render Rettungsdienst oder eine unzureichende 
Disposition der Zentralen Leitstellen ist, son-
dern vielmehr die mangelhafte Durchführung 
und Organisation des von den Landkreisen 
nicht zu verantwortenden Ärztlichen Notdiens-
tes.  
 
Es traf auch auf das Unverständnis der Ver-
bandsgremien, dass die Kritik am Status quo 
zu einer Reformierung des Rettungsdienstes 
und der Krankenhauslandschaft zu führen 
drohte, während Ziel einer Reform aus kom-
munaler Sicht sein müsste, den gut funktionie-
renden Rettungsdienst sowie die Zentralen 
Leitstellen vor Ort in den Landkreisen und 
damit ihr bürgernahes Angebot zu stärken. 
Dies gilt insbesondere auch hinsichtlich der 
Gewährleistung dieser Versorgung in der Flä-
che. Vor diesem Hintergrund musste der vor-
gesehenen Zerschlagung der bewährten Rege-
lungen im Rettungsdienst und seiner Finanzie-
rung durch Landesrecht ebenso widersprochen 
werden wie der vorgesehenen Ersetzung durch 
eine Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses. Eine bundesweit einheitliche Vorga-
be durch diesen Ausschuss hätte die Gefahr 
geborgen, dass vor Ort für notwendig erachtete 
Investitions- und Vorhaltekosten ebenso wie 
die Aufwendungen für die Zentralen Leitstel-
len nicht mehr über den Rettungsdienst abge-
rechnet und erstattet werden könnten und somit 
ein Durchreichen der Kosten an die Landkreise 
drohte.  
 
In Übereinstimmung mit den Feststellungen 
des Gesetzentwurfes hatte auch der Gesund-
heitsausschuss die Notwendigkeit der Zusam-
menführung des rettungsdienstlichen Notrufes 
112 und der Rufnummer des Ärztlichen Bereit-
schaftsdienstes 116 117 erkannt. So hatte der 
Hessische Landkreistag bereits vor Jahren und 
auch in der Folgezeit wiederholt der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Hessen die Übernahme 
der Disposition des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes durch die örtlichen Träger des Ret-
tungsdienstes angeboten. Als wichtig angese-
hen wurde und wird insbesondere eine techni-
sche Verknüpfung der beiden in Anwendung 
befindlichen Systeme der Strukturierten Not-
rufannahme der Rettungsleitstellen einerseits 
und der Softwaregestützten Ersteinschätzungs-
verfahren der KV Hessen andererseits.  
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Der Gesetzentwurf sah des Weiteren die Er-
richtung sowie Definition von Integrierten 
Notfallzentren vor, deren Standorte ebenfalls 
zentral beschlossen werden sollten. Dies hätte 
zur Konsequenz, dass in Hessen lediglich 
sechs Integrierte Notfallzentren bestehen wür-
den. Durch diese vom Bundesgesundheitsmi-
nisterium verfolgte Zentralisierung stünden 
den Rettungsdiensten deutlich weniger An-
laufstellen zur Verfügung, was wesentlich 
längere Wege und damit eine Verschlechte-
rung der Versorgungssituation zur Konse-
quenz hätte. Stattdessen sprach sich die Ver-
bandsstellungnahme für eine Vertiefung und 
Ausweitung der in Hessen verfolgten und 
bundesweit anerkannten Modellprojekte wie 
insbesondere das Höchster Modell aus.  
 
In einem Spitzengespräch auf Bundesebene 
hatte Bundesgesundheitsminister Spahn ge-
genüber den kommunalen Spitzenverbänden 
noch zugesagt, auch persönlich für eine erneu-
te Erörterung zur Verfügung zu stehen. Si-
cherlich vor dem Hintergrund der Anfang 
2020 sich ausbreitenden Corona-Pandemie ist 
bislang weder dieses Gespräch zustande ge-
kommen, noch wurden weitere Gesetzentwür-
fe zu dieser Thematik auf Bundesebene vorge-
legt.  
 
 
Aktuelle Entwicklungen im Bereich des 
Rettungsdienstes 
 
Durchführungsverordnung zum HRDG 
 
Vor dem Hintergrund der Befristung der Ver-
ordnung zur Durchführung des Hessischen 
Rettungsdienstgesetzes hatte das Hessische 
Ministerium für Soziales und Integration die 
Evaluierung dieser Verordnung durchgeführt. 
 
Im vergangenen Jahr fanden dazu zwei ganz-
tägige Sondersitzungen der AG Rettungs-
dienst gemeinsam mit der Fachabteilung statt. 
Bedauerlicherweise hat das Ministerium im 
November 2019 einen Verordnungsentwurf 
mit der äußerst knappen Frist zur Stellung-
nahme von 15 Tagen vorgelegt, der inhaltlich 
die auf Fachebene erzielten Ergebnisse sowie 
Forderungen und Anregungen aus den Land-
kreisen gänzlich unberücksichtigt gelassen 
hat. Dies wurde ebenso wie die dadurch un-
möglich gemachte Beteiligung eines politi-
schen Verbandsgremiums in der Stellung-

nahme gegenüber dem Fachministerium kri-
tisch hervorgehoben. Die teilweise zum wie-
derholten Male in der Stellungnahme aufge-
führten Anregungen und Forderungen wurden 
vom Ministerium nicht berücksichtigt, die Än-
derungsverordnung wurde noch im Dezember 
2019 veröffentlicht und in Kraft gesetzt.  
 
 
IVENA 
 
Nachdem im letzten Berichtszeitraum vorwie-
gend die Kostenentwicklung und die daraus re-
sultierende Erhöhung der Nutzungsgebühren 
im Fokus war, stand in den vergangenen zwölf 
Monaten primär die potentielle Öffnung und 
Weiterentwicklung des interdisziplinären Ver-
sorgungsnachweises IVENA im Mittelpunkt 
der Verbandstätigkeit in diesem Bereich. So 
soll in einem Pilotprojekt zur ambulanten Not-
fallversorgung in drei Landkreisen ein Schnitt-
stellenprojekt zur ambulanten Notfallversor-
gung realisiert werden.  
 
Im sogenannten Hessenmodell arbeiten die 
Landkreise Gießen, Main-Kinzig und Main-
Taunus zusammen mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung Hessen, der Hessischen Kranken-
hausgesellschaft, der Landesärztekammer, dem 
Fachministerium sowie Städtetag und Land-
kreistag an einer Verbesserung der digitalen 
Schnittstellen von ambulanter und stationärer 
Versorgung sowie dem Rettungsdienst.  
 
Ziel der Partner ist eine sektorenübergreifende 
Patientenversorgung. Mit einem digital ver-
netzten Gemeinsamen Notfallsystem (GNL) 
soll hilfebedürftigen Menschen noch schneller 
und zielgerichteter geholfen werden können, 
weil direkt vor Ort entschieden werden kann, 
was für den Patienten das Beste ist und wo 
Kapazitäten zur Verfügung stehen, damit er 
diese Leistungen erhalten kann. Alle relevan-
ten Gesundheitsdaten sollen zur Verfügung 
stehen, um die Betroffenen zielgenau zu Fach- 
bzw. Hausärzten oder bei Bedarf in eine geeig-
nete Klinik steuern zu können. Die Partner er-
warten dadurch auch Entlastungen sowohl in 
den Notaufnahmen als auch im Rettungsdienst. 
 
Aufgrund von coronabedingten Verzögerungen 
konnte der Letter of Intent der Projektpartner 
erst im August unterzeichnet und das Projekt 
der Öffentlichkeit vorgestellt werden.  
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Vor dem Hintergrund der potentiellen Öff-
nung von IVENA zunächst im Rahmen des 
Pilotprojektes wurde im Sommer 2020 in ei-
ner Unterarbeitsgruppe der AG Rettungsdienst 
und später auch seitens des Präsidiums des 
Hessischen Landkreistages der möglichen 
Übertragung von IVENA auf das Land Hes-
sen nähergetreten. Zum Zeitpunkt der Verfas-
sung dieses Geschäftsberichts erarbeitet die 
Unterarbeitsgruppe ein entsprechendes Papier, 
das den Verbandsgremien zur Beratung und 
Beschlussfassung vorgelegt werden soll.  
 
 
Entwurf des Hessischen Krankenhauspla-
nes 
 
Der bisher geltende Krankenhausplan ist aus 
dem Jahr 2009. Aus diesem Grund hat am 
28.02.2020 das HMSI die Sozialleistungsträ-
ger zur Mitarbeit und Stellungnahme zum 
Entwurf eines Krankenhausplanes 2020 auf-
gerufen. 
 
Nach einer Abfrage bei den Landkreisen hat 
die HLT-Geschäftsstelle eine Stellungnahme 
zum Planentwurf am 28.04.2020 an das Mi-
nisterium übersandt. 
 
In der Sitzung des HLT-Gesundheitsausschus-
ses vom 26.05.2020 wurde deutlich, dass der 
Plan nicht ohne die Reflektion der Corona-
Pandemie auskommen kann. Von Seiten des 
HMSI wurde daher ein Sonderkapitel in den 
Plan aufgenommen.  
 
Mit Erlass vom 17.07.2020 hat das HMSI den 
Krankenhausplan 2020 mit einem Sonderkapi-
tel zur Vorhaltung stationärer Behandlungs-
kapazitäten für die weitere Bewältigung der 
COVID-19 Pandemie veröffentlicht. 
 
 
5. Wirtschaft, Planung, Bauen 
und Umwelt 
 
 
Der ländliche Raum Hessens umfasst ca. 80% 
der Landesfläche. Mehr als die Hälfte der 
Bürgerinnen und Bürger Hessens leben somit 
in dieser vielfältigen und attraktiven Kultur-
landschaft. Circa 2000 Dörfer und 370 kleine-
re Städte und Gemeinden sind - so das Hessi-
sche Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz auf 

seiner Homepage - dem ländlichen Raum zu-
zuordnen. Dies macht die Bedeutung dieses 
Bereiches für das Land Hessen deutlich. Dies 
gilt insbesondere auch für die Wirtschaftsleis-
tung: Nach der aktuellsten Fassung der Fünf-
jahresstatistik des Hessischen Statistischen 
Landesamtes vor der Corona-Pandemie wur-
den 59 Prozent (167 Milliarden Euro) des hes-
sischen Bruttoinlandsprodukts-BIP in den 
Landkreisen erwirtschaftet; in den kreisfreien 
Städten waren es lediglich 41 Prozent (114 
Milliarden Euro).  
 
„Vor“ und „Nach“ Corona“… dies sind die 
prägenden Wegmarken, die diesen Geschäfts-
bericht auch in den nachfolgend dargestellten 
Bereichen bestimmen. Die Pandemie hat infra-
ge gestellt, was jahrzehntelang als „sicher“ galt 
und die vorhandenen Disparitäten noch ver-
stärkt. Gab es abseits der reinen Zahlen auch 
vor Corona schon spezifische, strukturbedingte 
Probleme des ländlichen Raumes, die besonde-
rer Aufmerksamkeit bedurften, so hat sich das 
durch die Pandemie teilweise noch verstärkt. 
Umso mehr ist es Zielsetzung des Hessischen 
Landkreistages, den ländlichen Raum als Wirt-
schafts- und Lebensraum zu stärken, auf des-
sen Erhaltung und Weiterentwicklung hinzu-
wirken, dies durch Informationsleistung und 
gemeinsames, konzertiertes Handeln zu för-
dern und so auf die Verwirklichung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse hinzuarbeiten. 
 
In diesem Zusammenhang sind der demografi-
sche Wandel, sich verändernde Arbeits-, Fami-
lien- und Versorgungsstrukturen, eine zuneh-
mende Individualisierung der Lebensstile, Fra-
gen der Sicherstellung der  Mobilität nur Bei-
spiele für vielfältige Herausforderungen der 
Arbeit des Verbandes.  
 
Alle Maßnahmen, die auf eine Steigerung der 
Attraktivität des ländlichen Raums zielen, 
müssen zudem verstärkt den übergeordneten 
Zielen der Nachhaltigkeit und des Klimaschut-
zes entsprechen, um langfristig Verbesserun-
gen erzielen zu können.  
 
Deshalb erwarten die Menschen im ländlichen 
Raum von „ihren“ Landkreisen Antworten u.a. 
darauf, wie sich die Lebensbedingungen im 
ländlichen Raum in den nächsten 20 Jahren 
entwickeln werden. Die entscheidende Frage 
ist, ob der ländliche Raum Perspektiven bieten 
kann oder ob es dort im Zuge des Abbaus von 
Strukturen immer weniger Entwicklungschan-
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cen geben wird. In den ländlichen Räumen ist 
somit jetzt ein gezieltes politisches Handeln 
erforderlich, um die Weichen für die Zukunft 
zu stellen.  
 
Im Zusammenwirken mit dem Bund, dem 
Land und den Kommunen ist die gemeinsame 
Aufgabe zu bewältigen, auch in Zukunft in 
peripheren Räumen für die genannten, 
gleichwertigen Lebensbedingungen zu sorgen. 
Gleichwertig heißt dabei nicht gleich. Ent-
scheidend ist aber, dass für alle Bürgerinnen 
und Bürger wesentliche Infrastrukturen und 
Möglichkeiten der Grundversorgung mit ak-
zeptablem Aufwand verfügbar oder erreichbar 
sind.  
 
Der Hessische Landkreistag hat sich deshalb 
explizit auch im Arbeitsbereich Wirtschaft, 
Planung, Bauen und Umwelt im vergangenen 
Berichtszeitraum mit einer Vielzahl von The-
men auseinandergesetzt, die für die wirt-
schaftliche Entwicklung und langfristige Sta-
bilisierung strukturschwacher Räume mitent-
scheidend sind. Stets steht dabei im Fokus, die 
gegebenen, großen Potentiale an wirtschaftli-
chen, natürlichen und sozialen Ressourcen zu 
erhalten und fortzuentwickeln. Stark zuneh-
mend sind mit Blick hierauf  bedeutsame 
Wechselwirkungen insbesondere mit den Be-
reichen „Digitalisierung“, e-Government, Er-
schließung mit schnellen, breitbandigen Inter-
netanbindungen, leistungsfähigem und mög-
lichst flächendeckendem Mobilfunk zu ver-
zeichnen. „Corona“ hat dies in besonderem 
Maße deutlich gemacht.  
 
Im Folgenden werden aus der Fülle der Ein-
zelthemen eine Reihe von Arbeitsbereichen 
auf HLT-Ebene herausgegriffen, die für den 
ländlichen Raum relevant sind: 
 
 
Entwurf des Landesentwicklungsplans 
Hessen 2000 – Raumstruktur, Zentrale Or-
te und Großflächiger Einzelhandel (Vierte 
Änderung) 

 
Die Landesregierung legte Anfang 2020 den 
Entwurf für eine Vierte Änderung des Lan-
desentwicklungsplans Hessen 2000 mit den 
Schwerpunktbereichen Raumstruktur, Zentra-
le Orte und Großflächiger Einzelhandel vor. 
Mit der Änderung sollen die folgenden raum-

ordnerischen Festlegungen neu gefasst werden:  
 

- zur landesweiten Raumstruktur (Verdich-
tungsraum I Ländlicher Raum) und zur ge-
samträumlichen Entwicklung,  

- zu den Zentralen Orten (Ober-, Mittel- und 
Grundzentren) einschließlich der zentral-
örtlichen Daseinsvorsorge und  

- zum Großflächigen Einzelhandel. 
 
Der HLT nahm hierzu auf der Grundlage einer 
Befragung der Landkreise Stellung. Im Fokus 
standen dabei ausschließlich solche Aspekte 
des LEP-Entwurfes, die die hessischen Land-
kreise in ihrer Gesamtheit betreffen. Aus die-
sem Blickwinkel wurden im Ergebnis zwar 
keine Bedenken geäußert. Hingewiesen wurde 
jedoch auf die Position, die der HLT auf 
Grundlage der entsprechenden Gremienbera-
tungen  mit seiner Stellungnahme im Rahmen 
der Überprüfung und Neuordnung des hessi-
schen Zentrale-Orte-Systems vertreten hatte. 
Die Landkreise hatten darüber hinaus im Rah-
men eines Online-Beteiligungsverfahrens zum 
LEP-Änderungsverfahren selbst die Möglich-
keit, Stellungnahmen abgegeben, die auf die 
konkrete Situation in ihrem Bereich Bezug zu 
nehmen.  
 
Die Vorbereitung der Positionierung des Ver-
bandes erfolgte bereits in den Jahren 2018 und 
2019. Zu dieser Zeit wurde verbandsintern die 
von Seiten der Landesregierung aufgeworfene 
Frage einer Überprüfung und Neuordnung des 
hessischen Zentrale-Orte-Systems diskutiert. 
Seinerzeit wurde durch das Hessische Ministe-
rium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landesentwicklung eine parteiübergreifende 
„Expertenkommission Zentrale-Orte-Raum-
struktur (ZOrA)“ mit dem Auftrag eingesetzt, 
die Ansätze des Zentrale-Orte-Konzeptes und 
der landesweiten Raumstrukturen zu überprü-
fen und auf Grundlage des Hessischen Landes-
planungsgesetzes Empfehlungen für eine zu-
kunftsfähige Weiterentwicklung des Zentrale-
Orte-Konzeptes und der Raumstrukturen aus-
zusprechen. 
 
Da zentralörtlichen Festlegungen auch aus 
HLT-Sicht ein hoher Stellenwert zukommt, 
hatte sich der Verband auf Basis zweier Um-
fragen in den Prozess u.a. mittels einer um-
fangreichen Stellungnahme eingebracht. Kriti-
siert wurde dabei zum einen, dass Oberzentren 
und Grundzentren nicht Gegenstand der Ände-
rungsüberlegungen waren. Inhaltlich wurde es 
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darüber hinaus als wichtig angesehen, Überle-
gungen dazu anzustellen, wie Mittelzentren 
als „Backoffice“ für kleine Kommunen tätig 
werden können (IKZ). Entscheidend sei, die 
Ballungsräume grundsätzlich mit einem ande-
ren Fokus zu belegen seien, als der ländliche 
Raum. 
 
  
ELER/EPLR-Entwicklungsplan für den 
ländlichen Raum 2014-2020 / LEADER 
 
Die gezielte finanzielle Förderung der ländli-
chen Räume ist aufgrund der gegebenen 
Strukturen unabdingbar. Die EU leistet mit 
verschiedenen Programmen Hilfestellung. So 
setzt der EPLR 2014-2020 die Förderung der 
Europäischen Union mit einem Bündel unter-
schiedlicher Maßnahmen in Hessen um, die 
mit dem Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des Ländlichen Raums 
(ELER) gewährt wird. Da beide Programme 
die Landkreise somit unmittelbar betreffen, 
engagierte sich der HLT auch im vergangenen 
Berichtszeitraum als aktives Mitglied im 
ELER-Begleitausschuss. Aufgabe des Begleit-
ausschusses ist, die  Umsetzung des ELER 
und des EPLR in Hessen zu begleiten, denn 
das Programm wird regelmäßig überprüft und 
an die aktuellen Anforderungen und Entwick-
lungen angepasst. Die Zusammenarbeit mit 
der ELER-Verwaltungsbehörde hat sich dabei 
erneut als sehr erfreulich herausgestellt. Tradi-
tionell berichtet die Leitung einmal jährlich 
im HLT-Wirtschafts- und Planungsausschuss 
über die Entwicklung der Maßnahmen.  
 

Der EPLR 2014-2020 umfasst insgesamt rund 
702 Mio. Euro. Derzeit sind die Mittel für den 
aktuellen Planungszeitraum zu einem Großteil 
bewilligt und ausgezahlt. Hessen hat damit 
das Planziel nahezu erfüllt. Es ist davon aus-
zugehen, dass alle verfügbaren EU-Mittel im 
Zeitraum bis Ende 2023 in Projekte umgesetzt 
werden können.  
 
Zur Umsetzung des ELER nach 2020, d.h. in 
der darauf folgenden Förderperiode 2021- 
2027, besteht auch mit Blick auf „Corona“ 
noch keine abschließende Klarheit. Erwartet 
wird allerdings eine grundlegend neue För-
dererarchitektur: Anstelle der bisherigen län-
derspezifischen Aufstellung ist nach derzeiti-
gem Informationsstand angedacht, einen sog. 
nationalen GAP-Strategieplan für jedes EU-

Mitgliedsland aufzustellen. Nach dem neuen 
Umsetzungsmodell könnte die EU künftig nur 
noch Ziele vorgeben, die Ausgestaltung würde 
dann durch die Mitgliedsländer erfolgen. Das 
würde bedeuten, dass es in der nächsten För-
derperiode keinen eigenen EPLR der Bundes-
länder mehr geben könnte. Dies würde zu-
gleich bedeuten, dass auf Bundesebene ein ent-
sprechender nationaler Plan aufgestellt würde; 
die Bundesländer würden in die Planung ein-
bezogen. Zu den neuen Zielen könnte z.B. die 
Verpflichtung zur Erzielung höherer Beiträge 
zur Verwirklichung von Umwelt- und Klima-
zielen zählen. Insgesamt gibt es hier noch eine 
Vielzahl offener Fragen, die voraussichtlich 
erst im Laufe der kommenden Monate geklärt 
werden können. 
 
 
Digitalisierung 
 
Die ohnehin schon hohe Geschwindigkeit der 
Fortentwicklung der Digitalisierung in allen 
Bereichen hat durch die alternativen Kommu-
nikationsnotwendigkeiten in der Corona-Pan-
demie noch einen weiteren Schub erhalten. 
Was gestern noch mit Vorbehalten versehen 
wurde – z.B. die Verlagerung ganzer Verwal-
tungseinheiten in das Homeoffice – wurde 
plötzlich nötig und möglich. Allerdings hat 
dies gerade auch die öffentlichen Verwaltun-
gen vor erhebliche neue Herausforderungen 
gestellt: Bürger/Kunden erwarten von der 
Verwaltung die gleichen digitalen Zugänge 
wie bei Unternehmen, die ihre Waren und 
Dienstleistungen im Internet anbieten. Was im 
Vertriebsbereich mit Standardmodulen mög-
lich ist, stellt sich im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung, die gänzlich andere Anforderun-
gen, Organisationsstrukturen aber auch kom-
plizierte rechtliche Hintergründe hat, als mit 
deutlichen Hürden versehen dar. Die Beantra-
gung einer Baugenehmigung ist kein „Online-
Kauf“, d.h. die Digitalisierung erschöpft sich 
in diesem Zusammenhang auch nicht in „Digi-
taler Transformation“, also einer Download-
möglichkeit für Antragsformulare, sondern 
meint die Hinterlegung eines „medienbruch-
freien Workflows“. Dies ist ein fortwährender 
Prozess, an dem kontinuierlich zu arbeiten ist. 
(s. Kapitel zum Onlinezugangsgesetz (OZG)). 
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Verbandsinterne Antwort auf die Heraus-
forderungen der Digitalisierung  
 
Vor dem Hintergrund, dass sich unter den 
Stichworten e-Government, Digitalisierung, 
Datensicherheit und Datenschutz innerhalb we-
niger Jahre ein neuer und grundsätzlicher The-
menbereich für die öffentlichen Verwaltungen 
und somit für die Landkreise entwickelt hat, 
war auch auf Verbandsebene eine organisatori-
sche Antwort erforderlich. Bereits in der ver-
gangenen Berichtsperiode wurde der „Arbeits-
kreis IT & E-Government“ der kommunalen 
Spitzenverbände und auf HLT-Ebene der Ar-
beitskreis „Digitalisierung“ ins Leben gerufen.  
 
Insgesamt ist festzustellen, dass die Arbeit in 
den Arbeitskreisen gut angelaufen ist. Der AK 
Digitalisierung ermöglicht neben dem fachli-
chen Austausch insbesondere einen Überblick 
über die Gesamtentwicklung in den Kreisen. Er 
berichtet in die HLT-Gremien und stellt Syner-
gien zum Arbeitskreis IT & E-Government der 
kommunalen Spitzenverbände her. Dieser er-
möglicht den verbandsübergreifenden Aus-
tausch und die gemeinsame fachliche Verbin-
dung zu dem Anfang 2019 gegründeten Hessi-
schen Ministerium für Digitale Strategie und 
Entwicklung.  
 
 
Breitband / schnelle Internetanbindungen 
 
Aus Sicht der Landkreise handelt es sich bei 
dem Engagement gerade auch im Bereich des 
Breitbandausbaus um Zukunftsinvestitionen, 
die unter anderem der langfristigen Sicherung 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
im ländlichen Raum dienen. Weil die Digitali-
sierung gegenwärtig und zukünftig alle Le-
bensbereiche betrifft, unternehmen die Land-
kreise nach wie vor (und trotz teils widriger 
Rahmenbedingungen) große Anstrengungen 
zur Realisierung einer flächendeckenden 
Breitbandversorgung im ländlichen Raum zu 
wirtschaftlichen Bedingungen. Die Landkreise 
sind aus Landessicht erklärtermaßen weiter 
wichtige Partner zur Umsetzung der soge-
nannten “Gigabit-Strategie für Hessen” und 
der Strategie „Digitales Hessen“. Beide Stra-
tegien sollen als Planungsgrundlage bis zum 
Jahr 2025 einen flächendeckenden Ausbau der 
Festnetzinfrastruktur gewährleisten. 
 

Trotz aller Bemühungen gibt es allerdings nach 
wie vor und gerade im ländlichen Bereich Ver-
sorgungslücken. Der  HLT unterstützt die Be-
mühungen der Kreise um den weiteren Ausbau 
in vielfältiger Weise, u.a. durch laufende 
Fachinformationen, insbesondere durch Rund-
schreiben zu den jeweils aktuellen Fördermög-
lichkeiten. 
 
 
Ausbau eines Mobilfunknetzes der neuesten, 
fünften Generation („5G“) 
 
Die Weiterentwicklung der Mobilfunkinfra-
struktur ist insbesondere auch in ländlichen 
Bereichen dringend weiter voran zu treiben, 
denn es handelt sich um einen wesentlichen 
Entwicklungs-, Wirtschafts- und Sicherheits-
faktor. Dabei ist selbstverständlich eine 5G-
Erschließung d.h. ein Mobilfunknetz der neu-
esten, fünften Generation wünschenswert, al-
lerdings gibt es angesichts der vielen noch 
vorhandenen „Funklöcher/weißen Flecken“ in 
der 4G/LTE-Versorgung im ländlichen Raum 
noch viel zu tun. Dies gilt insbesondere für ei-
ne Versorgung der Verkehrswege. Dies steht 
aber zu Recht ganz oben auf der Gigabit-
Agenda des Landes Hessen.  
 
 „5G“ wird künftig die Grundlage für zahlrei-
che innovative Anwendungen in der gewerbli-
chen Wirtschaft, in der Landwirtschaft, im pri-
vaten Bereich („Smart Homes“) sowie bei der 
Entwicklung von Smart Countries und Cities 
sein. Daher hatte das Hessische Ministerium 
für Digitale Strategie und Entwicklung im De-
zember 2019 auf Fachebene zu einem Aus-
tausch u.a. zur Umsetzung der Mobilfunkstra-
tegie Hessen geladen. Im Februar 2020 folgte 
auf Basis der Ergebnisse ein Gespräch zwi-
schen Frau Ministerin Prof. Dr. Sinemus und 
den Präsidenten, sowie der Geschäftsführung 
der Kommunalen Spitzenverbände, bei dem 
eine Festlegung der nächsten Schritte im Aus-
bau der digitalen Infrastrukturen (u.a. Mobil-
funkausbau) beraten wurde. Das Gespräch fand 
vor dem Hintergrund weiterer Aktivitäten der 
Landesregierung zur Verbesserung der Struk-
turen statt. So wurden 50 Millionen Euro für 
eine bessere Mobilfunkversorgung in ländli-
chen Regionen bereitgestellt. Anschließend 
wurde mit den wichtigsten Mobilfunknetzbe-
treibern ein 10-Punkte-Plan unterzeichnet, der 
einen schnellen, flächendeckenden Infrastruk-
turausbau und eine flächendeckende Mobil-
funkversorgung beinhaltet. Die tatsächliche 
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Umsetzung ist durch die Corona-Pandemie 
teilweise verzögert worden. Allerdings gibt 
weiter es einen engen Austausch mit dem Di-
gitalministerium. So wurden beispielsweise 
durch die Bundesregierung zur Förderung der 
Digitalisierung mehrere Wettbewerbe ins Le-
ben gerufen, so auch die Wettbewerbe des 
Bundesinnenministeriums „Modellprojekte 
Smart Cities“ und „Heimat 2.0“ sowie den 
Wettbewerb des Bundeslandwirtschaftsminis-
teriums „Modellvorhaben Smarte Landregio-
nen“. Diese bieten für die kommunale Ebene 
in Hessen, insbesondere auch die Landkreise 
Potenziale. Das Hessische Ministerium für 
Digitale Strategie und Entwicklung unterstützt 
in Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle die 
hessischen Bewerber. Dies gilt sowohl für die 
Phase der Antragstellung, in der beispielswei-
se ein Letter of Intent zur Verfügung gestellt 
wird, als auch in späteren Phasen. 
 
Die Geschäftsstelle war zudem unterstützend 
durch eine Umfrage bei den Landkreisen zu 
den baurechtlichen Abstimmungsvereinba-
rungen mit den Mobilfunkbetreibern tätig. 
 
 
Onlinezugangsgesetz (OZG) 
 
Am 27.09.2019 haben das Land und die 
kommunalen Spitzenverbände die Umset-
zungsvereinbarung „OZG Hessen Kommu-
nal“ unterzeichnet, mit der eine enge Zusam-
menarbeit bei der Umsetzung des OZG in 
Hessen vereinbart wurde. Die Vereinbarung 
sieht insbesondere die Einrichtung einer Ko-
ordinierungsstelle vor, die vor allem für die 
Steuerung der OZG-Umsetzung auf kommu-
naler Ebene sowie die Koordinierung und 
Bündelung der Beteiligung kommunaler Fa-
chexpertinnen und -experten in den „Digitali-
sierungsfabriken“ zuständig ist. Besetzt wird 
die Koordinierungsstelle mit vier Vertretern 
der KSpV und je einem Vertreter von HMdIS 
und HMinD. Hierbei wird sie von einem von 
der ekom21 entsandten Projektbeauftragten, 
der insbesondere die technische Umsetzung 
sowie die Entsendung von technischen Um-
setzungsteams in die „kommunalen Digitali-
sierungsfabriken“ koordiniert, unterstützt. Die 
Koordinierungsstelle bereitet u.a. die Ent-
scheidungen des Steuerungsgremiums vor, 
welches Ressourcen auf der strategischen 
Steuerungsebene und für die Mitwirkung bei 
der operativen Umsetzung versammelt. Dem 

Steuerungsgremium gehören das HMdIS, das 
HMinD und die KSpV als stimmberechtigte 
Mitglieder an. 
 
Zur Überbrückung des Zeitraums bis die Ko-
ordinierungsstelle im Frühjahr 2020 ihre Ar-
beit aufnehmen konnte, wurde beim HMdIS 
eine Arbeitsgruppe „Arbeitsprogramm OZG 
Kommunal“, eingerichtet. Sie setzte sich aus 
Vertreterinnen und Vertretern von HMdIS und 
HMinD, der KSpV, der ekom21 und der Fach-
ebene der Kommunen zusammen. Die AG 
übernahm die Vorbereitung der Projektpla-
nung, stieß die erste Umsetzung einzelner 
Verwaltungsleistungen an,  beriet über die 
Aus-gestaltung der in der Umsetzungsverein-
barung vorgesehenen Förderung einer Digitali-
sierungsberatung sowie die Kriterien für die 
Unterstützung sog. „OZG-Modellkommunen“. 
Nachdem die Koordinierungsstelle zwischen-
zeitlich voll arbeitsfähig ist, konnte die AG im 
Mai 2020 aufgelöst werden. 
 
Für die erwähnte Digitalisierungsberatung 
stellt das Land insgesamt ca. 1,62 Mio. Euro 
an originären Landesmitteln zur Verfügung. 
Weitere Mittel stammen aus dem Programm 
„Starke Heimat Hessen“. 
 
Mit der Förderung von  OZG-Modellkom-
munen sollen solche Kommunen unterstützt 
werden, die einen besonders hohen Beitrag zur 
Umsetzung des OZG leisten, indem beispiels-
weise innovative Online-Antragslösungen für 
OZG-Verwaltungsleistungen mit Potenzialen 
zur Volldigitalisierung oder auch Formate mit 
besonders hoher Nutzerfreundlichkeit entwi-
ckelt und so konzipiert werden, dass möglichst 
viele Kommunen diese nachnutzen können. 
Gefördert werden max. 10-15 Kommunen, mit 
insgesamt maximal 100.000 Euro pro Kom-
mune bzw. maximal 150.000 Euro bei Ge-
meinschaftsvorhaben im Rahmen der Inter-
kommunalen Zusammenarbeit (IKZ). 
 
 
Cybersicherheit 
 
Auch die Kommunen sind zunehmend von ge-
zielten Cyberattacken, sog. Hackerangriffen 
betroffen, mit denen die komplexen techni-
schen Systeme durch gezielte Angriffe  
geschädigt werden sollen.   Hiervon können 
auch die IT-Systeme der Landkreise betroffen 
sein. Das Land Hessen hat auf die größere Be-
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drohungslage mit umfangreichen Reorganisa-
tionsmaßnahmen reagiert. Das CERT Hessen 
erbringt als Teil des Hessen 3C Cybersicher-
heitsdienstleistungen für Kommunen. Für den 
Schutz der IT-Infrastrukturen der Landkreise 
steht auch weiterhin das „Kommunale Dienst-
leistungszentrum Cybersicherheit Hessen“ 
(KDLZ-CS) beim Hessischen Innenministeri-
um zur Verfügung. Es unterstützt bei der Lö-
sung von konkreten IT-Sicherheitsvorfällen 
als Koordinator u.a. mit der Bekanntgabe von 
Warnungen und Lösungsansätzen. Darüber 
hinaus findet ein regelmäßiger Austausch zu 
aktuellen Themen in dem beim HMdIS einge-
richteten Arbeitskreis „Kommunale Cybersi-
cherheit“ zwischen dem Land, den KSpV und 
den in Landkreisen und großen Städten haupt-
amtlich für die IT-Sicherheit zuständigen Per-
sonen statt. 
 
 
Tourismus / Tourismuspolitischer Hand-
lungsrahmen (TPH) 
 
Hessens touristische Angebote, seine Natur- 
und Kulturlandschaften, Städte und Gemein-
den, Kurorte und Heilbäder, Sehenswürdig-
keiten und Freizeitziele sind Faktoren für 
Wertschöpfung und Beschäftigung sowie für 
Lebens- und damit Standortqualität gerade im 
ländlichen Raum. Der Tourismus trägt in 
nicht unerheblichem Maße zu dem insbeson-
dere in strukturschwachen Gebieten dringend 
benötigten Arbeits- und Ausbildungsplatzan-
gebot bei. Dieses weist sowohl lokale, als 
auch regionalpolitische Dimensionen auf. 
Tourismus ist eine Querschnittsbranche wofür 
bereits die Zahl von über 35 Mio. Übernach-
tungen in Hessen in 2019 steht. Im Vergleich 
waren es 34,6 Mio. im Jahr 2018, 2017 waren 
es 34,1 Mio., im Jahr 2016 waren es 32,6 Mio. 
registrierte Übernachtungen.  
 
Für 2020 waren die Erwartungen gemischt. 
Ein deutlicher Einbruch war während der Zeit 
des Corona-Lockdowns zu verzeichnen, der 
viele, insbesondere kleine Gastbetriebe teils 
existenziell gefährdete. Noch ist unklar, ob die 
wieder steigenden Übernachtungszahlen des 
Hessen-Tourismus hier einen Ausgleich 
schaffen können, denn die „Krise“ trifft eine 
Branche, die gerade im ländlichen Bereich 
auch mit grundsätzlichen strukturellen Prob-
lemen zu kämpfen hat. Bekannt ist eine viel-
fach gegebene Überalterung der kleineren Be-

triebe, Sanierungsstaus, Nachfolgeprobleme 
usw.. Die Wieder-Öffnung wurde durch eine 
sog. Task-Force „Tourismus Corona“ begleitet, 
an der auch der Hessische Landkreistag betei-
ligt ist.  
 
Hessen insgesamt touristisch wettbewerbsfähig 
zu halten und möglichst noch attraktiver zu 
machen, ist damit eine wirtschafts- und struk-
turpolitische Zukunftsaufgabe. Die Geschäfts-
stelle ist vor diesem Hintergrund in mehreren 
Gremien, u.a. auf Ebene des Hessischen Minis-
teriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen aktiv, um für die von der Krise be-
sonders betroffenen Bereiche Unterstützung zu 
leisten und Perspektiven zu schaffen. 
 
Nicht zuletzt deshalb werden mit der Neufas-
sung des Strategischen Marketingplans Hessen 
vor dem Hintergrund der Marktveränderungen 
folgende vier Ziele verbunden: 1. Kompakte 
Strategie zur Weiterentwicklung des Touris-
mus in Hessen. 2. Weiterentwicklung der Lan-
desmarketing-Organisation zum digitalen 
Kompetenzzentrum. 3. Schaffung einer opti-
malen digitalen Präsenz des Hessen Touris-
mus. 4. Entwicklung Hessens zu einer touristi-
schen digitalen Marke.  
 
Zur langfristigen Sicherung des Tourismus 
wurde der „Tourismuspolitische Handlungs-
rahmen - TPH“ entwickelt. Der Hessische 
Landkreistag ist in die entsprechende Len-
kungsgruppe auf Landesebene eingebunden, 
die „zur Optimierung der Strukturen und der 
Zielerreichung“ zweimal im Jahr den aktuellen 
Umsetzungsstand erörtert. Hier ist festzustel-
len, dass zwischenzeitlich 80% der Destinatio-
nen die Förderfähigkeit nach dem TPH erreicht 
haben. In den restlichen Bereichen ist noch 
Nacharbeit erforderlich, um eine Förderfähig-
keit zu erreichen. Die Notwendigkeiten wurden 
durch die Geschäftsstelle u.a. im Rahmen eines 
„Runden Tisches Tourismus“ des Wirtschafts- 
und des Umweltausschusses des Hessischen 
Landtages unterstrichen.  
 
 
Vergaberecht in Zeiten der Corona-Pande-
mie 
 
Die Corona-Pandemie hatte bislang schon 
weitgehende Auswirkungen auf Gesellschaft 
und Wirtschaft. Trotz zunehmender Rückfüh-
rung der Eindämmungsmaßnahmen ist aber zu 
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erwarten, dass die Folgen auch für Beschaf-
fungsvorhaben noch länger zu spüren sein 
werden. Daher wurden auf Bundes- und Lan-
desebene befristete Erleichterungen des Be-
schaffungswesens beschlossen, die auch das 
Ziel einer Beschleunigung öffentlicher Inves-
titionen haben. So hat das Hessische Ministe-
rium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen den kommunalen Spitzenverbänden 
beispielsweise „Verbindliche Handlungsleitli-
nien für die Bundesverwaltung für die Verga-
be öffentlicher Aufträge zur Beschleunigung 
investiver Maßnahmen zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-
Pandemie“ übersandt.  
 
Zur Neuordnung des Hessischen Vergabe- 
und Tariftreuegesetz (HVTG) Vergaberechts 
insgesamt wurden im Hessischen Landtag sei-
tens der Opposition zwei Gesetzentwürfe vor-
gelegt (LT-Drs. 20/2354 und 20/2658). Die 
Geschäftsstelle führte zu beiden Vorlagen ei-
ne Befragung durch und wird im Rahmen der 
Gesamtstellungnahme des Verbandes hierzu 
eine Position beziehen.  
 
 
Ladenöffnungsgesetz -  
Verkaufsoffene Sonntage 
 
Trotz generellen „Corona-Lockdowns“ be-
schäftigte das Dauerthema „Verkaufsoffene 
Sonntage“ die Geschäftsstelle auch im ver-
gangenen Berichtszeitraum. Es handelt sich 
um ein vor Ort teilweise höchst emotional be-
triebenes Vorhaben, das sich auf der Grenzli-
nie des traditionellen Schutzes von Sonn- und 
Feiertag und dem Bestreben bewegt, die örtli-
che Wirtschaft durch derartige Veranstaltun-
gen zusätzlich zu stützen und zu fördern.  
 
Als generelle Haltung vieler Kommunen ist 
festzuhalten, dass sie durchaus bereit wären, 
verkaufsoffene Sonntage zu ermöglichen, dies 
aber aus Sorge vor gerichtlichen Untersagun-
gen und den damit verbundenen organisatori-
schen und finanziellen Folgeproblemen unter-
lassen. Allerdings untersagen Gerichte in zu-
nehmendem Umfang die Durchführung „ver-
kaufsoffener Sonntage“.  
 
Der HLT vertritt die Position, dass es für die 
Kommunen klar zu erkennen sein muss, wie 
eine Lösung rechtssicher umgesetzt werden 
kann.  

Vor diesem Hintergrund hat das Hessische So-
zialministerium einen Handlungsleitfaden über 
das weitere Vorgehen im Zusammenhang mit 
der Freigabe von verkaufsoffenen Sonntagen 
nach § 6 HLöG entwickelt. Dieser wurde den 
Landkreisen per Rundschreiben zur Verfügung 
gestellt. Es bleibt abzuwarten, ob der Leitfaden 
den Kommunen die nötige Klarheit für das 
weitere Vorgehen gibt.  
 
 
Bereich Umwelt 
 
Klimawandel 
 
Der Klimawandel ist eine der wichtigsten ak-
tuellen Herausforderungen im Umweltbereich. 
Insbesondere die globale Erwärmung zeigt sich 
sowohl im großen Maßstab auf der ganzen Er-
de als auch im kleinen in den einzelnen Län-
dern und Regionen.  
 
Auch für das Land Hessen ist mit weiter ver-
änderten Temperatur- und Niederschlagsbe-
dingungen zu rechnen, die sich wiederum u. a. 
auf die Bodeneigenschaften, die Wälder und 
die Pflanzenentwicklung allgemein, auf die 
Flüsse und das Grundwasser auswirken. Der 
Klimawandel betrifft somit alle Lebensberei-
che, seien es Umwelt, Verkehr, Wirtschaft, 
Land- und Forstwirtschaft, Tourismus, die 
Wasserwirtschaft usw.. Deshalb ist ein ent-
schlossenes Handeln im Bereich des Klima-
schutzes wesentliche Voraussetzung für den 
Erhalt der Lebensgrundlagen. Es kann darüber 
einen wichtigen Beitrag zu umweltverträgli-
chem und nachhaltigem Wachstum leisten. 
 
Der Hessische Landkreistag hat die Bedeutung 
des Themas erkannt und engagiert sich im 
Rahmen seiner Möglichkeiten durch eine Mit-
arbeit in einschlägigen Gremien, z.B. der 
Nachhaltigkeitsstrategie  und eine gezielte 
Kommunikation relevanter Themenbereiche 
für den Klimaschutz. Daher wurden speziell 
unter dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes 
eine Reihe von Rundschreiben herausgeben. 
Geplant ist, das Thema verstärkt in den Ver-
bandsgremien zu platzieren.  
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Waldschutzlage 
 
Wie zuvor geschildert, zeigt der Klimawandel 
in Form von ungewöhnlicher Wärme und 
Wassermangel auch in Hessens Wäldern er-
hebliche Ausmaße. Der Bodenwasserspeicher 
füllt sich über die Wintermonate hinweg nicht 
ausreichend wieder auf, sodass sich die Vitali-
tätsschwächung weiter fortsetzt. Die Vermeh-
rung von Baumschädlingen, wie z.B. des Bor-
kenkäfers wird begünstigt. Gleiches gilt für 
den Befall einer Reihe von Baumarten durch 
Pilze in einem bislang nicht gekannten Aus-
maß. Die geschwächten Bäume werden hier-
durch zusätzlich so belastet, dass sie den zu-
nehmenden punktuellen Extremwetterereig-
nissen mit Sturm und hohen Regenmengen in 
kürzester Zeit nicht widerstehen können. Für 
befallene Bäume gibt es keine Rettung. Das 
Hessische Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
hat das Ausmaß der Schäden im Waldzu-
standsbericht 2019 dokumentiert. Das Minis-
terium schreibt dazu: […] „die Auswirkungen 
des Klimawandels setzen dem Wald in Hessen 
in einem stärkeren Ausmaß zu als bislang er-
wartet. Die Ergebnisse belegen damit den 
schlechtesten Gesundheitszustand seit dem 
Beginn der Erhebungen in 1984. Auch die 
Absterberate und der Anteil starker Schäden 
weisen höchste Werte auf.“  
 
Betroffen sind alle Baumarten. Hierzu gehö-
ren z.B. auch Buchen, Kiefern, Ahorn und 
Esche. Insbesondere Laubmischwälder aller 
Altersklassen verlieren dadurch in Teilen 
wichtige, stabilisierende Mischbaumarten, die 
ökologisch wie ökonomisch wertvoll sind. So 
kommt es, dass infolge solcher Ereignisse 
immer öfter ganze Waldquartiere niedergelegt 
werden (müssen). Einige Baumarten, wie die 
bislang prägende Fichte, könnten eines Tages 
in manchen Regionen ganz verschwinden. Mit 
den sich ausweitenden Kahlflächen ändert 
sich eine Kulturlandschaft, die sich über Jahr-
hunderte entwickelt hat. Gerade Hessen mit 
seinem 40% Waldanteil wird in den kommen-
den Jahrzehnten eine deutliche Änderung des 
Landschaftsbildes erfahren.  
 
Hier gilt es nun bei der Wiederaufforstung 
(welche auch Auswirkungen auf die Wasser-
haltung ganzer Regionen hat) eine Auswahl 
von Baumarten zu treffen, die auch in vielen 

Jahren noch mit der zunehmenden Trockenheit 
zurechtkommen. 
 
 
Wirtschaftliche Aspekte der Forstschäden 
 
In den vergangenen drei Jahren summierte sich 
die Schadholzmenge so auf das mindestens 
2,5-fache der normalen, planmäßigen Nutzung. 
Nadelöhr sind dabei der Holztransport, die La-
gerung und die Vermarktung.  
 
Der HLT hat in diesem Zusammenhang u.a. 
zum Entwurf einer Richtlinie zur Förderung 
von Maßnahmen zur Bewältigung der durch 
Extremwetterereignisse verursachten Folgen 
im Wald in Hessen (Extremwetterrichtlinie-
Wald) Stellung genommen und diese unter-
stützt. Durch die Maßnahmen sollen die kom-
munalen und privaten Waldbesitzer bei ihren 
Bemühungen zur Beseitigung der Waldschä-
den und zum Waldschutz nach den nachfol-
genden Regelungen durch Zuwendungen un-
terstützt werden. Ziel der Förderung ist die 
Bewältigung der durch Extremwetterereignisse 
verursachten Folgen im Wald. Die Räumung 
von Kalamitätsflächen soll der Sicherung oder 
Wiederherstellung von Waldökosystemen die-
nen. Durch Waldschutzmaßnahmen sollen be-
drohliche Waldschutzsituationen abgewehrt 
und eine weitere Ausbreitung von Folgeschä-
den (z. B. Borkenkäfer) verhindert werden. 
 
 
Leitbildprozess Wasserressourcen-Management 
Rhein-Main  
 
Deutschland ist bisher ein wasserreiches Land 
gewesen. Obwohl laut Umweltbundesamt 
„Wasserstress“ in größerem Umfang gegen-
wärtig in Deutschland (noch) nicht zu befürch-
ten ist, gehen in einzelnen Kommunen die 
Wasserspeicher zur Neige. So wurde z.B. in 
einigen Taunusgemeinden wie Grävenwies-
bach, Schmitten oder Weilrod der Trinkwas-
sernotstand ausgerufen.  
 
Perspektivisch deutet sich auch in Deutschland 
ein „Verteilungskampf“ um das Wasser an, 
denn aufgrund des Klimawandels zeigen sich 
nun bereits im dritten Jahr infolge zum einen 
Wärmerekorde zum anderen aber Regendefizi-
te, die zu dürreähnlichen Zuständen und einer 
bedenklichen Absenkung des Grundwasser-
spiegels führen. Hohe Verdunstung infolge 
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Hitze und mangelnde Regenzufuhr zur Kom-
pensation der Defizite stimmen besorgt. Deut-
lich wird: Die lange Zeit als Selbstverständ-
lichkeit angesehene Sicherstellung einer um-
weltgerechten und gesellschaftlich anerkann-
ten öffentlichen Wasserversorgung ist kei-
neswegs selbstverständlich, sondern eine 
komplexe Daueraufgabe. Heute getroffene 
planerische, technische und organisatorische 
Entscheidungen werden die Bewirtschaftung 
der Wasserressourcen, die Sicherstellung der 
Wasserversorgung, die Funktionsfähigkeit des 
Naturraums und damit auch die Entwicklung 
der Region auf lange Zeit hin prägen. Die  
kommunalen Wasserversorger müssen des-
halb ihre Systeme noch klimarobuster ausge-
stalten, z.B. mit anderen Wasserversorgern 
und weiteren Akteuren zu kooperieren und so 
gemeinsam die Trinkwasserversorgung zu si-
chern. Daneben sind neue Wege der Wasser-
einsparung, bzw. effizienteren Nutzung erfor-
derlich.  
 
Dies war Anlass für die Landesregierung in 
einen Leitbildprozess für ein nachhaltiges 
Wasserressourcen-Management Rhein-Main 
einzusteigen. Ziel ist ein Dialogprozess zur 
Bewirtschaftung und Nutzung der Wasserres-
sourcen der Metropolregion Rhein-Main. 
Hierzu wurden ein Beirat und eine Steue-
rungsgruppe eingerichtet, in der auch der Hes-
sische Landkreistag vertreten ist.  
 
 
Zusammenarbeit mit der Landesenergie-
Agentur – Energiespar-Contracting 
 
Vor dem Hintergrund des Klimaschutzes und 
der Ressourceneffizienz beschäftigte sich der 
Wirtschafts- und Planungsausschuss mit der 
Frage des Energiespar-Contracting. Fachliche 
Unterstützung erfuhr der Ausschuss durch die 
Landesenergieagentur (LEA), die im Auftrag 
der Hessischen Landesregierung zentrale 
Aufgaben bei der Umsetzung der Energie-
wende und des Klimaschutzes übernimmt. 
Insbesondere die Bündelung von Angeboten 
bietet die LEA Unterstützung aus einer Hand: 
sei es bei Fragen zu Sanierung, zu Energieef-
fizienz, zu Elektromobilität oder zur Verfüg-
barkeit von Fördermitteln. Im Rahmen der 
Sitzung wurde zunächst schwerpunktmäßig 
das Thema „Einsatz von Energie(spar)-
Contracting in Kreisliegenschaften“ heraus-
gegriffen. So wurde die Frage erörtert, wie 

wünschenswerte und längerfristig lohnende 
Energiesparinvestitionen auch bei knappen In-
vestititionsbudgets durchgeführt werden kön-
nen. Hierzu bieten sich Lösungen über einen 
Contracting-Partner an, der Investitionen über-
nimmt und diese durch langfristige Verträge 
zur Lieferung über Licht, Wärme oder Strom 
refinanziert. Dass dies auch in Kreisliegen-
schaften gut funktionieren und Geld sparen 
kann, wurde anhand von Praxisbeispielen auf-
gezeigt. Laut LEA gibt es für die Kreise viel-
fältige Angebote, z.B. zur CO2-Einsparung. 
Auch dies sei Wirtschaftsförderung, da die Un-
ternehmen durch erhebliche Einsparungen 
wettbewerbsfähiger werden. Auch das Stich-
wort „Wärmewende“ biete erhebliches Poten-
zial. Gerade der zunehmende Einsatz von So-
larthermie, Wärmepumpen und Wärme aus Bi-
oenergie im Bereich der Heizung von Wohn-
raum sei zukunftsweisend und klimaschonend. 
Die Gespräche werden fortgeführt. 
 
 
Umweltallianz Hessen 
 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der vorge-
nannten Entwicklungen war es dem Verband 
ein Anliegen, auch der neuen Rahmenverein-
barung zur Umweltallianz Hessen beizutreten.  
Die Umweltallianz Hessen wurde im Mai 2000 
im Wege einer freiwilligen Vereinbarung zwi-
schen der Hessischen Landesregierung und der 
hessischen Wirtschaft geschlossen. Ziel der 
Umweltallianz ist die Förderung einer nachhal-
tigen Entwicklung in Hessen. Im Jahr 2005 tra-
ten die drei hessischen Kommunalen Spitzen-
verbände als neue Bündnispartner der Um-
weltallianz bei. Mittlerweile unterstützen über 
1.150 Unternehmen, die Wirtschaftsverbände 
und, neben den Kommunalen Spitzenverbän-
den, 25 Kommunen die Umweltallianz Hessen.  
 
Anfang des Jahres 2020 vereinbarten die Part-
ner eine Fortschreibung der Rahmenvereinba-
rung, in der sie sich zum Grundgedanken der 
Umweltallianz weiterhin bekennen, das The-
menspektrum jedoch erweitern.  Die Bandbrei-
te reicht von den klassischen Umweltthemen 
über Energieeffizienz, Energiewende, inte-
griertem Klimaschutzplan 2025, Biodiver-
sität, ressourcenschützendes Wirtschaften, 
Kreislaufwirtschaft bis hin zur schadstoffar-
men Mobilität. Der Wirtschafts- und Planungs-
ausschuss hatte sich dafür ausgesprochen, dass 
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der Hessische Landkreistag auch in Zukunft 
Mitglied der Umweltallianz Hessen sein soll.  
 
 
Novellierte Düngeverordnung 
 
Vor dem Hintergrund des laufenden Verfah-
rens gegen die Bundesrepublik wegen unzu-
reichender Umsetzung der EG-Nitratrichtlinie 
legte der Bund Ende 2019 den Entwurf einer 
Verordnung zur Änderung der Düngeverord-
nung vor. Ziel der neuen Regeln ist es, in der 
Landwirtschaft Düngemittel gezielter einzu-
setzen und umweltschädliche Nitrateinträge 
ins Grundwasser zu vermeiden. Zu dem Ver-
ordnungsentwurf hatte der Hessische Land-
kreistag im Januar 2020 eine Gesamtstellung-
nahme abgegeben. Unbeschadet der Notwen-
digkeit von Maßnahmen, um die Nitratbelas-
tung der Gewässer zu reduzieren, wurde darin 
insbesondere der erhebliche Erfüllungsauf-
wand kritisiert, den die geplanten Regelungen 
teilweise bei Behörden der Landkreise erzeu-
gen werden.  
 
Das Bundeskabinett beschloss im Februar 
2020 eine veränderte Fassung. Danach sollen 
in der Düngeverordnung bundesweit ver-
pflichtende Maßnahmen zur Reduzierung der 
Nitrateinträge eingeführt werden. Es werden 
die Sperrfristen, in denen die Ausbringung 
von Düngemitteln in den Herbst- und Win-
termonaten verboten ist, verlängert, die unge-
düngten Abstände zu Gewässern werden ver-
größert und die Düngung auf gefrorenem Bo-
den wird verboten. Mit den neuen Regeln soll 
auch ein verbessertes Monitoring der Nitrat-
werte eingeführt werden. Eine zentrale Maß-
nahme ist die Reduzierung der Düngung um 
20 % pro Betrieb in den Gebieten, die beson-
ders hohe Nitratbelastungen aufweisen („rote 
Gebiete“). Ergänzend soll auch das Wasser-
haushaltsgesetz geändert werden. Anders als 
ursprünglich geplant werden aufgrund der 
Corona-Pandemie die Vorschriften für beson-
ders belastete Gebiete danach allerdings erst 
ab dem 01.01.2021 in Kraft treten.  
 
 
Sonderprogramm Saubere Luft 2017-2020 
 
Der HLT informierte über die aktuellen För-
deraufrufe des Sonderprogramms „Saubere 
Luft 2017-2020“ des Bundes zur Hardware-
Nachrüstung von schweren Kommunalfahr-

zeugen, neue Förderrichtlinien zur Entwick-
lung von Stickoxid-Minderungssystemen und 
Fördermaßnahmen für kommunale Unterneh-
men. Mit den entsprechenden Umrüstungen 
soll ein weiterer Beitrag zum Umwelt- u. Kli-
maschutz geleistet werden. 
 
 
Verpackungsgesetz 
 
Das Verpackungsgesetz ist zum 01.01.2019 in 
Kraft treten. Es beinhaltet nicht nur Neuerun-
gen für die Hersteller von Verpackungen, für 
die dualen Systeme und für die neu geschaffe-
ne Zentrale Stelle, sondern auch für die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger (örE).  
 
Problematisch ist, dass die Abstimmung zwi-
schen örE und dualen Systemen durch § 22 
VerpackG wesentlich neu gestaltet wurde. 
Vorbereitet durch eine Blitzumfrage der Ge-
schäftsstelle beriet der Wirtschafts- und Pla-
nungsausschuss Ausschuss vor diesem Hinter-
grund die Problematik, dass öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger zwar gemäß § 22 
Abs. 4 Satz 1 VerpackG im Rahmen der Ab-
stimmung von den Systemen die Mitbenutzung 
seiner PPK-Sammelstruktur gegen ein ange-
messenes Entgelt verlangen können. Solange 
aber keine Abstimmungsvereinbarung vorliegt, 
zahlen einige Systembetreiber nicht, was bei 
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
zu finanziellen Engpässen bzw. Ausfällen 
führt, die auch nicht über die Gebühren refi-
nanziert werden können. Eine großzügige 
Übergangsregelung motiviert die Systembe-
treiber zudem auch nicht dazu, schnell zu Ab-
stimmungsvereinbarungen zu kommen. So 
sind die Verhandlungen oftmals von Schwie-
rigkeiten geprägt. Im Ergebnis gibt es daher in 
Hessen Bereiche, die über Abstimmungsver-
einbarungen verfügen – woraus folgt, dass die 
Abrechnungsmodalitäten klar geregelt sind. In 
anderen Kreisen wird kein eigenes Sammelsys-
tem vorgehalten. Die Sammlung erfolgt durch 
die kreisangehörigen Kommunen. Daher be-
stehen dort auch keine Abrechnungsprobleme. 
In anderen Kreisen befindet man sich in Ver-
handlungen mit den Systemen. Auch hier ist 
die organisatorische Ausgestaltung für Beant-
wortung der Fragen ausschlaggebend, ob Mit-
benutzungsentgelte für die Sammlung gezahlt 
werden oder ob diese Entgelte eingeklagt wer-
den sollen. 
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Insgesamt lässt sich keine Linie oder ein ein-
heitliches Muster für alle Landkreise erken-
nen. Vielmehr ist jeder Kreis in seinem Orga-
nisationsgefüge für sich zu betrachten. 
 
Der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des Rhein-
gau-Taunus-Kreises (EAW) konnte sich mit 
den Systembetreibern nicht auf eine Bemes-
sung des in Rede stehenden Entgelts nach Vo-
lumenanteil verständigen. Mittlerweile hat der 
Rheingau-Taunus-Kreis die Einreichung einer 
Klage beschlossen, um seinen Anspruch aus 
dem § 22 Abs. 4 VerpackG durchzusetzen. 
 
 
Änderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
 
Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der 
Europäischen Union (19/19373) sollen das 
Kreislaufwirtschaftsgesetz sowie das Elektro- 
und Elektronikgerätegesetz mit dem Ziel ge-
ändert werden, die Vorgaben des EU-
Legislativpakets zur Kreislaufwirtschaft um-
zusetzen. Geplant ist zudem, mit dem Entwurf 
Verordnungsermächtigungen zu erlassen, die 
die Umsetzung der Einwegkunststoff-Richt-
linie ermöglichen. Vorgesehen ist u.a. eine 
Obhutspflicht für Produktverantwortliche, die 
künftig dafür sorgen soll, dass retournierte 
Waren nicht mehr aus wirtschaftlichen Grün-
den vernichtet werden dürfen. Darüber hinaus 
werden Recycling-Quoten erhöht und fortge-
schrieben, die Pflicht zur Getrenntsammlung 
gestärkt und die im Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) normierte Produktverantwortung er-
weitert. 
 
Der Entwurf ist vor allem in Detailfragen auf 
Kritik gestoßen. Auch der Bundesrat mahnte 
eine Reihe von Änderungen an. Die Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbän-
de benannte auf Basis der Zulieferungen der 
Landesverbände Kritikpunkte wie die fehlen-
de Planungssicherheit für die kommunalen öf-
fentlichen-rechtlichen Entsorgungsträger (ö-
rE). Hierzu gehört insbesondere das Fehlen 
eines Klagerechts für die örE bei gewerbli-
chen Sammlungen sowie die geplante Aus-
weitung der freiwilligen Rücknahmen. Beide 
Punkte sind geeignet, die Gewichte zwischen 
kommunaler und privatwirtschaftlicher Ab-
fallentsorgung im Kreislaufwirtschaftsgesetz 
einseitig zulasten der öffentlichen-rechtlichen 
Entsorgungsträger zu verschieben. Dies be-

deutet einen Rückschritt für die kommunale 
Daseinsvorsorge. Aus kommunaler Sicht wäre 
es das Beste, zu den Regelungen des Referen-
tenentwurfs des Umweltministeriums (BMU) 
vom August 2019 zurückzukehren. 
 
 
Engpass bei Deponiekapazitäten für Bauschutt 
und Bodenaushub 
 
Wohnungsknappheit und die durch die EZB 
beeinflusste Zins(ertrags)lage bewirken insbe-
sondere in den Ballungszentren eine lebhafte 
Baukonjunktur, die auch durch die Corona-
Krise nur bedingt gebremst wird. Aus (woh-
nungs-)wirtschaftlicher Sicht ist dies unter be-
stimmten Aspekten positiv. Die in großen 
Mengen anfallenden Baustellenabfälle belasten 
allerdings zugleich die Kapazitäten der Depo-
nien für Bauschutt und Bodenaushub. Diese 
sind zwar oftmals als mineralische Massenab-
fälle direkt oder nach einer mechanischen Be-
handlung wieder verwertbar. Auch nicht kon-
taminierter Bodenaushub könnte unmittelbar 
recycelt werden; hier behindern allerdings die 
einschlägigen Vorschriften praxisnahe Lösun-
gen. Hinzu kommt, dass zahlreiche hessische 
Verfüllanlagen in den letzten 20 Jahren ge-
schlossen wurden. Insgesamt ist deshalb fest-
zustellen, dass die Verwertungs- und Deponie-
rungskapazitäten zwischenzeitlich an Grenzen 
stoßen. Hinzu kommt, dass eine auf Bundes-
ebene noch nicht harmonisierte Rechtslage bei 
vielen Beteiligten zur Verunsicherung führt. 
Gleichzeitig fehlt es an innovativen Lösungen 
zur Vermeidung und der Verwertung von 
Erdaushub und Bauschutt sowie dem Einsatz 
von Recyclingbaustoffen.  
 
Das Thema wurde in den Landkreisen vor Ort 
und entsprechend in den HLT-Gremien intensiv 
diskutiert. Insbesondere in Mittelhessen sind die 
Auswirkungen besonders dramatisch, da die 
Deponien im Regierungspräsidium Gießen ver-
stärkt aus dem Rhein-Main-Gebiet angefahren 
werden.  
 
Der HLT hat hierzu mehrere Schreiben an die 
Hessische Ministerin für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz gerichtet.  In ihrer Antwort teilte diese 
mit, dass das Umweltministerium den offen-
sichtlichen Engpass der Deponiekapazitäten 
nun im Rahmen der Fortschreibung des Ab-
fallwirtschaftsplans angehen möchte, damit 



 
67 

neue Kapazitäten, insbesondere zur Entsor-
gung von Bauschutt und Erdaushub, geschaf-
fen werden können. Der Abfallwirtschaftsplan 
ist bis 2021 fortzuschreiben. Die kommunalen 
Spitzenverbände werden in das Verfahren 
einbezogen.  
 
 
  Veterinärwesen 
 
Mehrbelastungen der Landkreise im Bereich 
des Veterinärwesens, der Lebensmittelüber-
wachung und des Verbraucherschutzes  
 
Die Landkreise führen die Aufgaben des Ve-
terinärwesens, der Lebensmittelüberwachung 
und des Verbraucherschutzes als Auftragsan-
gelegenheit des Landes aus. Wie schon in den 
vergangenen Geschäftsberichten ausführlich 
beschrieben, ist die Frage eines adäquaten 
Ausgleichs für die zwischenzeitlich eingetre-
tenen Mehrbelastungen der Landkreise in die-
sen Bereichen allerdings nach wie vor unge-
löst.  
 
Eine besondere Präsenz bekam dies durch das 
Thema „Wilke-Wurst“ im Landkreis Wal-
deck-Frankenberg im Herbst 2019. Das dort 
zuständige Veterinäramt hatte zum 1. Oktober 
die Firma Wilke Wurstwaren geschlossen, 
nachdem Todesfälle auf  Listerienbefall von 
Wilke Produkten zurückgeführt werden konn-
ten. In der Aufarbeitung des Falles erweckte 
das Umweltministerium zunächst den Ein-
druck, dass durch Weisungsrechte seitens der 
Aufsichtsbehörden der Skandal hätte verhin-
dert werden können. Hierzu bekräftigte der 
HLT seine Verbandslinie, dass die Verantwor-
tung für den Fleisch-Skandal nicht auf die 
Landkreise geschoben werden könne, sondern 
dass Land auch hier in die Pflicht zu nehmen 
sei. Gleichzeitig sprach sich der HLT in die-
sem Zusammenhang dafür aus,  dass im Refe-
rentenentwurf für ein zweites Gesetz zur Än-
derung des Gesetzes zum Vollzug von Aufga-
ben auf den Gebieten des Veterinärwesens, 
der Lebensmittelüberwachung und des Ver-
braucherschutzes die Formulierung, dass die 
Aufsichtsbehörden im Ausnahmefall Weisun-
gen an die Landräte und Oberbürgermeister 
erteilen dürfe, beibehalten werde. Bei einer 
wie vom Land gewünschte Streichung dieses 
Ausnahmepassus sei nämlich davon auszuge-
hen, dass das Land eine Fachaufsichtsbehörde 
in bestimmten Fällen anstrebe.  

Dazu fand im Dezember ein Spitzengespräch 
bei Umweltministerin Priska Hinz mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden statt. Hier 
wurde unter anderem die zwingend notwendi-
ge Verbesserung der personellen Ausstattung 
der Veterinärämter thematisiert. Eine verbes-
serte Ausstattung sei zudem auch notwendig, 
um die zuständigen Ämter künftig in die Lage 
zu versetzen, z.B. auch im Fall eines Aus-
bruchs der Afrikanischen Schweinepest (ASP) 
angemessene Bekämpfungsmaßnahmen einlei-
ten zu können. 
 
Seitens des Umweltministeriums wurde in 
Aussicht gestellt, die Fachaufsicht auf Ebene 
der Regierungspräsidien personell zu stärken 
sowie künftig gemeinsame Kontrollen der 
Fachaufsicht mit der örtlichen Behörde statt-
finden zu lassen. Es wurde von Seiten der 
kommunalen Spitzenverbände angemerkt, dass 
es zur Lösung des Problems nicht ausreiche, 
wenn die personelle Ausstattung nur auf Lan-
desebene angehoben werde, da durch die seit 
2005 stattgefundene Kommunalisierung erheb-
liche Mehrbelastungen bei gleichzeitiger unzu-
reichender Personalausstattung auf der örtli-
chen Ebene entstanden seien. Das Ministerium 
verwies dabei auf die laufende Prüfung des 
Landesrechnungshofes, die voraussichtlich im 
Frühjahr 2020 abgeschlossen sein soll. Die Er-
kenntnisse dieser Untersuchung soll Grundlage 
für die weiteren Gespräche mit den kommuna-
len Spitzenverbänden sein und zudem ggf. 
weitere Maßnahmen zur Personalausstattung 
einleiten. Bis zur Erstellung des Berichts lagen 
jedoch die Ergebnisse der Untersuchung noch 
nicht vor. 
 
 
Afrikanische Schweinepest 
 
Die Coronavirus-Pandemie und ihre existenti-
ellen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Auswirkungen hat die Bedrohung durch die 
Afrikanische Schweinepest in den Hintergrund 
treten lassen. Bei der ASP handelt es sich um 
eine schwere Virusinfektion, die ausschließlich 
Schweine (Haus- und Wildschweine) betrifft 
und für diese tödlich ist. Das Hauptverbrei-
tungsgebiet der ASP waren ursprünglich afri-
kanische Länder südlich der Sahara. Vermut-
lich wurde die ASP aus Afrika nach Georgien 
eingeschleppt. Im Juni 2007 wurden die ersten 
ASP-Ausbrüche aus Georgien gemeldet. Als 
Ursache wird die illegale Entsorgung von 
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Speiseabfällen vermutet, die den ASP-Erreger 
enthielten. In der nachfolgenden Zeit breitete 
sich die ASP in Georgien und von dort aus 
immer weiter westwärts aus. Seit dem 
14.11.2019 wurden Fälle von ASP bei Wild-
schweinen auch im Westen Polens etwa 80 
Kilometer von der deutschen-polnischen 
Grenze entfernt registriert. Zwischenzeitlich 
sind die der deutsch-polnischen Grenze am 
Nächsten gelegenen Fundorte verendeter 
Wildschweine nur noch rund 10 Kilometer 
entfernt (Stand: 08.06.2020 / Web-Link: o-
gy.de/vyvo). 
 
Schon Ende 2019 sah es daher zeitweise so 
aus, als würde die ASP, die in den baltischen 
Staaten dazu geführt hat, dass ganze Haus-
schweinebestände gekeult werden mussten, 
zeitnah auch auf Deutschland überspringen. 
Im Fall eines Ausbruchs der ASP wurde mit 
entsprechenden seuchenrechtlichen Schutz-
maßnahmen und mit enormen wirtschaftlichen 
Auswirkungen u.a. aufgrund länger anhalten-
der Quarantänemaßnahmen gerechnet.  
 
Der Wirtschafts- und Planungsausschuss hat 
sich deshalb auch im aktuellen Berichtszeit-
raum fortlaufend über den jeweils aktuellen 
Sachstand zur Afrikanischen Schweinepest 
(ASP) informieren lassen. Festzuhalten ist, 
dass in Hessen eine Bekämpfung der ASP 
schon deshalb schwierig wäre, weil es hier 
große Waldgebiete und zugleich die größte 
Wildschweindichte in Deutschland gibt.  
 
Glücklicherweise ist - möglicherweise auch 
mitbedingt durch die „coronabedingte“  
Schließung der Grenzen - eine weitere Aus-
breitung der ASP zunächst gehemmt worden. 
Ein gleichzeitiges Auftreten von Corona und 
ASP hätte zu noch gravierenderen (wirtschaft-
lichen) Auswirkungen  geführt, als die bereits 
durch „Corona“ eingetretenen.  
 
Letztlich war es dann aber nur eine Frage der 
Zeit, bis Anfang September der erste ASP-
Fall auch in Hessen aufgetreten ist. Die Be-
hörden auf Landes- und Kreisebene sind im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten grundsätzlich 
auf den Ernstfall eingestellt.  
 
 
 
 
 

6. Verkehr / ÖPNV 
 
 
Corona-Pandemie: ÖPNV-Rettungsschirm 
erforderlich 
 
Der Ausbruch der Corona-Pandemie hat auch 
den ÖPNV-Bereich stark getroffen. Angesichts 
von Homeoffice, Betriebs- und Geschäfts-
schließungen fanden deutlich weniger Pendler-
fahrten statt und viele Fahrgäste stiegen aus 
Angst vor einer Infektion auf das Auto um. Mit 
der Schließung der Schulen wurde zudem auch 
der Schülerverkehr zeitweise eingestellt, bzw. 
auf den Ferienfahrplan umgestellt. Die Ver-
kehrsunternehmen verzeichneten einen Fahr-
gastrückgang von 70 bis 90 Prozent. Bundes-
weit werden Verluste von mindestens fünf Mil-
liarden Euro bis zum Ende des Jahres 2020 er-
wartet. Die Verkehrsunternehmen stießen hier-
durch bedingt an ihre wirtschaftlichen Gren-
zen. Auch die Aufgabenträger mit Erlösver-
antwortung („Bruttoverträge“) standen vor 
analogen Problemen. Diese Lage machte es er-
forderlich Vorkehrungen zu treffen, damit es 
nach der Krise noch einen leistungsfähigen 
ÖPNV gibt. Bundes- und Landesseitig wurden 
deshalb zusätzliche öffentliche Mittel zweck-
gebunden für die Bewältigung der finanziellen 
Folgen der Corona-Pandemie im ÖPNV be-
reitgestellt. Die kommunalen Spitzenverbände 
begrüßten dies, denn nur mit den Hilfspaketen 
kann im Interesse der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse und der Erreichung der Kli-
maschutzziele verhindert werden, dass Ver-
kehrsunternehmen und Aufgabenträger aus fi-
nanziellen Gründen Verkehrsleistungen redu-
zieren oder Fahrpreise drastisch erhöhen müs-
sen. 
 
Allerdings erwiesen sich die Rahmenbedin-
gungen nicht zuletzt mit Blick auf das EU-
Beihilferecht als hochkomplex. Problematisch 
war insbesondere, dass die Bundesrahmenrege-
lung als ÖPNV-Rettungsschirm aufgrund der 
Vorgaben der EU-Kommission im Rahmen der 
Notifizierung unmittelbare Leistungen des 
Landes an Verkehrsunternehmen im ÖPNV 
zunächst nur bis 31.08.2020 oder 30.09.2020 
ermöglichen wird (Phase 1). Für den Zeitraum 
danach dürfen finanzielle Mittel an Verkehrs-
unternehmen nur unter voller Beachtung der 
vergabe- und beihilfenrechtlichen Vorgaben 
durch die ÖPNV-Aufgabenträger gewährt 
werden (Phase 2). Der Hessische Landkreistag 
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bemüht sich daher auf Bundes- und Landes-
ebene um Information und Unterstützung der 
Aufgabenträger. Im Zusammenwirken mit 
dem Deutschen Landkreistag wurde den Auf-
gabenträgern ein Handlungsleitfaden zur Ver-
fügung gestellt .  
 
 
Hessisches Mobilitätsfördergesetz 
 
Das Mobilitätsfördergesetz des Landes ist En-
de des vergangenen Berichtszeitraumes in 
Kraft getreten. Seitdem warten die Hessischen 
Landkreise auf die zugehörige Förderrichtlinie 
zum Mobilitätsfördergesetz, denn eine Reihe 
der bisherigen Fördertatbestände, die durch 
das Mobilitätsfördergesetz neu eingeführt 
wurden, sind mangels hinreichender Flexibili-
tät nicht auf die Bedürfnisse des ländlichen 
Raumes angepasst. Die zugesagte „Einheitli-
che Richtlinie zum Mobilitätsfördergesetz“ 
soll das bisherige historisch gewachsene För-
derhandbuch ablösen, an den erforderlichen 
Stellen nachsteuern und mehr Flexibilität auch 
für den ländlichen Raum schaffen. Auf Nach-
frage erklärte das Hessische Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
(HMWEVE), dass die Bearbeitung der Richt-
linie zum Mobilitätsfördergesetz durch die 
Corona-Pandemie und die damit erforderliche 
Änderung der Prioritätensetzung für die So-
fortprogramme gebremst wurde.  
 
 
Einführung eines „Hessenweiten Schülerti-
ckets“ 
 
Zum Schuljahr 2017/18 wurde in Hessen das 
Schülerticket Hessen eingeführt. Eine wesent-
liche Bedingung war, dass sich die vom 
Schulwegkostenträger (SWKT) für die Schü-
lerbeförderung nach § 161 des Hessischen 
Schulgesetzes (HSchG) zu tragenden Kosten 
auch nach Einführung des Schülertickets Hes-
sen unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Tarifentwicklung und der Schülerzahlen 
strukturell nicht verändern sollen. Um dies zu 
gewährleisten, werden zu definierten Stichta-
gen von den SWKT grundlegende Daten zum 
Schülerticket abgefragt, um die Kostenent-
wicklung zu verfolgen. Die Ergebnisse wer-
den in einer Steuerungsgruppe zur Evaluation 
der Entwicklung beraten.  Zwischenzeitlich 
fanden mehrere Sitzungen dieser AG statt. 
Dabei wurde deutlich, dass das Schülerticket 

grundsätzlich erfolgreich am Markt eingeführt 
wurde. 
 
Gegenüber dem Land wurde seitens des HLT 
stets auch auf die Schwachstellen der Konzep-
tion hingewiesen. Aus Landkreissicht liegen 
diese insbesondere z.B. bei den politischen 
Auswirkungen vor Ort: Zum einen hat das 
Schülerticket – wie seitens der kommunalen 
Spitzenverbände vorhergesagt – zu einer Ver-
schiebung der Schülerströme hin zu anderen 
Schulen als der jeweils zuständigen Schule ge-
führt. Zum anderen besteht nach wie vor das 
ebenfalls mehrfach benannte Problem der 
Schülerbeförderungskostenerstattung und hier 
die im Hessischen Schulgesetz festgeschriebe-
ne 3-Kilometer-Erstattungsgrenze. Diese ver-
ursacht aufgrund des Unterschiedes zwischen 
„Erstattung des Schülertickets hier - und weni-
ge Meter weiter in der gleichen Straße keine 
Erstattungsfähigkeit mehr“ Diskussionen und 
kommunalpolitische Auswirkungen vor Ort.  
 
Deshalb wurde in den Beratungen des HLT-
Wirtschafts- und Planungsausschusses ein Mo-
dell wie in Baden-Württemberg als perspekti-
visch besser geeignete Lösung angesehen. Dort 
erhalten alle Schüler ein entsprechendes Ticket 
- allerdings bei vertretbarer Eigenbeteiligung. 
Ein Übergang auf ein solches Modell würde 
auch die seitens des Landes bislang „zemen-
tierte“ Zahl 365 Euro (die bei steigenden Kos-
ten ohnehin angepasst werden müsste) relati-
vieren.  
 
 
Coronabedingte Ausgleiche an Partnerun-
ternehmen im Bereich der Schülerbeförde-
rung 
 
Die Lockdown-bedingte Schließung der Schulen 
hat auch die Schülerbeförderung außerhalb des 
ÖPNV zum Erliegen gebracht. Individuelle Ent-
scheidungen der Landkreise über coronabeding-
te Ausgleiche an Partnerunternehmen wurden 
durch eine Umfrage vorbereitet und unterstützt. 
Generelle, landeseinheitliche Ausgleichszahlun-
gen der Schulträger wurden verbandsseitig im 
Ergebnis mit Hinweis auf die sehr inhomogene, 
individuell gestaltete Vertragslage sowie landes-
seitige Ausgleichsmittel abgelehnt. 
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„i-Kfz“ (internetbasierte Fahrzeugzulas-
sung) - Steigerung der Nutzerzahlen durch 
vereinfachte Authentifizierung 
 
Die Zulassung von Kraftfahrzeugen ist in 
Deutschland vielfach noch ein analoger Vor-
gang. Daher ist es das Ziel der Bundesregie-
rung, das e-Government auch in diesem Be-
reich voranzutreiben und die KFZ-Zulassung 
zu digitalisieren. Damit soll die Fahrzeugzu-
lassung einfacher, bequemer und effizienter 
und Bürger, Unternehmen und die öffentliche 
Verwaltung entlastet werden. Diese Zielset-
zung nebst Begründung ist nachhaltig zu be-
grüßen. Theoretisch können Bürgerinnen und 
Bürger seit dem 01.10.2019 und dem Inkraft-
treten der „Vierten Verordnung zur Änderung 
der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und an-
derer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ 
alle Standardzulassungsvorgänge auch im In-
ternet abwickeln. Rein praktisch weist dieses 
System aber erhebliche Hürden auf, das dazu 
führt, dass nur relativ wenige Bürger die Vor-
teile der Online-Zulassung nutzen (können). 
 
Die Corona-Pandemie hat dies besonders 
deutlich gemacht. Wegen der Pandemie muss-
ten viele Zulassungsstellen vorübergehend für 
den Publikumsverkehr geschlossen werden. 
Auch aktuell ist in vielen Zulassungs-
behörden aufgrund der erforderlichen Hygie-
ne-Vorsorgemaßnahmen noch kein „norma-
ler“ Publikumsverkehr möglich. Dies führt 
ohne ein Verschulden der Zulassungsbehör-
den zu längeren Wartezeiten bzw. zu sog. 
„Zulassungsstaus“. Eine Alternative wäre die 
online-Zulassung, die allerdings nach derzei-
tiger Sichtweise des Hessischen Wirtschafts-
ministeriums zwingend einen Personalausweis 
mit freigeschalteter eID-Funktion (nPA) und 
das erforderliche Lesegerät oder die Aus-
weisApp2 zum Auslesen der eID über ein 
Smartphone voraussetzt. Diese Voraussetzun-
gen werden bei der Mehrzahl der Fahrzeug-
halter nicht erfüllt. Bayern beispielsweise hat 
deshalb eine Ausnahmeregelung geschaffen, 
wonach die Zulassungsstellen in Bayern zu-
nächst befristet die Möglichkeit erhalten, 
Fahrzeughaltern den Zugang zu i-Kfz-
Diensten zu erleichtern, indem das soge-
nannte Authentifizierungs-Vertrauensniveau 
von „hoch“ auf „niedrig“ gesenkt wurde. Dies 
könnte auch für Hessen eine praktikable Lö-
sung sein.  
 

Arbeitsgemeinschaft Nahmobilität Hessen 
(AGNH) 
 
Ziel der AGNH ist, die Nahmobilität in Hessen 
als integralen Bestandteil des gesamten Ver-
kehrssystems umfassend zu fördern. Es sollen 
neue Ideen entwickelt und umgesetzt sowie 
beispielhafte Konzepte bekanntgemacht wer-
den. Zentrales Anliegen ist eine Verbesserung 
der Bedingungen für den Fuß- und Fahrradver-
kehr und deren Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln. Die AGNH versteht sich in die-
sem Zusammenhang als Kompetenznetzwerk, 
in dem sich Vertreter von Kommunen, Ver-
bänden und Organisationen der Mobilität und 
der Wissenschaft gemeinsam für die Belange 
der Nahmobilität einsetzen. Der HLT ist akti-
ves Mitglied der AGNH und im Lenkungskreis 
vertreten.  
 
 
Allianz für Wohnen in Hessen  
 
Die Dynamik des hessischen Wohnungsmarkts 
wird von einer Anzahl äußerer Faktoren be-
stimmt. Hierzu gehört zum einen eine zuzugs-
bedingte, erhöhte Nachfrage insbesondere in 
den Ballungsgebieten. Zum anderen die zuvor 
bereits erwähnte, historisch niedrige Darle-
hens-Zinssituation, sowie eine erhöhte Volati-
lität an den Aktienmärkten. So investieren vie-
le Anleger, insbesondere auch Immobilien-
fonds, aber auch Eigennutzer in Immobilien. 
Kapitalanlagen in Wohnungen werden lang-
fristig als vergleichsweise sicher angesehen. 
Dies hat angesichts eines immer noch knappen 
Angebots sowohl bei Miet- als auch Kaufob-
jekten ein gesteigertes Preisniveau zur Folge, 
das von Normalverdienern in der Regel nicht 
mehr realisierbar ist.  
 
Mit dem Ziel, die Versorgung der Menschen 
mit bezahlbarem und auf ihre Bedürfnisse zu-
geschnittenem Wohnraum in einem attraktiven 
Umfeld sicherzustellen, wurde seitens der 
Landesregierung 2015 die „Allianz für Woh-
nen in Hessen“, ins Leben gerufen. Der HLT 
ist Mitglied des Lenkungsausschusses.  
 
In ihrem im Jahr 2019 vorgestellten und durch 
den Hessischen Landkreistag unterstützten 12-
Punkte-Programm unterbreitet die Allianz für 
Wohnen Vorschläge für alternative Herange-
hensweisen sowie konkrete und praktikable 
Lösungsmöglichkeiten umfasst, die dazu füh-
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ren sollen, die angespannte Situation am 
Wohnungsmarkt zu verbessern. Hierzu gehö-
ren z.B. Vorschläge für modulares, serielles 
Bauen (Aufstockung im Bestand) und eine 
Beschleunigung der Entwicklung von Bau-
land. Darüber hinaus geht es im Wesentlichen 
um eine Nachsteuerung und Verbesserung der 
Förderrichtlinien.  
 
Dies betrifft vor allen die Richtlinie für die 
Förderung des Mietwohnungsbaus und für 
den Erwerb von Belegungsrechten, aber auch 
die Eigentumsförderung, die sich den gleichen 
Herausforderungen gegenüber sieht. Im Be-
richtszeitraum wurden die neuen Richtlinien 
des Landes Hessen für den Erwerb von Bele-
gungsrechten und für die Eigentumsförderung 
beschlossen. Gleiches gilt für die Optimierung 
der Förderbedingungen für Mietwohnraum, 
die ebenfalls kurz vor dem Abschluss steht.  
 
Der Hessische Landkreistag informierte so-
wohl in diesem, als auch im Bereich der 
„Corona-Hilfen“ über die aktuelle Entwick-
lung. So wurde beispielsweise die Wohn-
raumoffensive der Bundesregierung bekannt 
gemacht, die verschiedene Hilfsmaßnahmen 
und Erleichterungen umfasst, die im Themen-
feld Wohnen und Bauen angesichts der 
Corona-Pandemie für Mieter, Wohnungsei-
gentümer und private Vermieter sowie Unter-
nehmen, Soloselbstständige und freie Berufe 
beschlossen wurden. 
 
 
Projekt „Virtuelles Bauamt“ 
 
Sowohl die Metropolregion Rhein-Neckar 
(MRN) als auch das Hessische Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
treiben Projekte für eine Digitalisierung des 
Baugenehmigungsverfahrens voran. MRN fo-
kussiert sich auf ein drei Bundesländer einbe-
ziehendes Modellvorhabens „Kooperatives e-
Government in föderalen Strukturen“ sog. 
„virtuelles Bauamt“. 
 
Beide Initiativen stehen vor dem Hintergrund, 
dass die elektronische Abwicklung von Bau-
genehmigungsverfahren hohe Optimierungs- 
und Synergiepotenziale birgt. Dies gilt sowohl 
hinsichtlich der Schnelligkeit der Antragsbe-
arbeitung, als auch mit Blick auf die Zusam-
menarbeit mit Antragstellern und anderen be-
teiligten Fachämtern. Der Wirtschafts- und 

Planungsausschuss lässt sich regelmäßig über 
den Fortschritt des Programms informieren 
und begleitet den Ansatz des HMWEVW auf 
Fachebene.  
 
 
7. Schule und Kultur 
 
 
Der Bildungsbereich stellt nach Überzeugung 
des Verbandes eine der wichtigsten gesell-
schaftlichen Herausforderungen und zugleich 
eine der grundlegendsten Weichenstellungen 
der Politik für die kommenden Jahre dar. Für 
eine Nation, deren gesellschaftlicher Zusam-
menhalt maßgeblich auch mit wirtschaftlichem 
Wohlstand verbunden ist, der sich aus techno-
logischem Fortschritt und Export entsprechen-
der hochwertiger Produkte speist, ist die Ver-
mittlung von Bildung ein unabdingbarer Faktor 
der Zukunftssicherung. Dies gilt zunehmend 
und insbesondere auch im Bereich der „digita-
len Bildung“.  
 
Zwar sind die Bildungsausgaben insgesamt be-
reits erheblich. Allerdings bedeuten hohe fi-
nanzielle Aufwendungen alleine ebenso wenig 
eine hohe Qualität der Bildung, wie eine um-
fassende technische (IT-)Ausstattung alleine 
nicht zwangsläufig einen breiten Bildungser-
folg garantiert. Entscheidend sind jenseits der 
„Hardware“ die Qualität und die Wege der 
Bildungsvermittlung, d.h. die Professionalität 
und Motivation des Lehrpersonals, deren Aus- 
und Fortbildung und nicht zuletzt eine in sich 
stimmige pädagogische und technische Rah-
menplanung. „Corona“ hat allerdings gezeigt, 
dass Hessens Bildungseinrichtungen noch in 
einem relativ frühen Stadium an der digitalen 
Zukunft arbeiten. Vieles ist gut gemeint – es 
fehlt aber an einer übergreifenden Strategie, 
die eine verbindliche, einheitliche Nutzung der 
Einrichtungen gewährleistet. Viele Staaten 
sind hier deutlich weiter – in Kindergärten, 
Schulen und Universitäten ist daher vieles zu 
überdenken. Sicher ist: wenn Deutschland wei-
termacht wie bisher, wird es der große Verlie-
rer sein.  
 
Gerade auch angesichts der gesellschaftlichen 
Entwicklungen sind die Anstrengungen des-
halb weiter zu intensivieren. So sind die Fall-
zahlen in den Schulen für Erziehungshilfe in 
den letzten Jahren weiter deutlich angestiegen. 
Die Umsetzung der schulischen Inklusion stellt 
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ebenso große Anforderungen an das Bil-
dungssystem, wie die Beschulung von ge-
flüchteten Kindern und Jugendlichen.  
 
 
Novelle des Hessischen Schulgesetzes 
 
Die im vergangenen Berichtszeitraum in Kraft 
getretene Novelle des Hessischen Schulge-
setzes beabsichtigte zumindest eine inhaltliche 
Verbesserung im vorgenannten Sinne. Aller-
dings wurden eine Reihe von konnexitätsrele-
vanten Punkten nicht berücksichtigt, so z.B. 
eine verursachergerechte und dauerhafte Fi-
nanzierung der schulischen Inklusion. Nach 
mehreren Verhandlungsrunden erklärte sich 
das Land „Ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht seitens des Landes hinsichtlich einer 
Konnexitätsrelevanz der vorgenommenen 
Änderungen“ zu einer Vereinbarung bereit. 
Danach stellt das Land den Kommunen ab 
dem Haushalt 2019 pro Jahr 12 Millionen Eu-
ro aus originären Haushaltsmitteln zur Verfü-
gung. Die ersten Beträge wurden zwischen-
zeitlich geleistet.  
 
Nicht berücksichtigt bleibt nach wie vor die 
HLT-Forderung nach einer gesetzlichen Ver-
ankerung einer hälftigen Teilung der Kosten 
der schulischen IT-Ausstattung zwischen Land 
und Schulträgern. Der HLT wird diese Forde-
rung insbesondere auch im Zusammenhang mit 
einer langfristig tragfähigen Finanzierung der 
digitalen Ausstattung der Schulen weiter auf-
rechterhalten. 
  
Eine Initiative der FDP-Landtagsfraktion zur 
Novellierung des Hessischen Schulgesetzes 
(LT-Drs. 20/2666), die eine Festschreibung des 
Umfangs und der Betriebsbereitschaft der IT-
Ausstattung von Schulen zum Ziel hatte, ohne 
aber zugleich eine Kostenausgleichsregelung 
vorzusehen, wurde seitens des HLT abgelehnt. 
 
 
Pakt für den Nachmittag (PfN) 
 
Das regionale Bildungs- und Betreuungsange-
bot des Pakts für den Nachmittag funktioniert 
in den jeweiligen Paktregionen gut, es ist je-
doch (je nach den lokalen Anforderungen) auf 
höchst unterschiedliche Weise individuell aus-
gestaltet. Die Angebote werden in der Regel 
gut bis sehr gut nachgefragt. Das Thema war 
weiter im Schul- und Kulturausschuss präsent.  

„Digitalpakt Schule“   
 
Das Zukunftsthema „Digitale Bildung“ war ein 
wesentlicher Schwerpunkt der Arbeit in der 
vergangenen Berichtsperiode. Dies gilt zum 
einen mit Blick auf den unerwarteten Praxis-
„Stresstest“ aller vorhandenen Systeme im 
Rahmen des durch die Corona-Pandemie er-
forderlichen digitalen Unterrichts. Dieser 
Stresstest einschließlich aller erforderlichen 
Abstimmungen zwischen den Schulträgern und 
dem Hessischen Kultusministerium hat breiten 
Raum eingenommen. Unter dem Strich hat -
und das ist vielleicht auch etwas Gutes an der 
Situation - der äußere Druck dazu geführt, dass 
die Entwicklung deutlich beschleunigt wurde 
und allen Beteiligten die Notwendigkeit vor 
Augen geführt wurde, dass digitale Lehrange-
bote die traditionellen Methoden des Lehren 
und Lernens sehr wohl und gut unterstützen 
können. Hierfür sind weitere Anstrengungen 
erforderlich.  
 
Aus finanzieller Hinsicht führte der auf Bun-
desebene beschlossene „Digialpakt Schule“ 
dazu, dass in Hessen formal rund 372 Mio. Eu-
ro zur Verfügung stehen, die in den kommen-
den fünf Jahren für eine bessere Ausstattung 
der Schulen mit digitaler Technik investiert 
werden können. Das Land erklärte zudem, dass 
die Schulträger und das Land die Digitalpakt-
mittel des Bundes in den kommenden 5 Jahren 
auf 500 Mio. Euro aufstocken werden.  
 
Die hierfür erforderliche Förderrichtlinie wur-
de grundsätzlich in Abstimmung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden in einer ge-
meinsamen Arbeitsgruppe auf den Weg ge-
bracht - auch wenn der HLT einmal mehr da-
rauf hinweisen musste, die rechtzeitige Einbin-
dung der Schulträger in Hessen in alle Planun-
gen und Überlegungen zu berücksichtigen.  
 
Nach wie vor besitzen die beiden Grundforde-
rungen des HLT Gültigkeit:  
 
- Unabdingbar ist, dass seitens des Landes 

nicht nur sichergestellt wird, dass das 
Lehrpersonal so geschult wird, dass es rein 
tatsächlich in der Lage ist, mit der zur Ver-
fügung gestellten Hardware umzugehen. 
Es muss auch einen verbindlichen Rahmen 
geben, der den Einsatz der Technik und 
der erforderlichen Software (Lehrmittel) 
im Unterricht vorgibt. 
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- Erforderlich ist zudem eine Gesetzesände-
rung, die eine anteilige Finanzierung der 
Aufgabe zwischen Land und Schulträgern 
festschreibt. Grund hierfür ist, dass mit 
den für die kommenden fünf Jahre in 
Aussicht gestellten Bundesmitteln Struk-
turen aufgebaut werden, die nach Ablauf 
der Projektphase aufgrund der derzeitigen 
Gesetzeslage des Hessischen Schulgeset-
zes in die alleinige Finanzierungsverant-
wortung der kommunalen Ebene zurück-
fallen würden.  
 
 

Gespräch des HLT-Schul- u. Kulturaus-
schusses mit Staatssekretär Dr. Lösel, 
HKM 
 
Der Schul- und Kulturausschuss hatte in sei-
ner Sitzung vom 13.11.2019 einem informel-
len Austausch mit Herrn Staatssekretär Dr. 
Lösel vom Hessischen Kultusministerium. 
Dabei wurden eine Reihe von aktuellen The-
men mit gemeinsamen inhaltlichen Schnitt-
mengen besprochen. Einen besonderen 
Schwerpunkt stellte die Umsetzung des „Digi-
talPakts Schule Hessen“ dar. Einen weiteren 
Schwerpunkt bildete die hessische Bil-
dungscloud (Schulcloud), auch als Bildungs-
portal bezeichnet. Es wurde deutlich gemacht, 
dass hier sichergestellt werden muss, dass  ein 
einfach nutzbares und auch finanzierbares, vor 
allen Dingen funktionierendes Tool zur Ver-
fügung stehen muss. Dabei wurde u.a. zuge-
sagt, im Rahmen des Aufbaus des landeseige-
nen Schulportals auch die erforderlichen 
Schnittstellen zu den bereits vor Ort bestehen-
den und funktionierenden Lösungen zu schaf-
fen. Hierzu wurden Gespräche mit jedem ein-
zelnen Schulträger verabredet.  
 
 
Umfrage Schulportallösungen der Schul-
träger 
 
In Vorbereitung der Gespräche führte die Ge-
schäftsstelle eine Erhebung zu den bestehen-
den, eigenen Schulportalen der Schulträger 
durch. Die Auswertung der Rückläufe ergab 
ein höchst heterogenes Bild: Etwa die Hälfte 
der Landkreise betreibt keine eigene Schul-
portal-Lösung. Diejenigen Landkreise, die ei-
gene Systeme betreiben, haben sehr unter-
schiedliche technische Ansätze und Anbieter 
gewählt. Einige verwenden mit verschiedener 

Nutzungstiefe des pädagogischen Schulservers 
IServ. Ein weiterer Landkreis bedient sich hier 
des Systems MNSpro. Weitere Kreise empfeh-
len ihren Schulen die Nutzung des HSP (Hes-
sisches SchulPortal). Zudem werden den Schu-
len in diesen Fällen Dienste angeboten, die in 
das Schulportal integrierbar sind bzw. dieses 
ergänzen. Ein weiterer Schulträger setzt das 
System LANIS ein.  
 
Die zu schaffenden Schnittstellen mit dem 
Landessystem müssen auch die technischen 
Voraussetzungen für die Kompatibilität der 
landesseitig an alle Lehrkräfte neu zu verge-
benden Landes-Email-Adressen berücksichti-
gen. Der Hessische Landkreistag setzte sich 
auch hierfür ein.  
 
 
Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung Digi-
talPakt Schule 2019 bis 2024 ("Sofortaus-
stattungsprogramm ") 
 
Bund und Länder schlossen vor dem Hinter-
grund der Corona-Pandemie eine Zusatzver-
einbarung zur Verwaltungsvereinbarung Digi-
talPakt Schule 2019 bis 2024. Anlass war, dass 
für die Mehrzahl der Schülerinnen und Schüler 
Präsenzunterricht in Schulen auf absehbare 
Zeit nur eingeschränkt stattfinden kann und 
durch „gute - auch digitale - Angebote und 
Formate ergänzt werden muss“. Der Bund 
stellte daher zusätzliche 500 Mio. Euro Bun-
desmittel bereit, die nach dem Königsteiner 
Schlüssel auf die Länder verteilt wurden. Er-
gänzend zu den anteiligen 37,2 Mio. Euro, die 
das Land Hessen für den Kauf von Laptops 
und Tablets für Schülerinnen und Schüler er-
hielt, kamen noch einmal 12,8 Mio. Euro aus 
landeseigenen Mitteln hinzu, sodass über das 
Gesetz insgesamt 50 Mio. Euro bereit gestellt 
wurden. Besonderer Fokus des Programms ist, 
aus Sicht der Schulen einen besonderen Bedarf 
bei mobilen Endgeräten auszugleichen, die vor 
dem Hintergrund sozialer Ungleichgewichte 
„das Erreichen der Unterrichtsziele gefähr-
den“. 
 
Die gesetzliche Umsetzung erfolgte mit dem 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein 
Gesetz über ein Corona-Kommunalpaket und 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
digitalen kommunalen Bildungsinfrastruktur 
an hessischen Schulen (Corona-Kommunal-
paket-Gesetz), zu dem der Hessische Land-
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kreistag auf Basis einer Umfrage, sowie ver-
schiedener Gremienbeschlüsse umfassend 
Stellung genommen hat. Dabei wurden zwar 
inhaltlich keine grundsätzlichen Bedenken. Im 
Detail wurde allerdings u.a. eine größtmögli-
che Flexibilität für die Schulträger eingefor-
dert. Wichtig war zudem, Aussagen über för-
derfähige Nebenleistungen (z.B. die in der 
Begründung genannten Support- und Ersatz-
beschaffungskosten, Zubehör usw.) zu erhal-
ten. 
  
Bedauerlich ist, dass die Kommunalen Spit-
zenverbände zwar bis zum Beginn der Som-
merferien in einem intensiven Austausch mit 
dem Land die Rahmenbedingungen für die 
Beschaffung der Geräte sowie deren Ausrei-
chung besprochen hatten, die seitens des Lan-
des avisierten schriftlichen Regelungen aber 
bis deutlich nach Schulbeginn nicht vorlagen. 
Dies führte dazu, dass die Schulträger mit den 
Beschaffungen beginnen und das Risiko ein-
gehen mussten, dass diese eventuell den Re-
gelungen des Landes entgegenstehen und da-
mit förderschädlich wären. Im Sinne der 
Schülerinnen und Schüler insbesondere vor 
dem Hintergrund eines coronabedingt not-
wendigen Lern- und Lehrangebotes für alle 
Schülerinnen und Schüler blieb aber kein an-
derer Weg. 
 
Auf Landesebene hinterlegt wurde zudem, 
dass sich aus dem Programm keine Präjudizie-
rung für mögliche Folgeanforderungen erge-
ben darf. Die Landesregierung kann mithin 
nicht davon ausgehen, dass die Schulträger in 
künftigen Fällen aus eigenen Mitteln für Er-
satzbeschaffungen zur Verfügung stehen. 
Auch dies macht erneut deutlich, dass die 
Forderung des HLT nach einer künftigen, ge-
setzlich geregelten, gemeinsamen 50:50 Fi-
nanzierung des IT-Bereichs an Schulen durch 
Land und Schulträger endlich erfüllt werden 
muss.  
 
 
Medienzentren 
 
Gegenstand der Frühjahrssitzung 2020 des 
Schul- und Kulturausschusses war u.a., wie 
die bisherige Arbeit der 29 hessischen Medi-
enzentren angesichts der Herausforderungen, 
die sich durch die Digitalisierung im allge-
meinen und durch die Digitalpakt Schule im 

Besonderen ergeben, optimiert werden könnte. 
 
Dabei wurde deutlich, dass es hinsichtlich der 
Aufgabenerfüllung offenbar regionale Unter-
schiede und eine heterogene Entwicklung in 
den Landkreisen gibt. Insgesamt wird die Ar-
beit der Medienzentren auch aus Schulträger-
sicht als notwendig angesehen. Die Schulträger 
stehen deshalb grundsätzlich zu den Medien-
zentren. Allerdings ist es angesichts der ge-
wandelten Anforderungen notwendig, die in-
haltliche Ausgestaltung der Aufgaben zu über-
arbeiten und mit Blick auf die Notwendigkei-
ten fortzuentwickeln. Hier sei zu differenzie-
ren.  
 
Der Schul- und Kulturausschuss sieht es in 
diesem Zusammenhang in keiner Hinsicht als 
gesetzte Aufgabe der Schulträger an, (Mit-) 
Verantwortung für die Fortbildung des Lan-
despersonals, d.h. der Lehrkräfte zu überneh-
men. Im Bereich der Beschaffung soll durch 
die Aktivitäten der Medienzentren keine „Pa-
rallelwelt“ zu den Aufgaben der Schulträger 
entstehen. Im Ergebnis bestand daher Einver-
nehmen, dass die Medienzentren nicht selbst 
Beschaffungen durchführen, sondern lediglich 
bei der Beschaffung beraten sollen.  
 
Mit Blick auf die bisherigen Erfahrungen im 
Rahmen der Kommunikation zur Umsetzung 
des DigitalPakts Schule forderte der Schul- 
und Kulturausschuss das Hessische Kultusmi-
nisterium auf, die Schulträger in dem anste-
henden Verfahren zur Überarbeitung der Auf-
gaben der Medienzentren rechtzeitig und voll-
ständig zu informieren. 
 
 
Vereinbarung Verwaltungskräfte an Schu-
len 
 
Mitte März 2020 wurde der Geschäftsstelle 
durch das Hessische Kultusministerium der 
Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung zu 
dem Projekt "Verwaltungskräfte an Schulen" 
zur Prüfung zugeleitet. Ziel des Entwurfes ist, 
dass die Verwaltungskräfte in den Schulsekre-
tariaten gegen einen finanziellen Ausgleich des 
Landes Schulleiterinnen und Schulleiter von 
Verwaltungsaufgaben zu entlasten, damit diese 
Personen sich mit Hilfe der freiwerdenden zeit-
lichen Kapazitäten ihrem pädagogischen und 
konzeptionellen Kerngeschäft widmen können. 
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Der Entwurf wurde den Landkreisen im Rah-
men einer Umfrage zur Bewertung übersandt. 
Auf Grundlage der eingegangenen Stellung-
nahmen wurde eine umfangreiche HLT-
Stellungnahme erarbeitet und der Landesre-
gierung zur Verfügung gestellt. Darin wurde 
eine Reihe von Problemen aufgelistet. Im 
Rahmen einer „coronagemäßen“ Telefonkon-
ferenz mit dem Hessischen Kultusminister 
Prof. Lorz, an der u.a. die Präsidenten der 
kommunalen Spitzenverbände sowie die Ge-
schäftsstellen teilnahmen, wurden die vorge-
tragenen Probleme nochmals beraten und zur 
weiteren Ausarbeitung der Verwaltungsver-
einbarung eine Arbeitsgemeinschaft beschlos-
sen. Der nach mehreren Verhandlungen ge-
fundene Vereinbarungsstand wurde mit den 
Mitgliedern des Schul- und Kulturausschusses 
rückgekoppelt. Insgesamt konnten in einigen 
Bereichen Angleichungen der Positionen er-
reicht werden. Dazu gehören u.a. eine Ein-
grenzung des Kreises des Landespersonals, 
welches Zugriff auf die Schulsekretariate ha-
ben soll (nur Schulleitung i.S. § 87 Abs. 1 
Satz 1 und 4 HSchG), Möglichkeiten der Ein-
grenzung des Volumens/Quantität der Aufga-
benübertragung und Möglichkeiten der Ein-
grenzung der Qualität der Aufgabenübertra-
gung insoweit, als dass durch die Übertragung 
nach Möglichkeit keine Ansprüche auf Hö-
hergruppierung resultieren sollten. Anfang 
September wurde ein vorläufiges Verhand-
lungsergebnis  erzielt, das - nach einer weite-
ren vorbereitenden Umfrage - Gegenstand der 
Herbstsitzung des HLT-Schul- und Kulturaus-
schusses sein wird. Ein konkreter Zeitpunkt 
des Inkrafttretens ist noch nicht absehbar.  
 
 
AG Wiederaufnahme des Schulbetriebs 
(Schuljahr 2020/2021) 
 
Der durch die Corona-Pandemie erforderliche 
Lockdown umfasste auch die hessischen 
Schulen. Die damit einher gehenden tech-
nisch-administrativen Probleme waren enorm. 
Fast noch aufwendiger gestaltete sich jedoch 
aufgrund der erforderlichen Hygienemaßnah-
men die Wiederaufnahme eines eingeschränk-
ten Schulbetriebs kurz vor den Schulferien 
und die Aufnahme eines grundsätzlichen Re-
gelbetriebs nach den Sommerferien. Hierzu 
waren vielfache Abstimmungen zwischen 
dem Hessischen Kultusministerium und den 
Schulträgern erforderlich, die über die Ge-

schäftsstelle kommuniziert wurden. Eigens 
wurde eine wöchentlich tagende Telefonkonfe-
renz gegründet, die Abstimmungen über alle 
mit dem Schulstart verbundenen Problembe-
reiche herbeiführte.  
 
Gegenstand der Beratungen waren u.a. die 
Schülerbeförderung und eine mögliche Staffe-
lung der Schulanfangszeiten zur Vermeidung 
zu eng besetzter Schulbusse (Hygieneabstände) 
oder auch die grundsätzliche Frage der Raum-
luftqualität in Schulräumen (Coranoavirus-
Aerosole/Lüftungsmöglichkeiten/Einsatzmög-
lichkeiten von Aerosolfiltern) usw.. 
 
 
Digitalisierungs-Offensive der Landesregie-
rung 
 
Das Sofortausstattungsprogramm ist Teil der 
Digitalisierungs-Offensive der Landesregie-
rung geworden, die sich darüber hinaus auf 
folgende Hauptfelder konzentriert: „Ausbau 
des Schulportals Hessen mit dem Ziel, dass im 
Schuljahr 2020/2021 alle Schulen in Hessen 
die digitale Lehr- und Lernplattform des Lan-
des nutzen können“, „Bereitstellung von lan-
desweit einheitlichen Dienst-Email-Adressen 
für alle Schulleitungen und Lehrkräfte ein-
schließlich Funktionspostfächern ebenfalls bis 
zum Beginn Schuljahrs“ und „Verstärkter 
Ausbau von digitalen Fortbildungen, insbeson-
dere zum Lernen zu Hause.“ 
 
 
Verlängerung Weiterbildungspakt / VHS 
 
Der 2017 gestartete Weiterbildungspakt wurde 
verlängert. Der zweite Weiterbildungspakt gilt 
von 2021-2025 und hat das Ziel, die Weiterbil-
dungszugänge zu erleichtern und Integration, 
Inklusion, Teilhabe und Chancengerechtigkeit 
nachhaltig zu fördern. Zudem soll die Qualität 
der Angebote durch Fortbildungen der Kurslei-
tenden und der Pädagoginnen und Pädagogen 
in den Einrichtungen gezielt gestärkt werden. 
Für den Weiterbildungspakt stellt das Land 
Hessen zusätzlich zur bisherigen Förderung 
nach dem Hessischen Weiterbildungsgesetz 
insgesamt knapp 13 Mio. Euro für die kom-
menden fünf Jahre zur Verfügung. Zusätzlich 
stellt das Land u.a. den hessischen Volkshoch-
schulen, insgesamt 7,5 Mio. Euro für Projekte 
zur Verfügung. Auch die rechtlich selbststän-
digen beruflichen Schulen können Projektan-
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träge stellen. Das Landeskuratorium für Wei-
terbildung und Lebensbegleitendes Lernen, in 
der auch der Hessische Landkreistag vertreten 
ist, hat die Entwicklung des Weiterbildungs-
pakts aktiv unterstützt und wird weiterhin 
auch die Umsetzung begleiten. 
 
 
„Corona-Schutzschirm“ des Landes für die 
Volkshochschulen 
 
Unabhängig von der vorbeschriebenen grund-
sätzlichen Finanzierungsförderung des Landes 
sind die Volkshochschulen durch die 
coronabedingten Schließungen in erhebliche 
finanzielle Bedrängnis geraten: Das offene 
Programm, aber auch Integrationskurse muss-
ten eingestellt werden, Teilnehmergebühren 
brachen weg. Feste Mitarbeiter mussten in 
Kurzarbeit geschickt werden, mehrere 10.000 
freiberufliche Kurs- und Seminarleiter waren 
ohne Auftrag. Ein Neustart stellte sich als 
schwierig dar, z.B. entsprechen Räume viel-
fach nicht den Mindestabstandsvorgaben und 
machen Kurse unwirtschaftlich. Fixkosten 
bleiben bestehen.  
 
Der Hessische Landkreistag unterstützte des-
halb Forderungen des Hessischen Volkshoch-
schulverbandes gegenüber der Landesregie-
rung. Tenor der HLT-Position war, dass 
Volkshochschulen als Teil der kommunalen 
Daseinsvorsorge einen regional- und struktur-
politischen Entwicklungs- u. Bildungsauftrag 
erfüllen. Sie sind eine Säule des Bildungswe-
sens und ein Garant für kulturelle- u. politi-
sche Bildung, Integration und Teilhabe. Sie 
sind ein Faktor zur Gewährleistung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse.  
 
 
Coronatests für Kreisschulpersonal 
 
Mit Beginn des neuen Schuljahres beschloss 
das Hessische Kultusministerium (HKM)  
für das Lehrpersonal kostenlose Corona-Test-
ungen und handelte hierfür mit der Kassen-
ärztlichen Vereinigung einen Vertrag aus. Das 
einem gleichen Risiko unterliegende Personal 
der Schulträger wurde dabei nicht berücksich-
tigt, eine offensichtlich sinnhafte partner-
schaftliche Abstimmung mit den Schulträgern 
unterblieb. Erst nach mehrfacher, vergeblicher 
Intervention auf HKM-Ebene sagte Herr Mi-
nisterpräsident Bouffier im Rahmen der re-

gelmäßigen Videokonferenzen zu, die Testun-
gen auf alle Mitarbeitenden auszuweiten, die 
„nah am Kind“ arbeiten - also auch das Kreis-
schulpersonal. Dazu wurde seitens der Ge-
schäftsstelle auf Bitte des Ministeriums eine 
Liste der zu testenden Berufsgruppen übermit-
telt. Das HKM informierte nachfolgend die 
staatlichen Schulämter, beschränkte die zu tes-
tenden Berufsgruppen aber absprachewidrig 
auf Schulsekretärinnen und Schulhausmeister. 
Die Korrektur der vorgenannten Information 
des Schreibens erfolgte schließlich mit einer 
Woche Verzug nach Schulstart.  
 
 
Sonstige Arbeitsthemen 
 
Über die zuvor dargestellten Punkte hinaus, 
befasste sich der Verband sowohl im Bereich 
„Bildung“ als auch in den Bereichen Wirt-
schaft, Planung, Umwelt und Verkehr mit einer 
Vielzahl weiterer (Dauer-) Themenstellungen, 
deren detaillierte Darstellung an dieser Stelle 
zu weit führen würde, da hierüber u.a. in zahl-
reichen Rundschreiben informiert wurde. 
  
Lediglich beispielhaft und zur weiteren Illust-
rierung des Themenspektrums seien genannt: 
Durchführung vielfältiger (Blitz-)umfragen zu  
Schulsporthallen/Sportstätten,  der Schülerbe-
treuung im Unterricht, sowie Stellungnahmen 
u.a. zum Schulgesetz, Gaststättengesetz, Ab-
wasserabgabenG, zur Hessischen Bauord-
nung, BedarfsgewerbeVO, Energieverfahrens-
ordnung, LuftverkehrszuständigkeitsVO, Um-
wandlungsgenehmigungsVO, Jagdverordnung 
(Schonzeiten für Jungwaschären), Hochwas-
serschutzrichtlinie, Zählstellen für den Rad-
verkehr, Mobilfunkförderprogramm, Lärmak-
tionspläne nach § 47 BImSchG, Geoinforma-
tions- und GrenzbereinigungsG, Wasserver-
bandshaushaltsverordnung und vieles andere 
mehr.  
 
 
Zusammenarbeit 
 
Fortgeführt wurde im Berichtszeitraum die tra-
ditionell gute Zusammenarbeit z.B. mit dem 
Hessischen Volkshochschulverband, dem MuK 
(Institut für Medienpädagogik und Kommuni-
kation Landesfilmdienst Hessen e.V.), dem 
Hessischen Musikschulverband und weiteren 
Partnern.  
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Mit dem Hessischen Volkshochschulverband 
besteht ein traditioneller, fortlaufender Aus-
tausch. Gute Kontakte bestehen auch zum 
Hessischen Musikschulverband.  
  
Zudem wurde weiter ein intensiver Austausch 
mit Arbeitsgemeinschaften unter dem Dach 
des Hessischen Landkreistages, beispielsweise 
mit der Arbeitsgemeinschaft der Leitungen 
der Ämter für den ländlichen Raum, der AG 
der Schulverwaltungsamtsleitungen, der AG 
der leitenden kommunalen Baubeamten oder 
im Rahmen des Arbeitskreises Informations-
technik und e-Government der kommunalen 
Spitzenverbände in Hessen (AK IT) gepflegt.  
 
Dank gilt nicht zuletzt der AG SOP - Steue-
rung, Organisation und Personal, die in Zeiten 
des Corona-Lockdowns die teils sehr kurzfris-
tig erforderlichen Statusabfragen des Refera-
tes organisatorisch unterstützt hat.  
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Der Hessische Landkreistag und seine Organe 

 
 
 
Dem Hessischen Landkreistag gehören alle 21 hessischen Landkreise sowie - als kooptierte Mit-
glieder - der Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV) und der Sparkassen- und Giroverband Hessen-
Thüringen (SGVHT) an. Die Organe und Gremien des Hessischen Landkreistages setzen sich wie 
folgt zusammen (Stand: 01. Oktober 2020): 
 
 
 
Präsidium  
 
Präsident: Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 
Erster Vizepräsident: Landrat Wolfgang Schuster, Lahn-Dill-Kreis  
Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Horst Hannich, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Wolfgang Männer, Main-Taunus-Kreis 
 
Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Dr. Reinhard Kubat, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis 
Landrat Uwe Schmidt, Landkreis Kassel 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Kreistagsvorsitzende Iris Ruhwedel, Landkreis Waldeck-Frankenberg 
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 
Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Karl-Heinz Funck, Landkreis Gießen 
Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach 
Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau  
Kreistagsvorsitzender Rüdiger Holschuh, Odenwaldkreis 
Kreistagsvorsitzender Gottfried Schneider, Landkreis Bergstraße 
 
Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 
Geschäftsführender Präsident Gerhard Grandke, SGVHT 
 
Ehrenmitglieder 
Landrat a. D. Gerhard Bökel, Staatsminister a. D., Frankfurt  
Landrat a. D. Robert Fischbach, Dautphetal-Holzhausen 
Landrat a. D. Jürgen Hasheider, Bad Hersfeld 
Landrat a. D. Alfred Jakoubek, Roßdorf 
Landrat a. D. Dr. Dietrich Kaßmann, Bensheim 
Landrat a. D. Erich Pipa, Gelnhausen 
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Finanzausschuss  
 
Landrätin Kirsten Fründt, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis  
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 
Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis (Vorsitzender) 
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen  
Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis 
Kreistagsvorsitzende Elisabeth Müller, Lahn-Dill-Kreis 
 
Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis 
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis 
Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau (stv. Vorsitzender) 
Kreisbeigeordneter Karsten Krug, Landkreis Bergstraße  
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis  
 
Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 
 
 

Rechts- und Europaausschuss  
 
Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg (stv. Vorsitzender) 
Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis (Vorsitzender) 
Kreisbeigeordnete (ehrenamtlich) Hannelore Behle, Landkreis Waldeck-Frankenberg 
Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel  
Kreistagsvorsitzender Helmut Herchenhan, Landkreis Fulda 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg  
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 
Erster Kreisbeigeordneter Thorsten Schorr, Hochtaunuskreis 
Kreisbeigeordneter Johannes Baron, Main-Taunus-Kreis 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Wolfram Dette, Lahn-Dill-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  
Kreisbeigeordnete Rosemarie Lück, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Dr. Michael Reuter, Odenwaldkreis 
Kreistagsvorsitzender Dr. Hans Heuser, Vogelsbergkreis  
Kreistagsvorsitzender Gerald Kummer, Landkreis Groß-Gerau  
 
Präsident der Verbandsversammlung Friedel Kopp, LWV Hessen 
Verbandsgeschäftsführer Klaus Reusch, SGVHT 
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Wirtschafts- und Planungsausschuss 
 
Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  
Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Friedrich Schäfer, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Kreistagsvorsitzender Dieter Franz, Werra-Meißner-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Horst Hannich, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis (Vorsitzender) 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen (stv. Vorsitzende) 
Landrat Wolfgang Schuster, Lahn-Dill-Kreis 
Erster Kreisbeigeordneter Jörg Sauer, Landkreis Limburg-Weilburg 
Erster Kreisbeigeordneter Thorsten Schorr, Hochtaunuskreis 
Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße  
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis 
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 
Erste Kreisbeigeordnete Claudia Jäger, Landkreis Offenbach 
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  
Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis  
Kreistagsvorsitzende Dagmar Wucherpfennig, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
 
 
Gesundheitsausschuss  
 
Landrätin Kirsten Fründt, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Erster Kreisbeigeordneter Frederik Schmitt, Landkreis Fulda  
Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Rainer Wallmann, Werra-Meißner-Kreis 
 
Erster Kreisbeigeordneter Jörg Sauer, Landkreis Limburg-Weilburg 
Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  
Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  
Kreisbeigeordnete Karin Hechler, Hochtaunuskreis  
Kreisbeigeordnete Madlen Overdick, Main-Taunus-Kreis  
Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen  
Kreisbeigeordnete (ehrenamtlich) Monika Merkert, Rheingau-Taunus-Kreis 
 
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis  
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (stv. Vorsitzender) 
Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg (Vorsitzender) 
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 
Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  
Erste Kreisbeigeordnete Diana Stolz, Landkreis Bergstraße  
 
Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 
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Sozialausschuss  
 
Landrat Stefan Reuß,Werra-Meißner-Kreis 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda (stv. Vorsitzender) 
Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis  
Erste Kreisbeigeordnete Elke Künholz, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  
Kreistagsvorsitzende Iris Ruhwedel, Landkreis Waldeck-Frankenberg 
Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis  
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg 
Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  
Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  
Kreisbeigeordneter Johannes Baron, Main-Taunus-Kreis  
Kreisbeigeordnete Katrin Hechler, Hochtaunuskreis 
Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen 
 
Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis (Vorsitzender) 
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 
Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  
Kreisbeigeordnete Rosemarie Lück, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter Karsten Krug, Landkreis Bergstraße  
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Michael Vetter, Odenwaldkreis 
 
Erster Beigeordneter Dr. Andreas Jürgens, LWV Hessen 
 
 
Schul- und Kulturausschuss  
 
Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 
Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Dr. Reinhard Kubat, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis 
Landrat Uwe Schmidt, Landkreis Kassel 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 
Erste Kreisbeigeordnete Dr. Christiane Schmahl, Landkreis Gießen (stv. Vorsitzende)  
Kreisbeigeordneter Winfried Ottmann, Main-Kinzig-Kreis  
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Rainer Scholl, Rheingau-Taunus-Kreis  
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Heinz Schreiber, Lahn-Dill-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Joachim Veyhelmann, Landkreis Limburg-Weilburg  
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis  
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (Vorsitzender) 
Landrat Jan Weckler, Wetteraukreis  
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau 
Erster Kreisbeigeordneter Robert Ahrnt, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Erster Kreisbeigeordneter Oliver Grobeis, Odenwaldkrei 
 
Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 
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Bezirksversammlungen 
 

Nord: Vorsitzender:   Landrat Schmidt, Landkreis Kassel 
 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Woide, Landkreis Fulda  
 Stellv. Vorsitzender: Kreistagsvorsitzender Güttler, Landkreis Kassel 
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Fulda Woide, Bernd Herchenhan, Helmut  Schmitt, Frederik  

Hersfeld-Rotenburg Koch, Dr. Michael Hannich, Horst Künholz, Elke  

Kassel Schmidt, Uwe Güttler, Andreas Siebert, Andreas   

Marburg-Biedenkopf Fründt, Kirsten Ruffert, Detlef  Zachow, Marian   

Schwalm-Eder-Kreis Becker, Winfried Kreutzmann, Michael Kaufmann, Jürgen  

Waldeck-Frankenberg Dr. Kubat, Reinhard  Ruhwedel, Iris  Frese, Karl-Friedrich  

Werra-Meißner-Kreis Reuß, Stefan Franz, Dieter  Wallmann, Dr. Rainer   

 
 

Mitte: Vorsitzender:   Landrätin Schneider, Landkreis Gießen  
 Stellv. Vorsitzender: Landrat Krebs, Hochtaunuskreis 
 Stellv. Vorsitzende: Kreistagsvorsitzende Müller, Lahn-Dill-Kreis 
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Gießen Schneider, Anita  Funck, Karl-Heinz  Schmahl,  
Dr. Christiane 

Stock, Hans-Peter  

Hochtaunuskreis Krebs, Ulrich Banzer, Jürgen  Schorr, Thorsten Hechler, Katrin 

Lahn-Dill-Kreis Schuster, Wolfgang Müller, Elisabeth Esch, Roland  Aurand, Stephan  

Limburg-Weilburg Köberle, Michael Veyhelmann, Joachim Sauer, Jörg   

Main-Kinzig-Kreis Stolz, Thorsten  Ullrich, Carsten  Simmler, Susanne  Ottmann, Winfried  

Main-Taunus-Kreis Cyriax, Michael  Männer, Wolfgang  N.N Baron, Johannes  

Overdick, Madlen  

Rheingau-Taunus-Kr. Kilian, Frank  Willsch, Klaus-Peter   N.N.   

 
 

Süd: Vorsitzender:   Landrat Will, Groß-Gerau  
 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Quilling, Landkreis Offenbach  
 Stellv. Vorsitzender:  Kreistagsvorsitzender Schneider, Landkreis Bergstraße  
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Bergstraße Engelhardt, Christian Schneider, Gottfried Stolz, Diana  Krug, Karsten  

Darmstadt-Dieburg Schellhaas, K. Peter Wucherpfennig,  
Dagmar 

Ahrnt, Robert  Lück, Rosemarie  

Groß-Gerau Will, Thomas  Kummer, Gerald  Astheimer, Walter  

Odenwaldkreis Matiaske, Frank Holschuh, Rüdiger Grobeis, Oliver   

Offenbach Quilling, Oliver  Abeln, Bernd  Jäger, Claudia  Müller, Carsten 

Vogelsbergkreis Görig, Manfred Heuser, Dr. Hans  Mischak, Dr. Jens  

Wetteraukreis Weckler, Jan  Häuser, Armin  Becker-Bösch, Stepha-
nie  

Walther, Matthias  
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Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  
 

 
Landkreis 
 

 
Kreistagsvorsitzende/r 

Bergstraße Schneider, Gottfried  

Darmstadt-Dieburg Wucherpfennig, Dagmar  

Groß-Gerau Kummer, Gerald (MdL) 

Hochtaunuskreis Banzer, Jürgen (MdL) (stv. Vorsitzender)  

Main-Kinzig-Kreis Ullrich, Carsten (Bgm.) 

Main-Taunus-Kreis Männer, Wolfgang  

Odenwaldkreis Holschuh, Rüdiger (Vorsitzender) 

Offenbach Abeln, Bernd  

Rheingau-Taunus-Kreis Willsch, Klaus-Peter (MdB) 

Wetteraukreis Häuser, Armin 

Gießen Funck, Karl-Heinz  

Lahn-Dill-Kreis Müller, Elisabeth 

Limburg-Weilburg Veyhelmann, Joachim (MdL) 
 

Marburg-Biedenkopf Ruffert, Detlef  

Vogelsbergkreis Heuser, Dr. Hans   

Fulda Herchenhan, Helmut  

Hersfeld-Rotenburg Hannich, Horst 

Kassel Güttler, Andreas 

Schwalm-Eder-Kreis Kreutzmann, Michael 

Waldeck-Frankenberg Ruhwedel, Iris  

Werra-Meißner-Kreis 

LWV Hessen  

Franz, Dieter 

Kopp, Friedel (Präsident der Verbandsversamm-
lung)  
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Geschäftsstelle des Hessischen Landkreistages 
(Stand: 01.10.2020) 
 
 
 
 
 
 
Geschäftsführung: Herr Prof. Dr. habil. Jan Hilligardt (Geschäftsf. Direktor) 

Herr Matthias Drexelius (Direktor) 
 
 
Referate:   Herr Tim Ruder 
    Herr Daniel Rühl 
    Herr Robert Stark 
    Herr Lorenz Wobbe 
 
 
Sachgebiete:   Herr Cornel Ahlers (Referent)  

Frau Christiane Gasser 
    Frau Brigitte Hißnauer (Referentin)  

Frau Anne Monreal-Horn (Referentin) 
Frau Melanie Ries-Knauer 
Frau Cordula Schwarzmeier (Referentin)  
Frau Dr. Tatjana Teschner (Referentin)  
Herr Felix Würfel (Referent) 
 
Herr Benjamin Maser (Referent / OZG-Koordinierungsstelle) 
Herr Christopher Roos (Referent / OZG-Koordinierungsstelle) 

 
 
Sekretariate:   Frau Gabriele Kemnitz 
    Frau Barbara Racke 
    Frau Patricia Rehn 
    Frau Yvonne Welcher 
    Frau Antje Zipfel  
 
 
Poststelle:   Herr Erik Kropp  
 
 
 
Sitz der Geschäftsstelle: Frankfurter Straße 2 
    65189 Wiesbaden 
 
    Telefon: 06 11/17 06-0 
    Telefax: 06 11/17 06-27 

E-mail-Zentrale: info@hlt.de 
Internet: www.hlt.de 
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10

Rechnungsjahr Land Hessen hessische Gemeinden/Gv.

1991 54,0 46,0

1992 54,3 45,7

1993 53,5 46,5

1994 53,3 46,7

1995 54,4 45,6

1996 53,6 46,4

1997 52,9 47,1

1998 52,9 47,1

1999 52,1 47,9

2000 52,1 47,9

2001 51,9 48,1

2002 53,5 46,5

2003 54,6 45,4

2004 52,4 47,6

2005 52,6 47,4

2006 51,3 48,7

2007 50,7 49,3

2008 50,5 49,5

2009 50,8 49,2

2010 51,0 49,0

2011 53,5 46,5

2012 52,5 47,5

2013 53,5 46,5

2014 53,2 46,8

2015 53,2 46,8

2016 54,8 45,2

2017 51,8 48,2

2018 52,2 47,8

2019 51,8 48,2

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen

Anteile von Land und Gemeinden/Gemeindeverbände an den in Hessen 
verbleibenden Steuereinnahmen *)

- in % -

*) Nach LFA, GU, KFA-Steuerverbund (periodengerecht), Grunderwerbsteuerzuweisungen und 
Kompensationsleistungen für die Verluste der Kommunen durch die Neuordnung des Familienleistungsausgleichs unter 
Berücksichtigung der Spitzabrechnung der Folgekosten der Deutschen Einheit bis 2006.
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12

Jahr Insgesamt Veränd. im Kommunalen Veränd. außerhalb Veränd. Anteil
(%) Finanzausgleich (%) des KFA (%) %

1990 2.729,9 5,4 2.044,6 4,4 685,3 8,5 25,1

1991 3.009,3 10,2 2.177,8 6,5 831,5 21,3 27,6

1992 3.371,0 12,0 2.415,4 10,9 955,7 14,9 28,3

1993 3.582,0 6,3 2.536,8 5,0 1.045,2 9,4 29,2

1994 3.584,8 0,1 2.452,9 -3,3 1.131,9 8,3 31,6

1995 3.616,2 0,9 2.503,8 2,1 1.112,4 -1,7 30,8

1996 3.584,8 -0,9 2.361,7 -5,7 1.223,1 10,0 34,1

1997 3.492,6 -2,6 2.452,6 3,8 1.040,1 -15,0 29,8

1998 3.307,0 -5,3 2.426,2 -1,1 450,3 -56,7 13,6

1999 3.416,6 3,3 2.553,1 5,2 441,5 -2,0 12,9

2000 3.413,5 -0,1 2.630,3 3,0 400,4 -9,3 11,7

2001 3.415,1 0,0 2.698,2 2,6 716,9 79,0 21,0

2002 3.417,1 0,1 2.692,6 -0,2 724,5 1,1 21,2

2003 3.488,9 2,1 2.695,1 0,1 793,8 9,6 22,8

2004 3.133,3 -10,2 2.407,2 -10,7 726,1 -8,5 23,2

2005 3.480,4 11,1 2.454,3 2,0 1.026,1 41,3 29,5

2006 3.690,0 6,0 2.547,9 3,8 1.142,0 11,3 30,9

2007 4.452,6 20,7 3.211,5 26,0 1.241,1 8,7 27,9

2008 4.422,0 -0,7 3.278,1 2,1 1.144,5 -7,8 25,9

2009 4.433,6 0,3 3.271,7 -0,2 1.161,9 1,5 26,2

2010 4.121,0 -7,1 2.846,9 -13,0 1.274,1 9,7 30,9

2011 1) 4.800,5 16,5 3.220,6 13,1 1.579,9 24,0 32,9

2012 4.954,4 3,2 3.591,5 11,5 1.362,9 -13,7 27,5

2013 5.459,9 10,2 3.820,5 6,4 1.639,4 20,3 30,0

2014 5.453,0 -0,1 4.037,9 5,7 1.415,1 -13,7 26,0

2015 5.863,0 7,5 4.108,5 1,7 1.754,5 24,0 29,9

2016 6.654,1 13,5 4.307,5 4,8 2.346,6 33,7 35,3

2017 7.653,3 15,0 4.586,8 6,5 3.066,5 30,7 40,1

2018 7.949,1 3,9 4.973,2 8,4 2.975,9 -3,0 37,4

2019 8.068,7 1,5 5.211,0 4,8 2.857,7 -4,0 35,4

2020 Soll 9.244,3 14,6 5.998,7 15,1 3.245,6 13,6 35,1

1) Ohne Schlaglochprogramm in Höhe von 80 Mio. Euro.

Quellen: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse. 
Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA. 

in Mio €

davon

Leistungen des Landes an die hessischen Kommunen und Zweckverbände seit 1990

1) 
) 

1) 
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1) Ohne Schlaglochprogramm in Höhe von 80 Mio. Euro.
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2019
Ist

2020
Soll

02 01 - 633 00  011 Zuw. An Gemeinden für Behördenrufnummer 115
02 06 - 633 01  019 Maßnahmen zur Stärkung des Ehrenamts iRd Aktionsplans zur Integration von 

Flüchtlingen
469.980 25.000

02 06 - 883 01  692 Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur 856.240 58.350.000

03 01 - 633 00  011 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des Landrats 
sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung; Erstattung von 
Wahlkosten; Kriegsgräberfürsorge 

42.336.375 34.565.000

03 01 - 883 00  045 Videoüberwachung bei Kommunen 599.569 2.880.000
03 05 - 883 01  322 Sonderprogramm "Hallenbäder für Hessen" 700.600 0

03 14 - 633 00  012 Rücklage zum pauschalen Ausgleich der Kosten bei der Einführung von 
wiederkehrenden Straßenbeiträgen 2.401.566 2.585.000

03 15 - 633 00  045
Erstattung für Aufwendungen der Notunterkünfte für die Jahre 2015 u. 2016 
erstattet (2018: Endabrechnung). 2020: 20 Teuro für Hessen-Förderung 
(Rückführung)

5.998.383 20.000

03 16 - 613 00  820 An den Fiskus abzuführende Überschüsse aus der Pfandverwertung von 
Pfandleihehäusern, die vom Land vereinnahmt und unmittelbar an den örtlichen 
Träger der Sozialhilfe wieder ausgezahlt werden (durchlaufende Posten).

10.627 5.000

03 16 - 633 00  045 Anteil aus den Einnahmen für Rotlichtverstöße, Geschwindigkeitsverstöße sowie 
verbotswidriges Telefonieren

4.387.134 5.001.000

03 18 - 633 00  044 Zahlung an den Magistrat der Stadt Marburg für das 
Jugendfeuerwehrausbildungszentrum im Marburg

7.012 0

03 19 - 633 11  044 Mitgliedsbeiträge, Unfallfürsorge und andere Zuwendungen 102.959 583.000
03 19 - 883 11  044 Zuwendungen für Feuerwehrfahrzeuge und Feuerwehrhäuser sowie Förderung der 

Endgeräte für den Digitalfunk aus den Brandschutzmitteln
8.885.489 13.218.200

03 81 - 633 00  042 Personalkostenerstattung für Abordnung an das Präsidium für Technik, Logistik, und 
Verwaltung (PTLV)

35.000 0

04 02 - 633 02  152 Förderpro. 7: Zuweisungen an öff. Träger von Weiterbildungseinrichtungen (VHS) 4.970.512 4.200.500
04 59 - 633 00  129 Zuweisung an Gemeinden und Gemeindeverbände (Schulträger) 72.479.655 50.066.700
04 71 - 633 00  129 sog. Schülercent (zur Beschaffung von Medien) 1.234.860 1.442.400

05 05 - 633 00  056 Ausgleichszahlungen JVA Hünfeld 250.000 250.000

07 01 - 633 00  729 Verbandsumlage Rhein-Neckar für die Regionalplanung 100.000 100.000
07 05 - 633 03  422 Aufgaben der Landesplanung und -entwicklung 103.405 0
07 05 - 633 06  652 Landestourismusmarketing 0 1.125.000
07 05 - 633 07  692 FP 38 - Regionale Wirtschaftsförderung (nicht investiv) 29.080 5.400
07 05 - 633 08  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 99.980 2.448.600
07 05 - 633 09  000 Förderprodukt 27 Flurneuordnung 44.803 0
07 05 - 883 02  422 FP 21 - Länderübergreifende Regionalmanagementaktivitäten 360.350 285.000
07 05 - 883 03  521 FP 27 - Flurneuordnung   1.990.326 564.000
07 05 - 883 06  692 FP 18 Gemeinschaftsaufgabe "Regionale Wirtschaftsstruktur"  

FP 31 EU-RWB-EFRE 2007-2013  
FP 37 Wirtschaftsnahe Infrastrukturförderung
ab 2014: FP 32 - EU-RWB EFRE 2014-2020

4.675.116 23.642.200

07 05 - 883 10  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 111.385 5.483.900
07 05 - 887 03  652 Ausbau der touristischen Infrastruktur (EFRE) 54.900 0
07 10 - 633 02  253 Qualifizierung von Beschäftigten in KMU 330.889 0
07 15 - 633 01  729 FP 65 Verkehrssicherheit und Unfallforschung 35.700 1.625.300
07 15 - 633 03  750 Maßnahmen zum aktiven Schallschutz u. Verlagerung von Flugbewegungen auf 

andere Verkehrsmittel (Flughafen Ffm)
675.500 2.250.000

07 15 - 883 01  729 FP 65 Verkehrssicherheit und Unfallforschung (investive Ausgaben) 1.076.935 578.700
07 15 - 883 02  741 Förderung von Maßnahmen nach dem Mobilitätsfördergesetz FP 68 (Investive 

Maßnahmen ÖPNV) und GVFG Bundesprogramm FP 72
0 72.400.500

07 15 - 883 03  750 Fördermaßnahmen aus FP 75: Baulicher Schallschutz und Klimatisierung in stark 
fluglärmbelasteten Gebieten

3.784.343 4.781.000

07 15 - 883 04  724 Förderung von Maßnahmen nach dem Mobilitäts-fördergesetz FP 68 (Investive 
Maßnahmen KSB und E-Plus)

13.300 51.599.500

07 15 - 887 01  741 Förderprodukt 73 Elektromobilität 15.100 0
07 20 - 633 00  729 Pauschale Erstattung an Gemeinden aufgrund von Vereinbarungen im Rahmen der 

Unterhaltung von Landesstraßen sowie Zuweisungen an Gemeinden/-verbände für 
autofreie Sonntage u.ä.

2.118.035 844.000

07 25 - 633 01  423 Programme Ab-in-die-Mitte, Nachhaltiges Wohnumfeld und Modellvorhaben bzw. 
Wettbewerbe (FP 91, 92 bzw. FP 86)

642.381 670.000

07 25 - 633 02  411 FP 88, Modellvorhaben/Wettbewerbe und Erstellen qualifizierter Mietspiegel 0 1.250.000
07 25 - 833 01  423 Mittel für die Städtebauförderprogramme (FP 92) 39.994.745 79.443.300
07 25 - 883 02  411  FP 89, Zinszuschuss Wohnrauminvestitions-programm FP  0 2.503.000

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
Es werden Zahlungen für die Jahre 2019 "Ist" und 2020 "Soll" dargestellt, da das Jahr 2021 "Soll" bei der Abfassung des Geschäftsbericht noch nicht vorlag. 

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2019
Ist

2020
Soll

08 05 - 633 03  237 Unterhaltsvorschussgesetz 100.185.581 99.600.000

08 05 - 633 04  287 Leistungen an Flüchtlinge 293.261.868 296.106.900

08 05 - 633 09  314 Rettungswesen 1.212.737 1.350.000

08 05 - 633 12  219 Konnexitätszahlungen an die Kommunen 3.990.400 4.050.000

08 05 - 633 13  235 Leistungen der Jugendhilfe SGB VIII (unbegleitete minderjährige Flüchtlinge) 227.961.865 221.666.100

08 05 - 633 14  246 Erstattungsleistungen für die vorläufige Unterbringung von Spätaussiedlern 1.541.700 1.582.200

08 05 - 633 23  314 Familienplanung und Sexualberatung u. Schwangerschaftskonfliktberatung 1.071 0
08 05 - 633 25  314 Maßnahmen zur Abwehr von Infektionsgefahren 179.000 1.525.000

08 05 - 637 11  236 Kostenerstattung für Schwangerschaftsabbrüche 2.949.148 3.200.000
08 06 - 633 01  153 Bürgerschaftliches Engagement im sozialen Bereich einschließlich Hospizarbeit 227.125 400.000

08 06 - 633 11  236 Kommunalisierung sozialer Hilfen 23.325.700 23.325.700

08 06 - 633 13  235 Offene Altenhilfe 75.000 8.000
08 06 - 633 14  235 Förderung von ambulanten Versorgungskonzepten und -strukturen 0 500.000

08 06 - 633 21  266 Sondermaßnahmen der Jugendhilfe 22.681 50.000
08 06 - 633 22  261 Maßnahmen der internationalen Jugendarbeit 41.933 100.000

08 06 - 633 24  263 Familienpolitische Offensive 0 20.000

08 06 - 633 25  270 Initiativen für Kinder und Familien 425.530 2.225.000

08 06 - 633 26  314 Maßnahmen der Suchthilfe 72.000 400.000
08 06 - 633 27  314 Früherkennung 124.365 1.200.000

08 06 - 633 34  246 Sprachförderung im Kindergartenalter 1.742.140 3.024.100

08 06 - 633 42  253 Perspektivbudget für Ausbildung und Arbeit 184.200 0
08 06 - 633 43  259 Arbeitsmarktbudget 758.808 0
08 06 - 633 44  253 Ausbildungs- u. Qualifizierungsbudget 32.417.139 0
08 06 - 633 46  314 Medizinische Versorgung insbes. des ländlichen Raums 1.435.216 3.980.000
08 06 - 633 47  265 Hilfen zur Erziehung und Eingliederung 161.647 0
08 06 - 633 49  263 Bundesinitiative Netzwerk, Frühe Hilfen und Familienhebammen 3.227.320 3.263.300
08 06 - 633 50  263 Kinderschutz, Prävention und Frühe Hilfen in Hessen 265.126 1.085.000
08 06 - 633 51  270 Frühkindliche Bildung, Erziehung u. Betreuung 5.554.778 5.585.800
08 06 - 633 52  290 Förderung von Integrationsmaßnahmen für dauerhaft u. rechtmäßig in Hessen 

lebende Zuwanderer (Landesprogramm WIR - Wegweisende Integrationsansätze 
Realisieren)

5.284.433 0

08 06 - 633 54  290 Hessischer Aktionsplan für Akzeptanz und Vielfalt 24.631 0
08 06 - 633 56  236 Landesprogramm "Förderung von Gemeinwesenarbeit in Stadtteilen/Quartieren mit 

besonderen sozialen u. integrationspolitischen Herausforderungen"
3.716.701 5.850.000

08 06 - 633 58  235 Förderung von Maßnahmen zur Flüchtlingsbetreuung und -integration 0 450.000
08 06 - 633 60  253 Arbeitswelt Hessen 0 26.700.000
08 06 - 633 62  236 Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und Ausgleich von sozialen 

Benachteiligungen
0 80.000

08 06 - 633 64  290 Antidiskriminierung 0 200.000
08 06 - 883 51 270 Frühkindliche Bildung, Erziehung u. Betreuung 621.485 1.000.000
08 06 - 883 55 270 Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2015 - 2018 7.156.747 0

08 06 - 883 57 270 Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2017 - 2020 22.929.945 23.007.000

08 07 - 633 02  312 Verwaltungskostenerstattung MRV 109.324.445 113.750.000

08 07 - 633 06  244 Sicherung und Betreuung jüdischer Friedhöfe 1.109.659 1.140.100

08 07 - 633 10  314 Hilfe für psychisch kranke Menschen 2.542.242 3.200.000
Epl	08	Gesamt 854.054.368 849.624.200

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
Es werden Zahlungen für die Jahre 2019 "Ist" und 2020 "Soll" dargestellt, da das Jahr 2021 "Soll" bei der Abfassung des Geschäftsbericht noch nicht vorlag. 

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2019
Ist

2020
Soll

09 13 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des Landrats 
sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

27.889.179 27.889.400

09 15 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des Landrats 
sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

18.172.400 18.221.600

09 21 - 633 01  332 Maßnahmen des Umwelt- u. Naturschutzes 1.154.936 3.438.000
09 21 - 637 01  332 Erhaltung und Verbesserung Gewässergüte 242.000 0
09 21 - 883 01  332 Erhaltung und Verbesserung der Wassergüte / Erhaltung und Wiederherstellung 

naturnaher Gewässer
544.597 1.847.300

09 22 - 883 01  332 Ersatzmaßnahmen von Gemeinden und Gemeindeverbänden 417.718 400.000
09 22 - 883 03  531 Zuschüsse zur Förderung von Aufforstungen und Rekultivierung von 

Landschaftsschäden
0 50.000

09 22 - 883 04  521 Agrarstruktur und ländlicher Raum 528.808 0
09 22 - 887 01  332 Zuschüsse für Investitionen an den Naturpark Kellerwald-Edersee 0 150.000
09 23 - 633 02  522 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 4.260 200.000
09 23 - 883 01  521 FP 24 Dorf- und Regionalentwicklung 4.824.386 23.825.000
09 23 - 883 02  522 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 49.420 0
09 23 - 883 04  642 Energetische und stoffliche Nutzung nachwachsender Rohstoffe (FP 28) 69.728 0
Epl	09	Gesamt 53.897.431 76.021.300

15 02 - 633 07  134 Musikakademien 5.167.000 4.895.000
15 02 - 883 01 165 Baukostenfinanzierung documenta-Institut 0 506.000
15 37 - 633 00  188 Museumszentrum Lorsch 62.886 88.900
15 50 - 633 01  183 Stadtmuseum Wiesbaden 95.000 595.000
15 50 - 633 02  181 Bad Hersfelder Festspiele und Internationale Maifestspiele Wiesbaden 1.027.000 853.000
15 50 - 633 03  187 Projektförderungen im Bereich Literatur und Film 10.000 0
15 50 - 633 04  187 Projektförderungen im Bereich Brauchtum und Regionale Kulturförderung, 

Kulturkoffer 83.069 0

15 50 - 883 00  195 Denkmalschutz und -pflege 1.155.666 0
15 50 - 883 02  187 Komplementärfinanzierung des Bundesinvestitionsprogramms UNESCO-

Welterbestätten (Empfänger: Kommunen)
363.695 0

Epl	15	Gesamt 7.964.316 6.937.900

17 01 - 613 02  820 Ausgleichszahlungen Familienleistungsausgleich zugunsten der Kommunen 246.000.000 246.000.000
17 01 - 623 01  820 Schuldendiensthilfen	an	Gemeinden	und	Gemeindeverbände	im	Rahmen	des	

Kommunalen	Schutzschirms
115.319.947 114.500.000

17 01 - 633 01  820 Zuweisungen aus der Spielbankabgabe im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

7.273.933 4.500.000

17 01 - 633 02  820 Zuweisungen aus den zusätzlichen Leistungen im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

8.605.290 6.200.000

17 01 - 883 02 692 Zuweisungen für Schuldendienst im Rahmen der Investitionsprogramme von Bund 
und Land

66.412.863 68.290.000

17 03 - 883 01  692 Zuweisungen aus dem Sondervermögen "Kommunalinvestitionsförderungsfonds" 
des Bundes

41.804.332 221.252.000

17 03 - 833 02  692 Zuweisungen im Rahmen des Landesprogramms "KIPG" 52.725 940.000
17 03 - 833 03  692 Zuweisungen im Rahmen des Wohnungsbauprogramms "KIPG" 4.684.328 10.750.000
17 03 - 833 04  692 Zuweisungen im Rahmen des Krankenhausprogramms "KIPG" 177.402 3.105.000
17 03 - 883 05  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen (Bundesmittel) 0 900.000

17 03 - 883 06  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen 
(Komplementärmittel des Landes für Kommunen)

0 52.719.700

17 18 - 633 01  018 Erstattung anteiliger Versorgungsbezüge an Gemeinden und Gemeindeverbände 4.675.918 4.000.000
17 50 - 633 01  282 Zuweisungen an kreisfreie Städte, Landkreise und den Landeswohlfahrtsverband 

Hessen für die Grundsicherung	im	Alter
642.560.555 680.000.000

17 50 - 633 02  252 Zuweisungen an kreisfreie Städte und Landkreise zu Unterkunfts- und 
Heizungskosten im Rahmen der Grundsicherung	für	Arbeitsuchende

540.739.459 475.000.000

17 52 - 883 01  741 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse (Bundesprogramm)

370.721 0

17 52 - 883 02  741 Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse  (Landesprogramm)

61.113.000 0

Epl	17	Gesamt 1.739.790.474 1.888.156.700

GESAMT 2.857.688.822 3.245.581.300

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
Es werden Zahlungen für die Jahre 2019 "Ist" und 2020 "Soll" dargestellt, da das Jahr 2021 "Soll" bei der Abfassung des Geschäftsbericht noch nicht vorlag. 

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2019
Ist

2020
Soll

09 13 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des Landrats 
sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

27.889.179 27.889.400

09 15 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des Landrats 
sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

18.172.400 18.221.600

09 21 - 633 01  332 Maßnahmen des Umwelt- u. Naturschutzes 1.154.936 3.438.000
09 21 - 637 01  332 Erhaltung und Verbesserung Gewässergüte 242.000 0
09 21 - 883 01  332 Erhaltung und Verbesserung der Wassergüte / Erhaltung und Wiederherstellung 

naturnaher Gewässer
544.597 1.847.300

09 22 - 883 01  332 Ersatzmaßnahmen von Gemeinden und Gemeindeverbänden 417.718 400.000
09 22 - 883 03  531 Zuschüsse zur Förderung von Aufforstungen und Rekultivierung von 

Landschaftsschäden
0 50.000

09 22 - 883 04  521 Agrarstruktur und ländlicher Raum 528.808 0
09 22 - 887 01  332 Zuschüsse für Investitionen an den Naturpark Kellerwald-Edersee 0 150.000
09 23 - 633 02  522 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 4.260 200.000
09 23 - 883 01  521 FP 24 Dorf- und Regionalentwicklung 4.824.386 23.825.000
09 23 - 883 02  522 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 49.420 0
09 23 - 883 04  642 Energetische und stoffliche Nutzung nachwachsender Rohstoffe (FP 28) 69.728 0
Epl	09	Gesamt 53.897.431 76.021.300

15 02 - 633 07  134 Musikakademien 5.167.000 4.895.000
15 02 - 883 01 165 Baukostenfinanzierung documenta-Institut 0 506.000
15 37 - 633 00  188 Museumszentrum Lorsch 62.886 88.900
15 50 - 633 01  183 Stadtmuseum Wiesbaden 95.000 595.000
15 50 - 633 02  181 Bad Hersfelder Festspiele und Internationale Maifestspiele Wiesbaden 1.027.000 853.000
15 50 - 633 03  187 Projektförderungen im Bereich Literatur und Film 10.000 0
15 50 - 633 04  187 Projektförderungen im Bereich Brauchtum und Regionale Kulturförderung, 

Kulturkoffer 83.069 0

15 50 - 883 00  195 Denkmalschutz und -pflege 1.155.666 0
15 50 - 883 02  187 Komplementärfinanzierung des Bundesinvestitionsprogramms UNESCO-

Welterbestätten (Empfänger: Kommunen)
363.695 0

Epl	15	Gesamt 7.964.316 6.937.900

17 01 - 613 02  820 Ausgleichszahlungen Familienleistungsausgleich zugunsten der Kommunen 246.000.000 246.000.000
17 01 - 623 01  820 Schuldendiensthilfen	an	Gemeinden	und	Gemeindeverbände	im	Rahmen	des	

Kommunalen	Schutzschirms
115.319.947 114.500.000

17 01 - 633 01  820 Zuweisungen aus der Spielbankabgabe im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

7.273.933 4.500.000

17 01 - 633 02  820 Zuweisungen aus den zusätzlichen Leistungen im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

8.605.290 6.200.000

17 01 - 883 02 692 Zuweisungen für Schuldendienst im Rahmen der Investitionsprogramme von Bund 
und Land

66.412.863 68.290.000

17 03 - 883 01  692 Zuweisungen aus dem Sondervermögen "Kommunalinvestitionsförderungsfonds" 
des Bundes

41.804.332 221.252.000

17 03 - 833 02  692 Zuweisungen im Rahmen des Landesprogramms "KIPG" 52.725 940.000
17 03 - 833 03  692 Zuweisungen im Rahmen des Wohnungsbauprogramms "KIPG" 4.684.328 10.750.000
17 03 - 833 04  692 Zuweisungen im Rahmen des Krankenhausprogramms "KIPG" 177.402 3.105.000
17 03 - 883 05  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen (Bundesmittel) 0 900.000

17 03 - 883 06  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen 
(Komplementärmittel des Landes für Kommunen)

0 52.719.700

17 18 - 633 01  018 Erstattung anteiliger Versorgungsbezüge an Gemeinden und Gemeindeverbände 4.675.918 4.000.000
17 50 - 633 01  282 Zuweisungen an kreisfreie Städte, Landkreise und den Landeswohlfahrtsverband 

Hessen für die Grundsicherung	im	Alter
642.560.555 680.000.000

17 50 - 633 02  252 Zuweisungen an kreisfreie Städte und Landkreise zu Unterkunfts- und 
Heizungskosten im Rahmen der Grundsicherung	für	Arbeitsuchende

540.739.459 475.000.000

17 52 - 883 01  741 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse (Bundesprogramm)

370.721 0

17 52 - 883 02  741 Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse  (Landesprogramm)

61.113.000 0

Epl	17	Gesamt 1.739.790.474 1.888.156.700

GESAMT 2.857.688.822 3.245.581.300

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
Es werden Zahlungen für die Jahre 2019 "Ist" und 2020 "Soll" dargestellt, da das Jahr 2021 "Soll" bei der Abfassung des Geschäftsbericht noch nicht vorlag. 

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA
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Jahr bis 2015 Verbundanteil*, Gesamtschlüsselmasse
ab 2016 KFA-Ausgleichs- inkl. Allg. Finanzzuweisung

volumen insgesamt an den LWV Hessen
Jahr T € T € T € %

1991 2.071.249         1.296.057         502.208       38,75

1992 2.265.739         1.383.045         534.433       38,64

1993 2.351.796         1.581.687         562.455       35,56

1994 2.330.366         1.387.592         561.098       40,44

1995 2.342.548         1.398.406         565.767       40,46

1996 2.306.591         1.382.048         559.149       40,46

1997 2.371.423         1.455.955         561.208       38,55

1998 2.343.967         1.399.521         510.131       36,45

1999 2.396.118         1.453.620         523.303       36

2000 2.546.643         1.535.413         515.899       33,6

2001 2.504.921         1.626.875         530.908       32,63

2002 2.607.100         1.642.240         535.923       32,63

2003 2.473.630         1.602.966         523.105       32,63

2004 2.485.700         1.309.801         427.181       32,61

2005 2.470.150         1.354.696         442.086       32,63

2006 2.464.630         1.421.210         463.792       32,63

2007 2.755.310         1.663.230         542.772       32,63

2008 3.046.580         1.910.055         623.320       32,63

2009 2.901.740         1.852.812         604.639       32,63

2010 2.634.600         1.479.112         481.528       32,56

2011 2.811.600         1.764.461         579.385       32,84

2012 3.202.188         2.118.398         691.310       32,63

2013 3.319.063         2.320.646         725.476       31,26

2014 3.443.805         2.424.736         796.421       32,85

2015 3.536.613         2.509.291         824.371       32,85

2016 4.367.547         3.161.565         996.492       31,52

2017 4.586.756         3.351.082         1.101.836       32,88

2018 4.274.492         3.491.545         1.170.302       33,52

2019 4.457.337         3.601.266         1.202.720       33,40

2020 4.773.247         4.002.865         1.249.320       31,21

* bis 2000 22,9 v. H.; 2001 bis 2015 23,0 v.H.
Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse. 

Steuerverbundmasse (unbereinigt)

davon Landkreise
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Steuerverbundmasse (unbereinigt)

davon Landkreise
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Verbundanteil (22,9 v.H.; 2001 - 2015 23,0 v.H.), ab 2016 KFA-Ausgleichsvolumen insges.  in T €Gesamtschlüsselmasse in T €Anteil Landkreise in T €Anteil Landkreise in Prozent
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Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €
1 2 3 4 5

1991 841,9 408,5 1.250,4 2.227,3

1992 923,6 479,3 1.402,9 2.501,2

1993 1.352,1 504,3 1.856,4 2.946,2

1994 1.569,1 522,4 2.091,4 3.136,3

1995 1.624,8 500,8 2.125,6 3.199,3

1996 1.566,5 482,6 2.049,1 3.207,7

1997 1.475,7 481,5 1.957,3 3.178,0

1998 1.422,7 499,1 1.921,8 3.173,4

1999 1.390,4 577,6 1.968,0 3.326,0

2000 1.403,9 576,1 1.980,0 3.468,0

2001 1.410,6 567,7 1.978,3 3.369,5

2002 1.447,9 562,7 2.010,6 3.550,1

2003 1.522,8 582,2 2.105,0 3.527,7

2004 1.554,4 586,5 2.140,9 3.595,3

2005 2.071,6 627,9 2.699,5 4.396,8

2006 2.293,5 624,2 2.917,7 4.871,0

2007 2.240,8 631,3 2.872,1 4.434,8

2008 2.233,1 615,5 2.848,6 4.548,6

2009 2.378,0 647,9 3.025,8 4.710,8

2010 2.438,5 709,3 3.147,8 4.896,8

2011 2.420,3 736,7 3.157,0 4.972,8

2012 2.562,2 755,7 3.317,9 5.154,3

2013 2.686,5 788,8 3.475,3 5.432,3

2014 2.837,3 788,2 3.625,5 5.561,4

2015 3.038,6 821,0 3.859,6 5.838,2

2016 3.578,4 822,0 4.400,4 6.373,2

2017 3.629,8 851,8 4.481,6 6.523,4

2018 3.641,7 923,1 4.564,8 6.738,0

Zuwachs 1991-2018 2.799,8 514,6 3.314,4 4.510,7

Anteil Aufwendungen soziale Sicherung an Ausgaben Verwaltungshaushalt

Haus-
halts-
jahr

Ausgaben für 
Soziales LWV-Umlage

Aufwendungen 
soziale 

Sicherung

Ausgaben 
Verwaltungs-
haushalt ohne 

Abdeckung 
Altfehlbeträge

38

%
6

56,14

56,09

63,01

66,69

66,44

63,88

61,59

60,56

59,17

57,09

58,71

56,64

59,67

59,55

61,40

59,90

64,76

62,62

64,23

64,28

63,49

64,37

63,97

65,19

66,11

69,05

68,70

67,75

Anteil Aufwendungen soziale Sicherung an Ausgaben Verwaltungshaushalt

Anteil 
Aufwendungen 

soziale Sicherung 
an Ausgaben 
Verwaltungs-

haushalt
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1.1 1.2 1.3 2.1 2.2 2.3

Landkreis

zum zum zum zum zum zum

31.12.19 31.12.19 31.12.19 31.12.20 31.12.20 31.12.20

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 14.433.731 9.197.500 0 8.861.574 2.836.857 4.657.900

Darmstadt-Dieburg 19.586.256 36.814.523 25.000.000 12.773.794 1.534.632 45.000.000

Groß-Gerau 13.995.618 2.714.154 22.014.361 15.806.200 7.075.100 20.000.000

Hochtaunus 18.184.842 24.311.009 0 11.371.062 1.641.593 20.000.000

Main-Kinzig 41.449.004 9.127.609 0 15.085.274 3.888.579 30.000.000

Main-Taunus 13.281.744 10.900.310 0 -3.673.026 -2.819.077 20.000.000

Odenwaldkreis 701.504 3.599.920 0 29.829 -440.277 0

Offenbach 19.064.300 10.233.284 2.790.000 14.394.784 16.259.331 80.000.000

Rheingau-Taunus 10.479.148 6.205.677 0 3.592.520 621.700 10.000.000

Wetterau 31.083.302 20.509.501 0 11.181.579 6.226.483 26.083.727 €

Reg.Bez.Darmstadt 182.259.451 133.613.488 49.804.361 89.423.590 36.824.921 255.741.627

Gießen 15.032.401 9.217.237 0 5.190.249 76.730 25.000.000

Lahn-Dill 22.471.798 20.539.619 14.394.702 8.730.572 -2.456.569 20.000.000

Limburg-Weilburg 10.950.414 781.025 0 4.802.910 1.368.927 0

Marburg-Biedenkopf 9.128.414 -2.785.704 0 270.790 1.273.252 15.000.000

Vogelsberg 2.148.410 6.031.015 0 171.980 157.720 20.000.000

Reg.Bez. Gießen 59.731.437 33.783.192 14.394.702 19.166.501 420.060 80.000.000

Fulda 22.055.415 33.668.371 0 544.700 10.301.556 0

Hersfeld-Rotenburg 7.990.069 6.109.186 0 4.108.366 -2.510.151 2.500.000

Kassel      16.856.648 12.626.545 0 7.005.621 3.555.325 10.000.000

Schwalm-Eder 11.494.524 8.518.733 0 2.195.249 81.765 0

Waldeck-Frankenberg 9.000.000 16.359.734 0 1.919.990 1.015.005 30.000.000

Werra-Meißner  5.023.255 2.498.622 2.597.381 4.202.956 344.493 8.000.000

Reg.Bez. Kassel 72.419.911 79.781.191 2.597.381 19.976.882 12.787.993 50.500.000

Land Hessen 314.410.798 247.177.870 66.796.444 128.566.973 50.032.974 386.241.627

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und  2020

Gesamtergebnis-
rechnung 

Gesamtergebnis

Gesamtfinanzrechnung 
Saldo / 

Innenfinanzierungskraft 
Verbindlichkeiten aus 

Liquiditätskrediten
 haushalt  

Gesamtergebnis
Gesamtfinanzhaushalt Saldo /  

Innenfinanzierungskraft 
Erwartete Verbindlichkeiten 

aus Liquiditätskrediten

Gesamtergebnis-  
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3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8

Landkreis

Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage
Sonderstatusstädte Sonderstatusstädte

mit Schulträgerschaft mit Schulträgerschaft

2019 2019 2019 2019 2020 2020 2020 2020
in % in % in % in % in % in % in % in %

Bergstraße 31,15 20,57 51,72 31,15 20,57 51,72

Darmstadt-Dieburg 35,53 17,92 53,45 36,10 17,35 53,45

Groß-Gerau 36,54 17,90 54,44 41,31 36,54 18,80 55,34 41,31

Hochtaunus            *1 36,99 18,12 55,11 36,79 18,32 55,11

Main-Kinzig 35,97 15,00 50,97 38,30 34,97 15,50 50,47 37,30

Main-Taunus 33,85 15,15 49,00 31,90 15,10 47,00

Odenwaldkreis 33,49 19,66 53,15 33,49 19,66 53,15

Offenbach 32,47 20,19 52,66 32,47 18,41 50,88

Rheingau-Taunus 29,00 20,60 49,60 29,00 19,80 48,80

Wetterau 35,26 14,47 49,73 33,26 14,55 47,81

Reg.Bez.Darmstadt 34,03 17,96 51,98 39,81 33,57 17,81 51,37 39,31

Gießen 34,50 17,00 51,50 36,17 34,50 17,00 51,50 36,17

Lahn-Dill               *2 37,30 16,07 53,37 36,95 14,55 51,50

Limburg-Weilburg 33,10 17,90 51,00 32,80 17,70 50,50

Marburg-Biedenkopf 30,11 20,25 50,36 36,68 30,11 20,25 50,36 36,68

Vogelsberg 33,96 20,30 54,26 35,18 19,58 54,76

Reg.Bez. Gießen 33,79 18,30 52,10 36,43 33,91 17,82 51,72 36,43

Fulda 30,57 17,50 48,07 35,55 30,57 17,50 48,07 35,55

Hersfeld-Rotenburg 33,86 16,59 50,45 34,08 16,43 50,51

Kassel      32,38 21,47 53,85 30,90 21,30 52,20

Schwalm-Eder 30,40 16,50 46,90 29,90 18,00 47,90

Waldeck-Frankenberg 29,91 17,50 47,41 29,91 17,00 46,91

Werra-Meißner  34,19 16,33 50,52 34,19 15,70 49,89

Reg.Bez. Kassel 31,89 17,65 49,53 36,55 31,59 17,66 49,25 36,55

Land Hessen 33,36 17,95 51,31 37,60 33,08 17,77 50,85 37,40

*1 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 31,60 % (2019) bzw. 31,25 % (2020)   
*2 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 34,77 % (2019) bzw. 34,42 % (2020)   

Hebesatz Hebesatz

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 20203.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8

Landkreis

Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage
Sonderstatusstädte Sonderstatusstädte

mit Schulträgerschaft mit Schulträgerschaft

2019 2019 2019 2019 2020 2020 2020 2020
in % in % in % in % in % in % in % in %

Bergstraße 31,15 20,57 51,72 31,15 20,57 51,72

Darmstadt-Dieburg 35,53 17,92 53,45 36,10 17,35 53,45

Groß-Gerau 36,54 17,90 54,44 41,31 36,54 18,80 55,34 41,31

Hochtaunus            *1 36,99 18,12 55,11 36,79 18,32 55,11

Main-Kinzig 35,97 15,00 50,97 38,30 34,97 15,50 50,47 37,30

Main-Taunus 33,85 15,15 49,00 31,90 15,10 47,00

Odenwaldkreis 33,49 19,66 53,15 33,49 19,66 53,15

Offenbach 32,47 20,19 52,66 32,47 18,41 50,88

Rheingau-Taunus 29,00 20,60 49,60 29,00 19,80 48,80

Wetterau 35,26 14,47 49,73 33,26 14,55 47,81

Reg.Bez.Darmstadt 34,03 17,96 51,98 39,81 33,57 17,81 51,37 39,31

Gießen 34,50 17,00 51,50 36,17 34,50 17,00 51,50 36,17

Lahn-Dill               *2 37,30 16,07 53,37 36,95 14,55 51,50

Limburg-Weilburg 33,10 17,90 51,00 32,80 17,70 50,50

Marburg-Biedenkopf 30,11 20,25 50,36 36,68 30,11 20,25 50,36 36,68

Vogelsberg 33,96 20,30 54,26 35,18 19,58 54,76

Reg.Bez. Gießen 33,79 18,30 52,10 36,43 33,91 17,82 51,72 36,43

Fulda 30,57 17,50 48,07 35,55 30,57 17,50 48,07 35,55

Hersfeld-Rotenburg 33,86 16,59 50,45 34,08 16,43 50,51

Kassel      32,38 21,47 53,85 30,90 21,30 52,20

Schwalm-Eder 30,40 16,50 46,90 29,90 18,00 47,90

Waldeck-Frankenberg 29,91 17,50 47,41 29,91 17,00 46,91

Werra-Meißner  34,19 16,33 50,52 34,19 15,70 49,89

Reg.Bez. Kassel 31,89 17,65 49,53 36,55 31,59 17,66 49,25 36,55

Land Hessen 33,36 17,95 51,31 37,60 33,08 17,77 50,85 37,40

*1 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 31,60 % (2019) bzw. 31,25 % (2020)   
*2 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 34,77 % (2019) bzw. 34,42 % (2020)   

Hebesatz Hebesatz

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020
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4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020
in % in %

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 102.376.200 100.008.300 17.857.300 21.956.650 51.501.100 48.756.000 42.842.930 51.977.600 73,35 74,89

Darmstadt-Dieburg 118.475.088 133.054.027 25.775.180 31.371.687 56.293.959 54.459.088 49.514.594 53.696.702 72,42 75,79

Groß-Gerau 123.787.200 131.938.600 29.320.664 36.533.500 54.536.592 52.519.500 32.556.455 28.930.400 72,59 71,24

Hochtaunus  100.220.573 102.010.374 19.087.822 21.305.598 53.073.932 50.758.758 25.309.928 32.166.499 70,24 71,84

Main-Kinzig 167.318.375 192.528.368 39.016.017 47.350.000 84.736.382 81.369.976 39.783.055 50.211.852 66,47 75,70

Main-Taunus 111.986.425 118.240.403 17.866.418 22.955.029 59.031.445 55.137.100 32.171.322 34.980.304 77,13 82,74

Odenwaldkreis 35.517.653 35.037.032 9.333.676 9.756.183 17.898.588 17.245.030 15.276.581 18.965.049 68,86 69,18

Offenbach 153.131.164 164.724.072 43.387.760 42.623.878 72.149.698 70.555.000 55.287.894 56.458.632 78,87 79,44

Rheingau-Taunus 69.588.823 74.402.389 13.101.282 15.812.144 35.653.596 34.407.950 31.504.922 34.686.894 80,13 82,26

Wetterau 137.772.823 142.969.960 24.703.358 29.057.883 57.714.300 56.337.705 36.876.231 41.649.938 76,28 79,72

Reg.Bez.Darmstadt 1.120.174.324 1.194.913.525 239.449.477 278.722.552 542.589.592 521.546.107 361.123.913 403.723.870 73,63 76,28

Gießen 121.271.479 135.198.130 30.472.813 36.031.871 53.554.573 50.899.000 31.744.651 33.752.714 78,71 82,71

Lahn-Dill 112.864.266 118.086.043 19.449.312 27.442.908 50.018.202 48.823.360 23.424.328 24.828.341 69,01 69,76

Limburg-Weilburg 70.299.986 75.190.378 15.636.351 16.753.162 31.843.238 30.182.852 19.895.187 22.677.111 70,21 73,88

Marburg-Biedenkopf 106.469.142 112.591.427 20.273.209 21.573.728 50.792.006 50.325.000 21.267.135 26.285.054 76,43 79,31

Vogelsberg 42.810.259 47.306.730 7.115.301 9.832.080 19.648.470 18.672.800 23.464.112 24.047.390 79,33 80,52

Reg.Bez. Gießen 453.715.132 488.372.708 92.946.987 111.633.749 205.856.489 198.903.012 119.795.414 131.590.610 74,74 77,23

Fulda 75.315.388 88.690.840 6.056.071 16.419.964 43.859.652 42.012.000 20.113.189 27.264.326 63,00 73,22

Hersfeld-Rotenburg 44.933.244 50.068.087 6.025.151 9.552.427 22.830.792 21.432.663 23.090.470 24.537.066 72,24 77,58

Kassel      96.518.061 100.013.806 14.390.160 16.292.020 42.936.683 41.441.083 32.236.817 35.235.551 74,79 77,14

Schwalm-Eder 61.075.521 66.129.737 9.442.349 9.694.270 32.961.384 31.151.700 23.243.264 22.753.540 67,17 69,79

Waldeck-Frankenberg 53.280.572 65.051.111 6.537.000 10.715.984 29.925.572 28.153.700 17.360.000 17.065.445 62,09 69,27

Werra-Meißner  42.390.977 46.379.564 7.549.762 8.633.595 18.593.564 17.669.575 13.789.880 14.045.198 72,40 73,56

Reg.Bez. Kassel 373.513.763 416.333.145 50.000.493 71.308.260 191.107.647 181.860.721 129.833.620 140.901.126 68,62 73,43

Land Hessen 1.947.403.219 2.099.619.378 382.396.956 461.664.562 939.553.728 902.309.840 610.752.947 676.215.606 72,46 75,69

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 und 
06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II

incl. LWV-Umlage

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020

davon
Zuschussbedarf

4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020
in % in %

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 102.376.200 100.008.300 17.857.300 21.956.650 51.501.100 48.756.000 42.842.930 51.977.600 73,35 74,89

Darmstadt-Dieburg 118.475.088 133.054.027 25.775.180 31.371.687 56.293.959 54.459.088 49.514.594 53.696.702 72,42 75,79

Groß-Gerau 123.787.200 131.938.600 29.320.664 36.533.500 54.536.592 52.519.500 32.556.455 28.930.400 72,59 71,24

Hochtaunus  100.220.573 102.010.374 19.087.822 21.305.598 53.073.932 50.758.758 25.309.928 32.166.499 70,24 71,84

Main-Kinzig 167.318.375 192.528.368 39.016.017 47.350.000 84.736.382 81.369.976 39.783.055 50.211.852 66,47 75,70

Main-Taunus 111.986.425 118.240.403 17.866.418 22.955.029 59.031.445 55.137.100 32.171.322 34.980.304 77,13 82,74

Odenwaldkreis 35.517.653 35.037.032 9.333.676 9.756.183 17.898.588 17.245.030 15.276.581 18.965.049 68,86 69,18

Offenbach 153.131.164 164.724.072 43.387.760 42.623.878 72.149.698 70.555.000 55.287.894 56.458.632 78,87 79,44

Rheingau-Taunus 69.588.823 74.402.389 13.101.282 15.812.144 35.653.596 34.407.950 31.504.922 34.686.894 80,13 82,26

Wetterau 137.772.823 142.969.960 24.703.358 29.057.883 57.714.300 56.337.705 36.876.231 41.649.938 76,28 79,72

Reg.Bez.Darmstadt 1.120.174.324 1.194.913.525 239.449.477 278.722.552 542.589.592 521.546.107 361.123.913 403.723.870 73,63 76,28

Gießen 121.271.479 135.198.130 30.472.813 36.031.871 53.554.573 50.899.000 31.744.651 33.752.714 78,71 82,71

Lahn-Dill 112.864.266 118.086.043 19.449.312 27.442.908 50.018.202 48.823.360 23.424.328 24.828.341 69,01 69,76

Limburg-Weilburg 70.299.986 75.190.378 15.636.351 16.753.162 31.843.238 30.182.852 19.895.187 22.677.111 70,21 73,88

Marburg-Biedenkopf 106.469.142 112.591.427 20.273.209 21.573.728 50.792.006 50.325.000 21.267.135 26.285.054 76,43 79,31

Vogelsberg 42.810.259 47.306.730 7.115.301 9.832.080 19.648.470 18.672.800 23.464.112 24.047.390 79,33 80,52

Reg.Bez. Gießen 453.715.132 488.372.708 92.946.987 111.633.749 205.856.489 198.903.012 119.795.414 131.590.610 74,74 77,23

Fulda 75.315.388 88.690.840 6.056.071 16.419.964 43.859.652 42.012.000 20.113.189 27.264.326 63,00 73,22

Hersfeld-Rotenburg 44.933.244 50.068.087 6.025.151 9.552.427 22.830.792 21.432.663 23.090.470 24.537.066 72,24 77,58

Kassel      96.518.061 100.013.806 14.390.160 16.292.020 42.936.683 41.441.083 32.236.817 35.235.551 74,79 77,14

Schwalm-Eder 61.075.521 66.129.737 9.442.349 9.694.270 32.961.384 31.151.700 23.243.264 22.753.540 67,17 69,79

Waldeck-Frankenberg 53.280.572 65.051.111 6.537.000 10.715.984 29.925.572 28.153.700 17.360.000 17.065.445 62,09 69,27

Werra-Meißner  42.390.977 46.379.564 7.549.762 8.633.595 18.593.564 17.669.575 13.789.880 14.045.198 72,40 73,56

Reg.Bez. Kassel 373.513.763 416.333.145 50.000.493 71.308.260 191.107.647 181.860.721 129.833.620 140.901.126 68,62 73,43

Land Hessen 1.947.403.219 2.099.619.378 382.396.956 461.664.562 939.553.728 902.309.840 610.752.947 676.215.606 72,46 75,69

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 und 
06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II

incl. LWV-Umlage

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020

davon
Zuschussbedarf

6 7.1 7.2 7.3 7.4 7.5 7.6

Landkreis Einwohnerzahl

30.09.19 insgesamt je Einw. insgesamt je Einw. insgesamt je Einw.
gem. HSL

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 270.339 41.826.537 154,72 0 0,00 128.912.475 476,85

Darmstadt-Dieburg 298.108 132.171.051 443,37 25.000.000 83,86 504.242.800 1.691,48

Groß-Gerau 275.806 217.118.152 787,21 22.014.361 79,82 12.245.818 44,40

Hochtaunus 237.223 598.885.467 2.524,57 0 0,00 223.142.701 940,65

Main-Kinzig 420.793 211.177.260 501,86 0 0,00 111.995.634 266,15

Main-Taunus 238.513 366.155.437 1.535,16 0 0,00 109.456.928 458,91

Odenwaldkreis 96.804 20.309.334 209,80 0 0,00 111.804.000 1.154,95

Offenbach 355.644 375.241.145 1.055,10 2.790.000 7,84 18.104.000 50,90

Rheingau-Taunus 187.379 78.240.822 417,55 0 0,00 52.621.000 280,83

Wetterau 307.892 153.235.895 497,69 0 0,00 17.506.540 56,86

Reg.Bez.Darmstadt 2.688.501 2.194.361.100 816,20 49.804.361 18,52 1.290.031.896 479,83

Gießen 269.455 95.319.755 353,75 0 0,00 5.057.000 18,77

Lahn-Dill 253.710 305.529.175 1.204,25 14.394.702 56,74 79.564.780 313,61

Limburg-Weilburg 172.314 32.572.831 189,03 0 0,00 157.464.200 913,82

Marburg-Biedenkopf 246.814 86.814.001 351,74 0 0,00 11.773.721 47,70

Vogelsberg 105.835 56.293.917 531,90 0 0,00 14.000.391 132,29

Reg.Bez. Gießen 1.048.128 576.529.678 550,06 14.394.702 13,73 267.860.092 255,56

Fulda 223.014 87.857.093 393,95 0 0,00 1.512.054 6,78

Hersfeld-Rotenburg 120.757 98.490.328 815,61 0 0,00 101.000.000 836,39

Kassel      237.032 107.371.875 452,98 0 0,00 27.506.756 116,05

Schwalm-Eder 179.967 87.050.233 483,70 0 0,00 0 0,00

Waldeck-Frankenberg 156.659 175.843.977 1.122,46 0 0,00 34.515.992 220,33

Werra-Meißner  100.628 68.668.567 682,40 2.597.381 25,81 347.142 3,45

Reg.Bez. Kassel 1.018.057 625.282.072 614,19 2.597.381 2,55 164.881.944 161,96

Land Hessen 4.754.686 3.396.172.851 714,28 66.796.444 14,05 1.722.773.932 362,33

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2018 und 2019

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für 
Investitionen gem. Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 
gem. Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung, der ant. Schulden im 

Rahmen von Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden sowie ant. Schulden im 

Rahmen der Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

zum Ende 2019 zum Ende 2019 zum Ende 2019

4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020
in % in %

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 102.376.200 100.008.300 17.857.300 21.956.650 51.501.100 48.756.000 42.842.930 51.977.600 73,35 74,89

Darmstadt-Dieburg 118.475.088 133.054.027 25.775.180 31.371.687 56.293.959 54.459.088 49.514.594 53.696.702 72,42 75,79

Groß-Gerau 123.787.200 131.938.600 29.320.664 36.533.500 54.536.592 52.519.500 32.556.455 28.930.400 72,59 71,24

Hochtaunus  100.220.573 102.010.374 19.087.822 21.305.598 53.073.932 50.758.758 25.309.928 32.166.499 70,24 71,84

Main-Kinzig 167.318.375 192.528.368 39.016.017 47.350.000 84.736.382 81.369.976 39.783.055 50.211.852 66,47 75,70

Main-Taunus 111.986.425 118.240.403 17.866.418 22.955.029 59.031.445 55.137.100 32.171.322 34.980.304 77,13 82,74

Odenwaldkreis 35.517.653 35.037.032 9.333.676 9.756.183 17.898.588 17.245.030 15.276.581 18.965.049 68,86 69,18

Offenbach 153.131.164 164.724.072 43.387.760 42.623.878 72.149.698 70.555.000 55.287.894 56.458.632 78,87 79,44

Rheingau-Taunus 69.588.823 74.402.389 13.101.282 15.812.144 35.653.596 34.407.950 31.504.922 34.686.894 80,13 82,26

Wetterau 137.772.823 142.969.960 24.703.358 29.057.883 57.714.300 56.337.705 36.876.231 41.649.938 76,28 79,72

Reg.Bez.Darmstadt 1.120.174.324 1.194.913.525 239.449.477 278.722.552 542.589.592 521.546.107 361.123.913 403.723.870 73,63 76,28

Gießen 121.271.479 135.198.130 30.472.813 36.031.871 53.554.573 50.899.000 31.744.651 33.752.714 78,71 82,71

Lahn-Dill 112.864.266 118.086.043 19.449.312 27.442.908 50.018.202 48.823.360 23.424.328 24.828.341 69,01 69,76

Limburg-Weilburg 70.299.986 75.190.378 15.636.351 16.753.162 31.843.238 30.182.852 19.895.187 22.677.111 70,21 73,88

Marburg-Biedenkopf 106.469.142 112.591.427 20.273.209 21.573.728 50.792.006 50.325.000 21.267.135 26.285.054 76,43 79,31

Vogelsberg 42.810.259 47.306.730 7.115.301 9.832.080 19.648.470 18.672.800 23.464.112 24.047.390 79,33 80,52

Reg.Bez. Gießen 453.715.132 488.372.708 92.946.987 111.633.749 205.856.489 198.903.012 119.795.414 131.590.610 74,74 77,23

Fulda 75.315.388 88.690.840 6.056.071 16.419.964 43.859.652 42.012.000 20.113.189 27.264.326 63,00 73,22

Hersfeld-Rotenburg 44.933.244 50.068.087 6.025.151 9.552.427 22.830.792 21.432.663 23.090.470 24.537.066 72,24 77,58

Kassel      96.518.061 100.013.806 14.390.160 16.292.020 42.936.683 41.441.083 32.236.817 35.235.551 74,79 77,14

Schwalm-Eder 61.075.521 66.129.737 9.442.349 9.694.270 32.961.384 31.151.700 23.243.264 22.753.540 67,17 69,79

Waldeck-Frankenberg 53.280.572 65.051.111 6.537.000 10.715.984 29.925.572 28.153.700 17.360.000 17.065.445 62,09 69,27

Werra-Meißner  42.390.977 46.379.564 7.549.762 8.633.595 18.593.564 17.669.575 13.789.880 14.045.198 72,40 73,56

Reg.Bez. Kassel 373.513.763 416.333.145 50.000.493 71.308.260 191.107.647 181.860.721 129.833.620 140.901.126 68,62 73,43

Land Hessen 1.947.403.219 2.099.619.378 382.396.956 461.664.562 939.553.728 902.309.840 610.752.947 676.215.606 72,46 75,69

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 und 
06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II

incl. LWV-Umlage

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020

davon
Zuschussbedarf
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4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020 2019 2020
in % in %

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 102.376.200 100.008.300 17.857.300 21.956.650 51.501.100 48.756.000 42.842.930 51.977.600 73,35 74,89

Darmstadt-Dieburg 118.475.088 133.054.027 25.775.180 31.371.687 56.293.959 54.459.088 49.514.594 53.696.702 72,42 75,79

Groß-Gerau 123.787.200 131.938.600 29.320.664 36.533.500 54.536.592 52.519.500 32.556.455 28.930.400 72,59 71,24

Hochtaunus  100.220.573 102.010.374 19.087.822 21.305.598 53.073.932 50.758.758 25.309.928 32.166.499 70,24 71,84

Main-Kinzig 167.318.375 192.528.368 39.016.017 47.350.000 84.736.382 81.369.976 39.783.055 50.211.852 66,47 75,70

Main-Taunus 111.986.425 118.240.403 17.866.418 22.955.029 59.031.445 55.137.100 32.171.322 34.980.304 77,13 82,74

Odenwaldkreis 35.517.653 35.037.032 9.333.676 9.756.183 17.898.588 17.245.030 15.276.581 18.965.049 68,86 69,18

Offenbach 153.131.164 164.724.072 43.387.760 42.623.878 72.149.698 70.555.000 55.287.894 56.458.632 78,87 79,44

Rheingau-Taunus 69.588.823 74.402.389 13.101.282 15.812.144 35.653.596 34.407.950 31.504.922 34.686.894 80,13 82,26

Wetterau 137.772.823 142.969.960 24.703.358 29.057.883 57.714.300 56.337.705 36.876.231 41.649.938 76,28 79,72

Reg.Bez.Darmstadt 1.120.174.324 1.194.913.525 239.449.477 278.722.552 542.589.592 521.546.107 361.123.913 403.723.870 73,63 76,28

Gießen 121.271.479 135.198.130 30.472.813 36.031.871 53.554.573 50.899.000 31.744.651 33.752.714 78,71 82,71

Lahn-Dill 112.864.266 118.086.043 19.449.312 27.442.908 50.018.202 48.823.360 23.424.328 24.828.341 69,01 69,76

Limburg-Weilburg 70.299.986 75.190.378 15.636.351 16.753.162 31.843.238 30.182.852 19.895.187 22.677.111 70,21 73,88

Marburg-Biedenkopf 106.469.142 112.591.427 20.273.209 21.573.728 50.792.006 50.325.000 21.267.135 26.285.054 76,43 79,31

Vogelsberg 42.810.259 47.306.730 7.115.301 9.832.080 19.648.470 18.672.800 23.464.112 24.047.390 79,33 80,52

Reg.Bez. Gießen 453.715.132 488.372.708 92.946.987 111.633.749 205.856.489 198.903.012 119.795.414 131.590.610 74,74 77,23

Fulda 75.315.388 88.690.840 6.056.071 16.419.964 43.859.652 42.012.000 20.113.189 27.264.326 63,00 73,22

Hersfeld-Rotenburg 44.933.244 50.068.087 6.025.151 9.552.427 22.830.792 21.432.663 23.090.470 24.537.066 72,24 77,58

Kassel      96.518.061 100.013.806 14.390.160 16.292.020 42.936.683 41.441.083 32.236.817 35.235.551 74,79 77,14

Schwalm-Eder 61.075.521 66.129.737 9.442.349 9.694.270 32.961.384 31.151.700 23.243.264 22.753.540 67,17 69,79

Waldeck-Frankenberg 53.280.572 65.051.111 6.537.000 10.715.984 29.925.572 28.153.700 17.360.000 17.065.445 62,09 69,27

Werra-Meißner  42.390.977 46.379.564 7.549.762 8.633.595 18.593.564 17.669.575 13.789.880 14.045.198 72,40 73,56

Reg.Bez. Kassel 373.513.763 416.333.145 50.000.493 71.308.260 191.107.647 181.860.721 129.833.620 140.901.126 68,62 73,43

Land Hessen 1.947.403.219 2.099.619.378 382.396.956 461.664.562 939.553.728 902.309.840 610.752.947 676.215.606 72,46 75,69

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 und 
06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II

incl. LWV-Umlage

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020

davon
Zuschussbedarf

6 7.1 7.2 7.3 7.4 7.5 7.6

Landkreis Einwohnerzahl

30.09.19 insgesamt je Einw. insgesamt je Einw. insgesamt je Einw.
gem. HSL

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 270.339 41.826.537 154,72 0 0,00 128.912.475 476,85

Darmstadt-Dieburg 298.108 132.171.051 443,37 25.000.000 83,86 504.242.800 1.691,48

Groß-Gerau 275.806 217.118.152 787,21 22.014.361 79,82 12.245.818 44,40

Hochtaunus 237.223 598.885.467 2.524,57 0 0,00 223.142.701 940,65

Main-Kinzig 420.793 211.177.260 501,86 0 0,00 111.995.634 266,15

Main-Taunus 238.513 366.155.437 1.535,16 0 0,00 109.456.928 458,91

Odenwaldkreis 96.804 20.309.334 209,80 0 0,00 111.804.000 1.154,95

Offenbach 355.644 375.241.145 1.055,10 2.790.000 7,84 18.104.000 50,90

Rheingau-Taunus 187.379 78.240.822 417,55 0 0,00 52.621.000 280,83

Wetterau 307.892 153.235.895 497,69 0 0,00 17.506.540 56,86

Reg.Bez.Darmstadt 2.688.501 2.194.361.100 816,20 49.804.361 18,52 1.290.031.896 479,83

Gießen 269.455 95.319.755 353,75 0 0,00 5.057.000 18,77

Lahn-Dill 253.710 305.529.175 1.204,25 14.394.702 56,74 79.564.780 313,61

Limburg-Weilburg 172.314 32.572.831 189,03 0 0,00 157.464.200 913,82

Marburg-Biedenkopf 246.814 86.814.001 351,74 0 0,00 11.773.721 47,70

Vogelsberg 105.835 56.293.917 531,90 0 0,00 14.000.391 132,29

Reg.Bez. Gießen 1.048.128 576.529.678 550,06 14.394.702 13,73 267.860.092 255,56

Fulda 223.014 87.857.093 393,95 0 0,00 1.512.054 6,78

Hersfeld-Rotenburg 120.757 98.490.328 815,61 0 0,00 101.000.000 836,39

Kassel      237.032 107.371.875 452,98 0 0,00 27.506.756 116,05

Schwalm-Eder 179.967 87.050.233 483,70 0 0,00 0 0,00

Waldeck-Frankenberg 156.659 175.843.977 1.122,46 0 0,00 34.515.992 220,33

Werra-Meißner  100.628 68.668.567 682,40 2.597.381 25,81 347.142 3,45

Reg.Bez. Kassel 1.018.057 625.282.072 614,19 2.597.381 2,55 164.881.944 161,96

Land Hessen 4.754.686 3.396.172.851 714,28 66.796.444 14,05 1.722.773.932 362,33

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2019 und 2020

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für 
Investitionen gem. Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 
gem. Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung, der ant. Schulden im 

Rahmen von Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden sowie ant. Schulden im 

Rahmen der Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

zum Ende 2019 zum Ende 2019 zum Ende 2019
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